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1 Zusammenfassung für Entscheidungsträger:innen 

Zentrale Empfehlungen 

Um den Herausforderungen der Zukunft gerecht zu werden, muss eine Regierung die Institu-
tionalisierung Strategischer Vorausschau (SV) ambitioniert vorantreiben. Auf Basis der geführ-
ten Interviews in allen Ressorts der Bundesregierung, der Analyse internationaler Erfahrungen 
und der Erkenntnisse der Verwaltungswissenschaft verweist die Studie auf Elemente, die in je-
dem Fall umgesetzt werden sollten, um die Zukunftsfähigkeit der Regierungsarbeit zu stärken: 

Dazu gehören: 

• die verstärkte Koordination der SV Aktivitäten innerhalb der Bundesregierung,  
• die Durchführung von ressortübergreifenden Prozessen der strategischen Vorausschau 

für herausragende Zukunfts- und Transformationsthemen, z.B. im Rahmen missionsorien-
tierter Politikansätze, 

• Etablierung von Mechanismen der Integration von SV Ergebnissen in Entscheidungsfin-
dungsprozesse und konkrete Politikmaßnahmen, 

• die Einrichtung eines regierungsübergreifenden Horizon Scannings1, 
• der Ausbau der SV Kapazitäten (strukturell, personell, kulturell) in allen Ressorts und im 

Bundeskanzleramt, 
• eine breite Kompetenzentwicklung in SV Methoden und Kooperationstechniken, 
• die Qualitätssicherung von SV Ansätzen in der Regierung, 
• verstärkte Interaktion mit der nationalen und internationalen SV Landschaft. 

Zur unmittelbaren Umsetzung können insbesondere beitragen: 

• die Verankerung der Nutzung Strategischer Vorausschau in einer regierungsweiten Ver-
einbarung, 

• die Benennung eines verantwortlichen Gremiums für die Umsetzung der Vereinbarung, 
• die zeitnahe Vereinbarung erster konkreter Themen für ressortübergreifende SV Prozesse, 
• die kontinuierliche Weiterentwicklung der Institutionalisierung von SV in einer breiten 

Führungskoalition. 
• die Einrichtung eines gemeinsamen Zukunftslabors innerhalb der Regierung. 

Um nachhaltig Wirksamkeit zu entfalten, müssen diese Elemente in ein Gesamtkonzept für 
SV Institutionalisierung eingebunden werden, um so ein funktionierendes und auf Dauer 
tragfähiges SV-Ökosystem zu schaffen. Als besonders wirkungsvolle Umsetzungsform kris-
tallisiert sich die Einrichtung eines gemeinschaftlich von den Ressorts gesteuerten regie-
rungsübergreifenden Zukunftslabors heraus, das SV Prozesse und -Produkte in hoher Qua-
lität für alle Ebenen der Ministerialverwaltung bereitstellt und diese regelmäßig in Kabinetts-
sitzungen und -klausuren einspeist. 

Langfristig ist zur Verankerung von vorausschauendem Regierungshandeln ein Wandel der Ar-
beits- und Denkkultur der Verwaltung notwendig. Der dazu notwendige Kulturwandel muss 
auch Veränderungen in den Karrierestrukturen und –anreizen umfassen. 

                                                 
1 Das Symbol  verweist auf das Glossar, in dem ausgewählte Begriffe Strategischer Vorausschau eingeführt werden. 
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Strategische Vorausschau für Erneuerung, Transformation und Generationengerech-
tigkeit 

Es besteht heute weitgehende Einigkeit darüber, dass Politik es sich zur Aufgabe machen muss, 
Gerechtigkeit und Freiheit generationsübergreifend zu sichern. Eine Stärkung vorausschauen-
der und vorsorgender Regierungsführung fordern nicht nur Gerichte und soziale Bewegungen 
weltweit ein. Auch viele politische Akteure innerhalb und außerhalb der Bundesregierung ver-
langen eine Stärkung der Kapazitäten für langfristiges Denken und Handeln, um den gro-
ßen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts besser gerecht zu werden. 

Angesichts der zunehmenden Vernetzung, Geschwindigkeit und Komplexität globaler Systeme 
stellt eine solche vorausschauende und vorsorgende Regierungsführung hohe Anforderungen 
an den Regierungsapparat. Sie erfordert eine ausgeprägte Aufmerksamkeit für Signale begin-
nender Veränderungen, eine Kultur des Hinterfragens von Zukunftsannahmen, ein systemati-
sches Aufbrechen von Wahrnehmungsfiltern ( Zukunfts Biases) und die konsequente Ein-
übung horizontaler und systemischer Denkweisen. 

Die Strategische Vorausschau (SV) bietet eine Fülle von Ansätzen zur strukturierten Auseinan-
dersetzung mit Zukunftsfragen, die unsere Fähigkeiten des kompetenten Umgangs mit Kom-
plexität und Unsicherheit systematisch stärken.  
Dennoch werden aufgrund unzureichender Institutionalisierung bislang viele Chancen vertan. 
Die Potenziale bleiben ungenutzt, weil Kapazitäten und Kompetenzen, Reflexionsräume und 
Mechanismen zum Einspeisen der Ergebnisse in das Regierungshandeln fehlen. Es bleibt 
allzu oft bei der bloßen Vorausschau. Die Verknüpfung von SV mit strategischer Politik-
formulierung und politischer Planung bleibt meist aus. 

• Wie kann es gelingen, die Ansätze der Strategischen Vorausschau in die Regierungsarbeit 
zu integrieren?  

• Wie kann sichergestellt werden, dass SV Ergebnisse auch tatsächlich einen Mehrwert für 
Entscheidungs-, Rechtsetzungs- und Strategieprozesse bieten und effizient in diese über-
führt werden? 

• Wie können Perspektiven über Ressortgrenzen und Silos hinweg zusammengeführt wer-
den?  

• Wie kann aber auch erreicht werden, dass nicht nur einzelne große Strategien, sondern 
auch die tägliche Regierungs- und Verwaltungsarbeit mit ihrer Vielzahl von Beobachtun-
gen, Beurteilungen, Priorisierungen und Entscheidungen von SV Prozessen profitiert, dass 
Vorausschau nicht nur ad-hoc stattfindet, sondern in die DNA der Verwaltung eingebaut 
wird? 

Diese Fragen nach den Gelingensbedingungen vorausschauender Regierungsführung und vo-
rausschauenden Verwaltungshandelns stellen sich für jedes historisch gewachsene Regie-
rungssystem auf eigene Weise. In dieser Studie wurden daher die Bedingungen für eine erfolg-
reiche Institutionalisierung Strategischer Vorausschau spezifisch für die deutsche Bundesregie-
rung untersucht.  

Dazu wurde eine umfangreiche Interviewstudie mit 30 Ministerialbeamt:innen aus allen Res-
sorts der Bundesregierung (je Ressort ein Interview auf St/AL-Ebene und mindestens eines auf 
Fachebene) sowie mit SV Expert:innen in Wissenschaft und Wirtschaft durchgeführt. Zudem 
wurden die Vorausschau-Systeme in den Regierungen von Finnland, Kanada, UK, Singapur, 
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Spanien und der EU Kommission anhand von Experteninterviews mit den Akteuren und Litera-
turrecherche analysiert. Als Basis für die Untersuchung wurden wissenschaftliche Erkenntnisse 
aus der Verwaltungs- und Politikwissenschaft ausgewertet. 

 

Verwaltungsstrukturen und -routinen hemmen vorausschauende Regierungsführung 

Die geführten Interviews zeigen: Eine stärkere Institutionalisierung von Strategischer Vo-
rausschau findet breite Unterstützung in den Ressorts. Allerdings werden Ansätze voraus-
schauender Regierungsführung bislang durch verschiedene Barrieren gehemmt. 

Zuvorderst steht das Silodenken, das Austausch und Absprache zwischen den Verwaltungs-
einheiten stark begrenzt. Dies wird verstärkt durch einen Mangel an Gelegenheiten zum offe-
nen Austausch jenseits formaler Abstimmungsprozesse und Machtstrukturen sowie die zum 
Teil geringe Kenntnis der Arbeitsweisen anderer Abteilungen und Ressorts. 

In der Verwaltungswissenschaft gilt die „negative Koordination”, also die Einigung auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner über formale Mitzeichnungsprozesse, als prägend für 
den Prozess der Politikentwicklung und Gesetzesvorbereitung in der deutschen Ministerialver-
waltung. Dagegen ist „positive Koordination”, die frühzeitige und kontinuierliche Zusam-
menarbeit verschiedener Akteure in Prozessen der Politikentwicklung mit dem Ziel der Entde-
ckung von Synergieeffekten und einer möglichst effektiven und nachhaltigen Problemlösung, 
nur in seltenen Fällen möglich. 

Zudem führen fragmentierte Strukturen verbunden mit dem starken Hierarchieprinzip in der 
Verwaltung zu einer unvollkommenen Wahrnehmung von Problemlagen (selektive Perzep-
tion). Diese vertikale Logik wird realen Problemen, die sich zunehmend in horizontalen Ketten 
entwickeln und fachübergreifende bzw. systemische Lösungsansätze erfordern, nicht gerecht. 

Eine weitere Barriere ist die Gegenwartsfixierung durch Verhaftung im Tagesgeschäft und 
Fokus auf Medienresonanz sowohl bei politischen Entscheidungsträger:innen als auch in der 
Ministerialbürokratie. Die Bereitschaft, sich mit Risiken und negativen Entwicklungen auseinan-
derzusetzen sowie Nichtwissen offen einzugestehen, ist gering.  

Auch der Führungsstil ermutigt nicht überall unbequeme Fragen und neue Ideen, feste Karrie-
rewege stehen vorausschauenden Denkweisen teils entgegen. Daher konstatiert die Studie, 
dass die Arbeits- und Denkkultur in der Verwaltung zu wenig Raum für das Reflektieren von 
Alternativen, Analysieren von Konflikten und Hinterfragen von Annahmen lässt. 

Schließlich besteht ein Engpass zwischen der Generierung von Zukunftswissen und dem Ein-
speisen in die Umsetzung. Dieses Umsetzungsdefizit von Strategischer Vorausschau liegt teil-
weise im mangelnden Zusammenspiel von leitenden und operativen Einheiten begründet, es 
besteht jedoch auch eine tiefergehende Schwierigkeit, von bewährten Mustern abzuwei-
chen und neue Ansätze zu erproben. Dies führt zu einer geringen Nachfrage nach Zukunfts-
perspektiven sowohl von der Leitung als auch von den operativen Einheiten in den Fachabtei-
lungen der Bundesministerien. 

 

Strategische Vorausschau als Wegbereiter für horizontale, systemische Perspektiven 

Die Studie zeigt klar, dass eine Institutionalisierung Strategischer Vorausschau dazu beitragen 
kann, viele der genannten Barrieren vorausschauender Regierungsführung zu überwinden. 
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SV kann Wegbereiter sein für eine vorsorgende, innovative und transformative Politik, die 
schwelende Themen und Krisen frühzeitig erkennt und proaktiv aufgreift und auch komplexe 
Querschnittsherausforderungen kompetent adressiert. Die erfolgreichen Beispiele aus dem 
Ausland verweisen ebenso wie die Erfahrungen unserer Interviewpartner:innen und die Hin-
weise aus der Theorie auf eine Reihe von Potenzialen: 

In Prozessen Strategischer Vorausschau können aus vielfältigen Zukunftsbeobachtungen, Zu-
kunftswünschen und Zukunftserwartungen Grundlagen für zukunftsorientierte Entscheidun-
gen und Strategien entwickelt werden. Basierend auf einem soliden Fundament wissenschaft-
licher Erkenntnisse aus Komplexitäts-, Kognitions-, Innovations-, Organisations- und nicht zu-
letzt Zukunftsforschung können Prozesse Strategischer Vorausschau kooperative, missi-
onsorientierte Formen der Strategieentwicklung maßgeblich unterstützen. 

Institutionalisierte SV generiert systematisch zukunftsorientierte Perspektiven, speist diese 
kontinuierlich in die Ministerialverwaltung ein und unterstützt diese dabei, solche Erkenntnisse 
selbst zu gewinnen. Ein solches „Denken auf Vorrat“ umfasst eine breite Palette von Elementen. 
Ein wichtiger Bestandteil ist die Früherkennung im Sinne eines kontinuierlichen Horizon 
Scannings, die Hinweise auf beginnende Entwicklungen, neue Chancen und Risiken sowie 
mögliche Disruptionen und Krisen liefert. Über eine sorgfältige Pflege von Schnittstellen der 
SV zu den operativen sowie strategischen Ebenen der Regierung kann erreicht werden, dass 
diese Zukunftsperspektiven in konkrete Politikentwicklung einfließen. 

Weiterhin schafft eine gelungene institutionalisierte SV Freiräume für innovative Formen der 
Zusammenarbeit über die Grenzen von Politikbereichen hinweg. Dabei entsteht Wissen, 
das über die Summe aller einzelnen Erkenntnisse in den Ressorts hinauswächst. Synergieef-
fekte werden aufgedeckt und horizontale, systemische Perspektiven gestärkt. Besonders 
langfristige und transformative Politikansätze können frühzeitig über SV Prozesse koordiniert 
werden. 

Eine institutionalisierte SV stärkt die Verwaltungsakteure in einem kompetenten Umgang 
mit Wandel, Komplexität und Unsicherheit. Dazu gehört eine Sensibilisierung für die Mög-
lichkeit unerwarteter, disruptiver Entwicklungen und systemischer Risiken sowie für blinde Fle-
cken und Wahrnehmungsfilter. Durch kontinuierliches Hinterfragen von Zukunftsannahmen 
und deterministischen Denkmustern wird eine offenere und reichhaltigere Perspektive auf die 
Handlungsmöglichkeiten in der Gegenwart eröffnet. 

Schließlich fördert die Strategische Vorausschau eine reflektierte Risikokultur und ermutigt ex-
perimentelle Politikansätze.  
  

Ein aktuelles Beispiel ist die Zukunftskommission Landwirtschaft, der es 2021 gelang u.a. mit-
hilfe eines strukturierten Szenarioprozesses sich trotz konträrer Positionen der beteiligten 
Interessengruppen aus Zivilgesellschaft, Landwirtschaft und Politik auf einen wünschenswer-
ten Zielkorridor für die Landwirtschaft in 2030 zu verständigen. In der „AG Zukünfte“ disku-
tierten Menschen mit ganz verschiedenen Hintergründen und jeden Alters kontrovers aber 
konstruktiv und mit großem Engagement. Viele bewerteten den SV Prozess als Bereicherung 
und wünschten sich die Ausweitung auf die gesamte Kommission. Zwei Ministerien mit sehr 
unterschiedlichen Zugängen zu der Thematik (BMEL und BMU) setzten den Prozess gemein-
sam auf. 
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Status Quo zeigt viele Anknüpfungspunkte, aber noch wenig Integration 

Die Analyse des Status Quo zeigt eine Reihe hochentwickelter SV Ansätze in einigen Res-
sorts und nachgeordneten Behörden der Bundesregierung wie etwa im AA, BMAS, BMBF, 
BMU/UBA, BMVg/Planungsamt und BMZ. Zudem verweist die unverändert große Nachfrage 
nach der 2016 vom Bundeskanzleramt initiierten Weiterbildung „Methodenseminar Strategi-
sche Vorausschau“ der Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS) auf einen zunehmenden 
Kompetenzaufbau in der gesamten Regierung und nachgeordneten Behörden.  

Schließlich hat der 2019/2020 begonnene Aufbau von SV Kapazität im Bundeskanzleramt den 
Austausch zwischen den SV Aktivitäten der Ressorts deutlich verbessert und zu ersten über-
greifenden Überlegungen geführt. Insbesondere der vom BKAmt koordinierte „Ressortkreis 
Strategische Vorausschau“, in dem alle Ressorts vertreten sind, stellt aus Sicht aller Inter-
viewpartner:innen einen erheblichen Fortschritt dar. 

Dennoch fehlt ein ressortübergreifender SV-Ansatz, ein politisch-strategisches Mandat und die 
Integration von Ergebnissen in die Entscheidungsfindungsprozesse. Es gibt weder ressortüber-
greifende SV Prozesse zu wesentlichen Zukunfts- bzw. Transformationsthemen noch eine Basis 
oder einen Rahmen für die gemeinsame Auseinandersetzung mit Zukunftsfragen über alle Po-
litikbereiche hinweg. Darüber hinaus fehlt es überwiegend an hochqualifiziertem SV Personal 
im BKAmt und in den Ressorts. 

 

Erfolgsbeispiele im Ausland verdeutlichen Nachholbedarf Deutschlands 

Der Blick ins Ausland zeigt viele Ansätze zur Institutionalisierung von SV, die auch vielverspre-
chend für Deutschland sind. So existieren in den untersuchten Ländern Kanada, Singapur, 
Finnland, Spanien, UK und auf EU-Ebene SV-Teams innerhalb der Regierung, die erfolg-
reich die strategische Arbeit vieler Regierungseinheiten unterstützen, SV Produkte und Mate-
rialien in hoher Qualität bereitstellen, intensive Kompetenzbildung betreiben und auch koor-
dinierende Funktionen übernehmen. 

So arbeitet in Kanada der ressortübergreifende Think Tank „Policy Horizons Canada“ allen Mi-
nisterien und dem Premierminister zu, produziert hochwertige Analysen und Szenarien auf 
Grundlage von SV-Methoden und unterstützt Regierungseinheiten bei der Strategieentwick-
lung. Ganz ähnlich arbeitet in der EU Kommission das „Competence Centre Foresight“ in SV 
Prozessen sowohl mit einzelnen oder mehreren Generaldirektionen (DGs) als auch für die zent-
rale Ebene.  

In Finnland arbeiten die Ministerien, koordiniert vom Prime Ministers Office, in übergreifenden 
Prozessen Strategischer Vorausschau zusammen und veröffentlichen langfristige Berichte zur 
Zukunft des Landes. Dabei werden Bürgerinnen und Bürger im ganzen Land breit einbezogen. 
In allen untersuchten Ländern bieten die regierungseigenen SV Einheiten maßgeschneiderte 
Weiterbildungen und landesspezifische Unterstützungsmaterialien für SV Prozesse an. 
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Institutionalisierung mit Augenmaß 

Um die oben beschriebenen Potenziale dauerhaft zu erschließen, ist eine angemessene Einbet-
tung der Strategischen Vorausschau in Routinen, Strukturen und Kultur der Ministerialverwal-
tung notwendig. Dabei muss eine zu starre Formalisierung vermieden werden, um die für 
SV so wichtige Offenheit und Flexibilität für neue Perspektiven nicht zu verbauen.  

Auf Basis der geführten Interviews und internationaler Erfahrungen verweist die Studie auf ei-
nige Elemente, die in jedem Fall umgesetzt werden sollten, um die Zukunftsfähigkeit der Re-
gierungsarbeit zu stärken. Dazu gehören: 

 

• die verstärkte Koordination der SV Aktivitäten innerhalb der Bundesregierung,  
• die Durchführung von ressortübergreifenden Prozessen der strategischen Vorausschau 

für herausragende Zukunfts- und Transformationsthemen, z.B. im Rahmen missions-  ori-
entierter Politikansätze, 

• Etablierung von Mechanismen der Integration von SV Ergebnissen in Entscheidungsfin-
dungsprozesse und konkrete Politikmaßnahmen, 

• der Ausbau der SV Kapazitäten (strukturell, personell, kulturell) in allen Ressorts und im 
Bundeskanzleramt, 

• die Einrichtung eines regierungsübergreifenden Horizon Scannings, 
• eine breite Kompetenzentwicklung in SV Methoden und Kooperationstechniken, 
• die Qualitätssicherung von SV Ansätzen in der Regierung, 
• verstärkte Interaktion mit der nationalen und internationalen SV Landschaft. 

Jedes dieser Elemente ist für sich genommen sinnvoll. Um nachhaltig Wirksamkeit zu entfalten, 
müssen sie jedoch in ein Gesamtkonzept für SV Institutionalisierung eingebunden werden, um 
so ein funktionierendes und auf Dauer tragfähiges Gesamt-Ökosystem zu schaffen. 

 

Drei Optionen für eine ganzheitliche Institutionalisierung 

Die Studie skizziert drei Optionen für eine ganzheitliche Institutionalisierung Strategischer 
Vorausschau. Der Kapazitätsaufbau in den Ressorts und das Ausrollen der BAKS Weiterbildung 
ist in allen drei Optionen vorausgesetzt. Jede Option adressiert die erarbeiteten Anforderungen 
in verschiedenem Maße und auf verschiede Weise: 

 

Option 1 Verteilte Strategische Vorausschau: 
Dezentrales Modell mit Koordinationseinheit im Bundeskanzleramt 

Diese Option beschreibt eine inkrementelle Fortführung des bisherigen Institutionalisie-
rungsansatzes mit einer überwiegend dezentralen Steuerung der SV Aktivitäten der Bun-
desregierung. Der Kapazitäts- und Kompetenzaufbau in den Ressorts wird fortgesetzt und 
gleichzeitig die koordinierende Rolle der SV-Einheit im Bundeskanzleramt weiterentwi-
ckelt. Gemeinsame SV Prozesse werden bottom-up durch die Ressorts durchgeführt. 

Eine kleine Einheit im Bundeskanzleramt (4-5 Mitarbeitende) betreibt primär SV Arbeit für 
das eigene Haus, entwickelt den Austausch der Ressorts über den Ressortkreis SV weiter 
und pilotiert ein Horizon Scanning System. 
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Der schon bestehende Ressortkreis Strategische Vorausschau bleibt als administratives 
Gremium zum Austausch zwischen den Ressorts über die operative Arbeit bestehen, erhält 
aber eine stärkere Rolle und Sichtbarkeit. 

Option 2 Zentralisierte Vorausschau: 
Zentralmodell mit SV-Arbeitseinheit im Bundeskanzleramt 

Diese Option betont die Notwendigkeit der Etablierung einer regierungsinternen Feder-
führung für eine transformative Strategische Vorausschau. Sie beinhaltet eine starke zent-
rale Steuerung Strategischer Vorausschau durch das Bundeskanzleramt. Der Fokus liegt 
hier auf transformativen Querschnittsthemen wie Klimaschutz und Nachhaltigkeit, Digitali-
sierung sowie Außen- und Sicherheitspolitik. 

Eine starke SV-Arbeitseinheit im Bundeskanzleramt (10-15 Mitarbeitende) treibt aktiv 
übergreifende SV Prozesse in diesen Themenbereichen voran und implementiert ein inten-
sives themenspezifisches Horizon Scanning, das den Ressorts zugänglich ist. 

Befunde werden im Ressortkreis regelmäßig diskutiert, aber auch auf hoher Ebene u. a. im 
Kabinett präsentiert. Die Einheit erarbeitet und kommuniziert SV Qualitätsstandards und 
fördert ein gemeinsames Verständnis zentraler SV Konzepte innerhalb der Regierung. Sie 
vernetzt sich stark mit SV Akteuren im In- und Ausland. 

Option 3 Transformative, integrierte Strategische Vorausschau: 
Zukunftslabor der Bundesregierung 

In dieser Option wird regierungsübergreifende Strategische Vorausschau über die Einrich-
tung eines regierungsinternen SV-Think Tanks (Arbeitstitel „Zukunftslabor“) institutionali-
siert. Das Zukunftslabor bildet den Kern eines kreativen Denk- und Experimentierraums zur 
Stärkung kooperativer transformativer Problemlösungsansätze in der gesamten Bundesre-
gierung. 

Die 20-40 Mitarbeitenden stammen mehrheitlich aus den Ressorts, die jeweils ein bis zwei 
geeignete Mitarbeiter:innen des höheren Dienstes für ein bis drei Jahre hierhin abordnen. 
Sie arbeiten mit Fellows zusammen, die aus Wissenschaft und Praxis rekrutiert werden und 
ausgewiesene SV Methodenkenntnisse einbringen. 

Das Zukunftslabor betreibt kontinuierliche Strategische Vorausschau zu ressortübergrei-
fenden Zukunftsthemen. Es führt ein themenübergreifendes Horizon Scanning durch 
und erstellt speziell an die Bedarfe der Regierung angepasste SV Materialien. Es liefert re-
gelmäßig Beiträge für Sitzungen und Klausuren des Kabinetts und unterstützt die Ressorts 
nach Bedarf mit SV Prozessen und Methodenberatung. Das Zukunftslabor wird kooperativ 
gesteuert, ist aber in seiner Arbeit unabhängig. Es interagiert intensiv mit der nationalen 
und internationalen SV Landschaft und entwickelt und kommuniziert Standards und Quali-
tätskriterien für die SV der Regierung. 

 

Eine vergleichende Bewertung der Optionen ergibt für alle drei eine deutliche Verbesserung 
im Vergleich zum Status Quo. Das höchste Potenzial für eine Adressierung der identifizierten 
Anforderungen besteht jedoch bei Option 3, dem Zukunftslabor.  

Regierungseigenes Zukunftslabor verspricht besonders hohen Mehrwert 
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Indem dieses Modell die Vorteile der beiden anderen Optionen – breite Akzeptanz bei den 
Ressorts (Option 1) und eine starke Integration fragmentierter Perspektiven (Option 2) – kom-
biniert, hat es die größte Chance, die vorausschauende Regierungsführung deutlich voranzu-
bringen.  

Im Erfolgsfall wird diese Innovation erheblich dazu beitragen, die Kosten zu senken, die durch 
Reibungsverluste in den jetzigen wenig zukunftsgerechten fragmentierten Strukturen entste-
hen. 

 

Umsetzung erfordert klaren Prozess und Führungskoalition 

Um den beschriebenen Veränderungsprozess erfolgreich anzustoßen, bedarf es eines grund-
sätzlichen politischen Willens der Bundesregierung. Dieser muss in einem wirksamen Pro-
zess mit klaren Verantwortlichkeiten münden. Ein wichtiger Startpunkt ist hier die Aufnahme 
von Strategischer Vorausschau in eine regierungsweite Vereinbarung. Dies wird – unab-
hängig von dem präferierten Institutionalisierungsmodell – als realistischster Weg gesehen, um 
über die vorhandenen ressortspezifischen SV Aktivitäten hinauszugehen und insbesondere res-
sortübergreifende SV Aktivitäten zu fördern.  

Themen für erste gemeinsame SV Prozesse sollten möglichst rasch nach der Regierungs-
bildung festgelegt werden. Zur Umsetzung der übergreifenden SV Projekte und für die kon-
tinuierliche Weiterentwicklung der Institutionalisierung Strategischer Vorausschau ist eine 
breite Führungskoalition unerlässlich. Diese muss sich in formalen Strukturen niederschla-
gen. In jedem Fall sollte der Ressortkreis SV eine zentrale Rolle spielen. Dieser könnte durch 
einen Kreis von Staatssekretär:innen oder Unterabteilungsleiter:innen ergänzt werden. Schließ-
lich wird, insbesondere in Option 2 und 3 der Chef/die Chefin des Bundeskanzleramts eine 
wichtige Rolle spielen. 

Langfristig ist zur Verankerung von vorausschauendem Regierungshandeln ein Wandel der 
Arbeits- und Denkkultur der Verwaltung notwendig. Der dazu notwendige Kulturwandel 
kann nicht allein über Weiterbildung vorangetrieben werden, sondern muss auch Veränderun-
gen in den Karrierestrukturen und -anreizen umfassen, da diese aktuell stark vom Silodenken 
und der Gegenwartsfixierung geprägt sind. 
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2 Vorgehen 

Die hier präsentierten Erkenntnisse basieren auf der qualitativen Auswertung und Verdichtung 
von Aussagen, die in einer umfangreichen Interviewstudie mit Regierungsbeamt:innen gewon-
nen wurden. Diese Interviews dienten der Erfassung des Status Quo sowie der Bedarfsanalyse 
mithilfe von konkreten Beispielen einer Institutionalisierung Strategischer Vorausschau im Re-
gierungshandeln („Use Cases“). Darüber hinaus wurde die Studie durch ein wissenschaftlich-
theoretisches Fundament gestützt, welches eine übergreifende Interpretation des Materials er-
möglichte. Ergänzend wurde die Studie von Desk Research begleitet.  

Im Arbeitspaket 1 wurde zunächst der wissenschaftliche Diskurs zu Institutionalisierung Stra-
tegischer Vorausschau im Regierungshandeln untersucht und ein Wirkmodell entworfen. Im 
Kapitel Wissenschaftliche Grundlagen werden die Erkenntnisse aus diesem Arbeitspaket dar-
gestellt und erste Use Cases skizziert. Davon ausgehend wurde in den Arbeitspaketen 2 und 3 
eine Auswahl von Interviewpartner:innen getroffen sowie Leitfäden entwickelt. Nach Durchfüh-
rung von insgesamt 41 leitfadengestützten Interviews mit Verantwortlichen für Strategische 
Vorausschau im Ausland (AP2) und in allen Ressorts der Bundesregierung sowie einzelner Ak-
teure aus nachstehenden Behörden, Wissenschaft und Corporate Foresight (AP3), wurde das 
Material transkribiert und codiert. 

In dem Kapitel Internationale Perspektiven werden die Erkenntnisse aus den Interviews mit 
Regierungsbeamten aus dem Vereinigten Königreich, Kanada, der EU Ebene und Finnland dar-
gestellt und durch flankierende Rechercheeinsichten zu diesen Ländern sowie zusätzlich zu SV 
in Spanien, Singapur. In dem Kapitel Nationaler Status Quo wird der in den Interviews erfasste 
Ist-Zustand der Institutionalisierung von SV im deutschen Regierungshandeln beschrieben. 

Das Kapitel 6 beschreibt das Aufgaben- und Funktionsspektrum einer institutionalisierten Stra-
tegischen Vorausschau das sich aus den Befunden ergibt. Abschließend werden die Erkennt-
nisse aus allen Kapiteln zusammengezogen und drei Institutionalisierungs-Optionen vorge-
stellt. 
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Abbildung 1: Skizze des Studiendesigns 
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3 Wissenschaftliche Grundlagen 

3.1 Einleitung 
Strategische Vorausschau (SV) ermöglicht Entscheidungen und Strategien, die den großen Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts besser gerecht werden. Grundlage ist ein bewusster Um-
gang mit Zukunft beim Handeln in der Gegenwart ( Futures Literacy, Miller 2018). Dazu bietet 
Strategische Vorausschau eine Vielzahl von Ansätzen, mit deren Hilfe sich Gruppen ganz ver-
schiedener Art und Größe strukturiert mit möglichen oder wünschenswerten Zukünften ausei-
nandersetzen können. Diese strukturierenden SV Zukunftsdialog Formate helfen zum einen 
dabei, die vielfältigen Einzelperspektiven zu „kollektiver Intelligenz“ und ganzheitlichen Sys-
tembildern zusammenzuführen. Zum anderen zwingen sie uns, Vereinfachungen zu hinterfra-
gen, die wir im Alltag verwenden, um Entscheidungen treffen zu können, die aber der Unsi-
cherheit von Zukunft nicht gerecht werden und somit dazu führen, dass wir den Wandel kom-
plexer Systeme unter- oder überschätzen und sowohl Chancen als auch Risiken nicht adäquat 
wahrnehmen. 

Unter vorausschauender Regierungsführung (Anticipatory Governance) verstehen wir die Ein-
bettung solcher Auseinandersetzungen in sämtliche Aspekte des Regierungshandelns (OECD 
2019), wie sie in immer mehr Ländern weltweit vorangetrieben wird (School of International 
Futures 2021). Dies erfordert ein Überdenken der bestehenden Prozesse und Strukturen inner-
halb der Regierung, darunter insbesondere neue Formen der bereichsübergreifenden Zusam-
menarbeit und der systematischen Einbeziehung vielfältiger Akteursgruppen. 

Diese Studie untersucht die Erfolgsbedingungen für eine solche Institutionalisierung strategi-
scher Vorausschau als Prozess und Methode in der deutschen Bundesregierung. 

Angesichts zunehmend komplexer Herausforderungen und eines gesteigerten Verantwor-
tungsbewusstseins für die Langzeitfolgen politischen Handelns besteht heute weitgehende Ei-
nigkeit darüber, vorausschauende Regierungsführung stärken zu müssen. Wie aber kann eine 
Institutionalisierung konkret aussehen? Welche Aspekte müssen dabei bedacht werden? Wel-
che wissenschaftlichen Diskurse können Anhaltspunkte geben?  

Um diesen Fragen nachzugehen, werfen wir zunächst einen Blick auf Diskurse aus den Politik- 
Management- und Verwaltungswissenschaften und fassen diese mit Hinblick auf Ansätze für 
gelingende Institutionalisierung von Prozessen in der Regierungsführung zusammen. Daran 
anschließend ergänzen wir die Schlüsse aus der allgemeinen Betrachtung mit einer Zusam-
menschau von Studien, die sich direkt mit der Institutionalisierung strategischer Vorausschau 
im Regierungshandeln befassen. Abschließend integrieren wir die Befunde und skizzieren auf 
dieser Basis erste Hypothesen über mögliche Interventionslogiken zur Institutionalisierung von 
SV in der Bundesregierung, die dann im weiteren Verlauf der Studie durch Interaktion mit den 
Akteuren überprüft und weiterentwickelt werden. 

3.2 Literaturreview 

3.2.1 Institutionalisierung 
In den Sozialwissenschaften gibt es ein unterschiedlich enges bzw. weites Begriffsverständnis 
von Institutionen. Fasst man den Begriff der Institution eng, so bleibt er auf Regelsysteme be-
schränkt. Als solcher umfasst er „zwar nicht nur formale rechtliche Regelungen, sondern auch 
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informelle Regelungen, soziale Normen, Konventionen oder Erwartungen. Gleichzeitig umfasst 
dieser Institutionenbegriff aber nicht auch Mythen oder unhinterfragte Praktiken des Alltags-
lebens.“ (Jacobi 2007, S. 9). Der weite Institutionenbegriff, der auch unhinterfragte Praktiken 
des Alltagslebens umfasst, ist typisch für den soziologischen Neo-Institutionalismus (Hall und 
Taylor 1996, S. 14f.). Scott (2008), ein wichtiger Vertreter des soziologischen Neo-Institutiona-
lismus, unterscheidet Institutionen nach ihrer Hauptfunktion. Die handlungsregelnde Kraft von 
Institutionen, d.h. wie sie wirken, entfaltet sich demnach über drei unterschiedliche Mechanis-
men (auch: „Säulen“).  

• „Regulative Institutionen generieren Handlungen via explizit formulierter Regeln und Ge-
setze.“ (Senge 2006, S. 38). Die regulative Säule umfasst somit formal fixierte Regeln, die 
festlegen, welche Aufgaben und Kompetenzen Organisationsmitglieder haben und wie 
sie sich verhalten müssen, wenn Sie keine Sanktionen befürchten wollen. Beispiele hierfür 
sind Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Geschäftsverteilungspläne, Organi-
sationspläne oder Tätigkeitsbeschreibungen. Rechtliche und formal-organisatorische As-
pekte gehören in diese Kategorie. 

• „Normative Institutionen generieren Handlungen über Normen und Werte.“ (Senge 2006, 
S. 38). Die normative Säule umfasst also die in der Regel nicht schriftlich festgelegten 
Vorstellungen angemessenen Verhaltens in einer Organisation, d. h. die Normen und 
Werte, die ausdrücken, „welches Verhalten als wünschenswert und gut oder auch als ab-
zulehnen und schlecht anzusehen ist“ (Senge 2006, S. 38). Obwohl diese Regeln häufig 
einen informellen Charakter haben, sind sie trotzdem sehr stabil und prägend für das Ver-
halten der Organisationsmitglieder. Sie werden befolgt, weil der von anderen Akteuren 
ausgeübte Erwartungsdruck hoch ist, oder weil die Normen und Werte internalisiert wur-
den. 

• „Kognitive Institutionen beziehen sich auf die Art und Weise, wie die empirische Wirklich-
keit erfahren wird.“ (Senge 2006, S. 39). Die kognitive Säule bezieht sich demnach auf all-
gemein anerkannte Tatsachen sowie Annahmen und Vorstellungen über soziale Zusam-
menhänge, die bewirken, dass „Handlungen routinemäßig, selbstverständlich und quasi-
automatisch“ (Senge 2006, S. 39) ablaufen. Kennzeichnend für die kognitive Säule ist, dass 
diese Merkmale von den Akteuren so stark verinnerlicht wurden, dass diese nicht mehr 
hinterfragt werden und zu routineartigen Handlungsmustern führen. 

Der Begriff der Institutionalisierung beschreibt aus dieser Perspektive einen Prozess, 
durch den bestimmte (regulative) Verpflichtungen und normative Vorstellungen einen 
regelähnlichen Status in sozialen Überlegungen und Handlungen erhalten. 

Für die Entwicklung von Handlungsoptionen und Modellen zur Institutionalisierung von SV 
innerhalb der deutschen Bundesregierung lassen sich daraus drei wesentliche Dimensionen 
ableiten. Dies ist erstens die regulative Dimension, die sich in den Aspekt der rechtlichen In-
stitutionalisierung (Wie wird SV in schriftlichen Regularien wie etwa der GGO verankert? Etc.) 
und der organisatorischen Institutionalisierung (Wer ist im Rahmen von SV für welche Auf-
gaben zuständig? Welche hierarchischen Zugriffsrechte und Beziehungen bestehen zwischen 
den verschiedenen Akteuren? Etc.) untergliedern lässt. Die zweite und dritte Dimension – nor-
mative und kognitive Institutionalisierung – bezieht sich auf normative und kognitive Insti-
tutionen (Welche Routinen stehen der SV Anwendung entgegen und welche Ansatzpunkte gibt 
es für einen längerfristig anzustrebenden Kulturwandel? Welche Kompetenzen benötigen 
Fachreferent:innen in den Bundesministerien, um SV Erkenntnisse nutzen zu können? Welche 
Weiterbildungsangebote sind nötig? Etc.). 
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3.2.2 Planungsdiskurse / Verwaltungskoordination 
Um Optionen für die Institutionalisierung von SV herauszuarbeiten, ist ein Blick auf den Pla-
nungsdiskurs in der frühen BRD hilfreich. Die Zeit zwischen 1963 und 1973 wird von Zeithisto-
riker:innen heute als „Planungsdekade” (Ruck 2020) oder Phase der „Planungseuphorie” (Jann 
2009) eingeordnet. Planung wurde als „Schlüsselbegriff der Zukunft” (Kaiser 1965, S. 7) be-
trachtet und auch der Begriff der „Vorausschau” war damals bereits präsent. Kritiker:innen äu-
ßerten vor allem demokratietheoretische Bedenken, wenn „technokratische Expertenzirkel (…) 
ihre Gestaltungsansprüche und -konzepte nicht im diskursiven Wettstreit um gesellschaftliche 
Unterstützung, sondern durch apodiktische Beschwörungen vorgeblicher Sachlogiken meinen 
hinreichend legitimieren zu können” (Ruck 2020, S. 80). Der wesentliche Unterschied zwischen 
dem damaligen Planungsdiskurs und der heutigen SV Debatte ist, dass Planung stark auf die 
Entwicklung eines rationalen Zukunftsentwurfes auf Basis allen verfügbaren Wissens fokus-
sierte, während SV heute gleichzeitig bescheidener und offener die strukturierte Auseinander-
setzung mit komplexen Zukünften meint. Trotz dieser begrifflichen Abgrenzung ist davon aus-
zugehen, dass die Gründe, die zum Scheitern der Planungsansätze führten, auch für die heutige 
Institutionalisierung von SV relevant sind. Ein Kernelement der Planungsdekade war beispiels-
weise die ressort- und länderübergreifende Aufgabenplanung. Das Bundeskanzleramt sollte 
hierbei eine zentrale Rolle spielen. Nach heutiger Einschätzung scheiterte dieser Ansatz „an 
einer Überschätzung der technisch-administrativen Kapazitäten, an mangelnder Einsicht in die 
Beharrungskraft der hergebrachten Verwaltungsstrukturen und -routinen” (Ruck 2020, S. 83) 
sowie an der Unterschätzung politischer Interessen sowie von Ressortegoismen (siehe auch 
Süß 2004). Um praktikable und erfolgversprechende Vorschläge zur Institutionalisierung 
von SV zu entwickeln, müssen diese grundlegenden Hürden deshalb mitgedacht werden. 

Dabei ist die Einsicht hilfreich, dass etablierte Strukturen und Routinen in der Verwaltung be-
stimmte Funktionen erfüllen und deshalb nicht ohne Weiteres verändert oder gar abgeschafft 
werden können, gleichzeitig aber Dysfunktionen mit sich bringen. Ein gutes Beispiel hierfür ist 
die in der Ministerialbürokratie vorherrschende „selektive Perzeption” (Simon 1947) als typi-
sche Dysfunktion der im Grunde funktionalen Spezialisierung des Personals in Ministerialver-
waltungen. Damit ist gemeint, dass sich jede Verwaltungseinheit auf ihren eigenen Zuständig-
keitsbereich konzentriert. Probleme außerhalb des eigenen Zuständigkeitsbereiches werden 
kaum wahrgenommen und für nicht wichtig gehalten (Bogumil und Jann 2020, S. 138). Diese 
Beschreibung ist sicher zugespitzt, weist aber auf eine typische Problematik hin: Aufgrund der 
„selektiven Perzeption” werden mögliche negative Folgewirkungen des eigenen Handelns in 
anderen Bereichen oft nicht erkannt und interdependente Probleme in funktional gegliederten 
Regierungsorganisationen tendenziell nur unzureichend bearbeitet (ebd.). 

Eine weitere Dysfunktion, die sich aus der teils recht kleinteiligen funktionalen Arbeitsteilung 
und Spezialisierung in der Bundesverwaltung – die bereits von Max Weber als typisches Merk-
mal bürokratischer Organisationen beschrieben wurde – ergibt, ist die „negative Koordina-
tion” (Scharpf 1973). Negative Koordination liegt per Definition dann vor, wenn Entscheidun-
gen in der zuständigen Einheit so weit wie möglich selbständig vorbereitet werden. Andere 
betroffene Einheiten werden zu einem späten Zeitpunkt, typischerweise mit dem Instrument 
der Mitzeichnung (Bogumil und Jann 2020, S. 138ff.), einbezogen. Es wird also lediglich abge-
klärt, ob andere Einheiten aufgrund negativer Auswirkungen auf den eigenen Bereich Einwände 
haben. Ist dies der Fall, wird ein Kompromiss gesucht (Einigung auf dem kleinsten gemeinsa-
men Nenner). Im Rahmen der negativen Koordination spielt die Frage, ob andere Einheiten 
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etwas zur Lösung des behandelten Problems beitragen können oder ob Synergieeffekte zu 
Maßnahmen anderer Verwaltungseinheiten existieren, keine Rolle (ebd.).  

Wenngleich diese idealtypische Beschreibung der negativen Koordination sehr zugespitzt ist 
und die komplexe Realität der Regierungskoordination nicht abbilden kann, ist das Konzept 
dennoch hilfreich, um grundsätzliche Hürden für Ansätze einer rationalen, wissensbasierten, 
integrierten Politikgestaltung – und damit für Ansätze wie SV – zu verstehen. Seitdem die im 
Zuge der o.g. Planungseuphorie 1969 eingesetzte wissenschaftliche Projektgruppe „Regie-
rungs- und Verwaltungsreform” ihre umfassenden Studien zur Bundesministerialverwaltung 
abgeschlossen hat, gilt die „negative Koordination” aus wissenschaftlicher Sicht als Standard-
verfahren der Koordination in der Bundesministerialverwaltung und ist somit auch prägend für 
den Prozess der Politikentwicklung und Gesetzesvorbereitung in der Ministerialverwaltung 
(Veit 2010).  

Der Gegenentwurf zur „negativen Koordination” ist die „positive Koordination”. Dabei handelt 
es sich um die frühzeitige und kontinuierliche Zusammenarbeit verschiedener Akteure in Pro-
zessen der Politikentwicklung mit dem Ziel der Entdeckung von Synergieeffekten und der Ent-
wicklung von aus einer Problemlösungsperspektive möglichst effektiven und nachhaltigen Po-
licies. Folgewirkungen verschiedener Handlungsalternativen auf alle berührten Bereiche finden 
dabei Berücksichtigung. Damit werden hohe Anforderungen an die Informationsverarbeitung 
in den einbezogenen Einheiten gestellt, es entstehen also hohe Koordinationskosten (Hustedt 
und Veit 2014, S. 24). Fritz W. Scharpf hat „positive Koordination” als Voraussetzung vorraus-
schauender Planung formuliert (Scharpf 1973, S. 95), gleichzeitig sieht er in den hohen Anfor-
derungen positiver Koordination eine wesentliche Restriktion für ihr Gelingen: „(…) alles spricht 
darum aber auch dafür, daß (sic!) jedenfalls die Politikplanung sich sehr rasch mit der Überfor-
derung jeder Informationsverarbeitungskapazität durch übergroße Komplexität konfrontiert 
sehen wird“ (ebd., S. 95). 

Daraus ergibt sich, dass die Stärkung „positiver Koordination“ von zentraler Bedeutung 
ist, um SV im Regierungshandeln zu institutionalisieren. Allerdings hat sich die „negative 
Koordination” u. a. deshalb als Standard-Koordinationspraxis in der Ministerialverwaltung 
etabliert, weil sie eine Einbeziehung vieler Akteure und Interessen in Entscheidungsprozesse 
ermöglicht, ohne zu viele Ressourcen zu binden. Negative Koordination ist weniger aufwändig 
als positive Koordination. Es sind deutlich weniger Interaktionen zwischen den Akteuren erfor-
derlich und die Wahrscheinlichkeit, dass eine mehrheits- oder konsensfähige Lösung (also „Ka-
binettsreife”) erzielt werden kann, ist recht hoch. Es wäre deshalb unrealistisch anzunehmen, 
dass sich „negative Koordination” komplett durch eine „positive Koordination” ersetzen lässt. 
Realistischer erscheint die gezielte Etablierung positiver Koordinationsprozesse für be-
sonders wichtige Politikvorhaben (selektiver Ansatz), wobei „Faktoren wie die Persistenz 
organisationaler Eigeninteressen und selektiver Perzeptionen, Koordinationskosten, divergie-
rende parteipolitische und sektorspezifische Präferenzen sowie die Anreizstrukturen institutio-
neller Arrangements wie das Ressortprinzip” (Hustedt und Veit 2014, S. 24) berücksichtigt wer-
den müssen. Zentral bei der Institutionalisierung der SV wird es somit sein, Akteure mit 
möglicherweise konfligierenden Interessen zu identifizieren und proaktiv einzubeziehen. 
Auch Akteure mit ähnlich gelagerten Aufgabengebieten wie der Nationale Normenkontrollrat, 
der BND und die BAKS sollten nach Ihrer Wahrnehmung befragt werden. 
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3.2.3 Gesetzesfolgenabschätzung und Sustainability Impact Assess-
ment 

Die Gesetzesfolgenabschätzung (GFA) verfolgt das Ziel, im Rechtsetzungsprozess auf der 
Grundlage sozialwissenschaftlicher Untersuchungen (z. B. der Auswertung von Statistiken oder 
der Befragung von Normadressaten) verschiedene Regelungsoptionen sowie deren intendierte 
und nicht-intendierte Folgen zu analysieren. Regierung und Parlament soll damit eine bessere 
Entscheidungsgrundlage zur Verfügung gestellt werden  (Jantz und Veit 2019). In Deutschland 
wird die GFA von den die Gesetzgebung vorbereitenden (federführenden) Ministerien durch-
geführt, während andernorts – etwa auf EU-Ebene – auch eine Vergabe an Externe nicht unüb-
lich ist.  

Die GFA (Darstellung der Gesetzesfolgen, d.h. der beabsichtigten Wirkungen und der unbeab-
sichtigten Nebenwirkungen) wurde in Deutschland auf Bundesebene erstmalig im Jahr 2000 in 
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) verankert, später kamen 
Regelungen zur Bürokratiekostenabschätzung (2006), Nachhaltigkeitsprüfung (2009) und Mes-
sung des Erfüllungsaufwandes (2011) hinzu. Die Anwendungspraxis zeigt, dass die GFA häufig 
nur formal oder mit erheblichen Defiziten behaftet realisiert wird, dass ihre Durchführung meist 
erst spät im Rechtsetzungsprozess erfolgt und dass ihre Ergebnisse eher der Rechtfertigung 
bereits getroffener Entscheidungen denn einer offenen Diskussion von verschiedenen Ent-
scheidungsoptionen dienen (Veit 2010). Symptomatisch hierfür ist die übliche Angabe auf dem 
Gesetzesvorblatt zum Punkt Alternativen, der in aller Regel mit „keine” beantwortet wird.  

Die Gründe hierfür sind vielfältig: die Dominanz von Interessen und Verhandlungen in der Po-
litikformulierung, politischer Zeitdruck, methodische Schwierigkeiten bei der Entwicklung fun-
dierter ex ante Prognosen spielen eine Rolle. Der wesentlichste Punkt ist, dass eine umfassende 
GFA nur schwer in das existierende System der Gesetzesentwicklung zu integrieren ist, da die 
Debatte über Gesetzesfolgen im Rahmen der Ressortabstimmung dezentral und methodisch 
inkohärent durch verschiedene Ministerien erfolgt. Im internationalen Vergleich bestätigt sich, 
dass die Umsetzung und Nutzung der GFA in hohem Maße vom institutionellen Kontext ab-
hängig ist (Staronova 2010; Dunlop und Radaelli 2018).  

Ähnliche Erkenntnisse liegen auch zur Institutionalisierung von Sustainability Impact Assess-
ment oder Nachhaltigkeitsprüfungen vor. Die zentrale Herausforderung besteht stets darin, 
dass die politikfeldübergreifende und wissensbasierte Perspektive dieser Analysetools in einem 
Spannungsfeld zur funktional gegliederten Regierungsorganisation, dem Ressortprinzip und 
der Zuständigkeitsabgrenzung steht. IT-gestützte Systeme wie beispielsweise eNAP (Tool zur 
Elektronischen Nachhaltigkeitsprüfung) haben sich als hilfreich erwiesen, um den Ministerien 
die Durchführung von Nachhaltigkeitsprüfungen zu erleichtern (Wanckel 2019) – ob sie die 
Relevanz der Ergebnisse dieser Prüfungen erhöht haben, ist aber fraglich. 

Da SV genau wie die GFA oder die Nachhaltigkeitsprüfung einen integrierten Ansatz ver-
folgt, der notwendigerweise in einem Spannungsverhältnis zum Ressortprinzip und zum 
Ziel der Interessenaushandlung und Kompromissfindung durch etablierte Koordina-
tionsinstrumente steht, sind für die Institutionalisierung von SV auch ähnliche Heraus-
forderungen zu erwarten. 
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3.2.4 Wicked Problems und Missionsorientierte Politik 
„Wicked problems“ sind gesellschaftliche Probleme und Bedarfe mit hoher Komplexität. Zentral 
sind dabei nach Danken et al. (2016, S. 18) insbesondere drei definitorische Elemente von „wi-
cked problems“: (1) deren Unlösbarkeit bzw. chronischer Charakter, (2) die Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit verschiedener Akteure mit unterschiedlichen Wertvorstellungen und Interes-
sen und (3) die unvollständige und umstrittene Wissensbasis, die sich in Konflikten bei der 
Problemdefinition sowie in oft stark umstrittenen Ansichten bezüglich der Implikationen und 
Folgen des Problems niederschlägt. Gerade im Umgang mit „wicked problems” ist Strategische 
Vorausschau ein wichtiger Ansatz, auch weil diese Verwaltungen unter Veränderungsdruck set-
zen (Daviter et al. 2016, S. 5). 

Die Schaffung flexiblerer Organisationsstrukturen sowie veränderter Anreizstrukturen in Mini-
sterien und nachgeordneten Behörden wird dabei als ein geeigneter Ansatz zum besseren Um-
gang mit „wicked problems“ beschrieben (Alford und Head 2017). Als besonders wichtig für 
einen adäquaten Umgang mit „wicked problems“ gilt darüber hinaus die ebenen-, ressort- und 
sektorenübergreifende Zusammenarbeit (Danken et al. 2016, S. 18), da „wicked problems“ nicht 
nur häufig eine globale, Landesgrenzen überschreitende Komponente haben, sondern typi-
scherweise auch traditionelle Grenzen der Politikfelder – und damit auch die etablierten Ress-
ortgrenzen – überschreiten. Eine derartige Zusammenarbeit stellt etablierte bürokratische Or-
ganisationen – wie schon beschrieben – vor erhebliche Herausforderungen, da die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit in Form einer „positiven Koordination” nicht nur vergleichsweise 
aufwändig ist (Christensen et al. 2007), sondern auch in Konflikt mit Organisationsegoismen 
und dem Ressortdenken steht.  

Diese strukturellen Hindernisse durch organisationsübergreifende Partnerschaften und verbes-
serte Koordination zu überwinden, ist eine zentrale Idee der Debatten um joined-up oder 
whole-of-government (siehe z. B. Kavanagh und Richards 2001). In der deutschen Ministerial-
bürokratie sind z. B. interministerielle Arbeitsgruppen ein typischer Versuch, eine bessere Ko-
ordination von Querschnittsthemen zu erreichen. Forschungsergebnisse von Radtke et al. 
(2016) zeigen jedoch, dass auch innerhalb dieser Foren häufig das etablierte Ressortdenken 
dominiert. Strukturelle Maßnahmen führen also nicht automatisch zu verbesserter Koordina-
tion. Dies lenkt den Blick auf einen weiteren wichtigen Faktor, nämlich die Merkmale und Kom-
petenzen des Personals. Als wichtige Kompetenz gilt u. a. die Fähigkeit, den Grad der vorlie-
genden Problemkomplexität zu bewerten und Strategien zum Umgang mit diesem Problem zu 
entwickeln, die nicht dem Standardvorgehen entsprechen (Alford und Head 2017, S. 409), da 
etablierte Standard-Problemlösungs- und Entscheidungsfindungsroutinen im Umgang mit 
„wicked problems“ nicht erfolgversprechend erscheinen (Daviter 2017).  

Ein wichtiger Punkt ist, dass in der Literatur weitgehend Einigkeit darüber besteht, dass sich 
„wicked problems“ nicht quasi-automatisch durch mehr oder bessere wissenschaftliche Evi-
denz lösen lassen (z. B. Weingart 1999), denn „in most cases of complex or contentious policy 
problems, equally compelling evidence in support of competing perspectives can be pro-
duced“ (Daviter 2017). Für Entscheidungsträger:innen in Politik und Verwaltung ist es im Um-
gang mit „wicked problems“ deshalb bedeutsam, erstens ein Bewusstsein für die sozialen 
Prozesse der Herstellung von (wissenschaftlichem oder Experten-) Konsens in hoch um-
strittenen Problemfeldern sowie für die politische Nutzung von Wissen (Daviter 2015) zu 
entwickeln und zweitens einen kompetenten Umgang mit der nicht durch „mehr Expertise“ 
aufzulösenden Konflikthaftigkeit des Feldes zu finden. Deshalb werden Verhandlungskom-
petenzen und Konfliktmanagementtechniken (z. B. Mediation, siehe u. a. Laws et al. 2014) 
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sowie Kommunikations- und Dialogfähigkeit als wichtig erachtet, um die für „wicked 
problems“ zentrale Aufgabe der komplexen und konfliktbehafteten Zusammenarbeit 
mit vielfältigen Akteuren erfüllen zu können. 

Im Zusammenhang mit SV erscheint es wichtig, Fortbildungsprogramme nicht einseitig auf SV 
methodische Kompetenzen auszurichten, sondern auch die hier genannten Kompetenzen zu 
vermitteln. 

Ein Politikansatz zum Umgang mit „wicked problems“, der in der Politik zunehmend an Rele-
vanz gewinnt, ist die „Missionsorientierung“ (Mazzucato 2021). Dieser ursprünglich aus der 
Innovationspolitik entstandene Ansatz umfasst die Bündelung von Kompetenzen und Wissen 
verschiedener Bereiche, um „wicked problems“ zu adressieren. Strategische Vorausschau Pro-
zesse, in denen Stakeholder gemeinsam die Ziele umfangreicher Transformationen definieren 
und die Fortschritte kontinuierlich reflektieren, sind ein elementarer Bestandteil der missions-
orientierten Politik. Ein wichtiger Aspekt der Missionsorientierung ist die führende Rolle des 
öffentlichen Sektors bei der Verfolgung der Missionen. Die Institutionalisierung Strategischer 
Vorausschau kann die Verwaltung in die Lage versetzen die dazu notwendige systemische und 
vorausschauende Perspektive einzunehmen. 

3.2.5 Change-Management 
Sowohl in der politikwissenschaftlichen Literatur als auch in der Literatur zu Change-Manage-
ment wird darauf hingewiesen, dass der wahrgenommene Problemdruck nicht nur wesentlich 
für die Initiierung einer Veränderung, sondern auch für die Unterstützung des Veränderungs-
projektes durch die Mitarbeiter:innen ist. Wenn der Problemdruck nicht unmittelbar spürbar 
ist, dann ist es von zentraler Bedeutung, den Problemdruck und damit die Veränderungs-
notwendigkeit überzeugend zu vermitteln und negative Konsequenzen im Falle eines 
Beharrens auf dem Status Quo klar und deutlich aufzuzeigen. Für die Institutionalisierung 
von SV ist dies ein relevanter Punkt, da SV sonst von den Ressorts möglicherweise nicht ernst 
genommen würde. 

In diesem Zusammenhang weist die Change-Management Literatur (Kotter 2011)  darauf hin, 
dass die Entwicklung einer klaren Vision als Ziel des Veränderungsprozesses und die wieder-
holte Kommunikation dieser Vision in den verschiedenen Phasen des Veränderungsprozesses 
essentiell sind. Insbesondere ist es wichtig, dass Führungskräfte die Vision unterstützen. Die 
Etablierung einer „Führungskoalition” mit Akteuren aus verschiedenen Ressorts er-
scheint wichtig, um dieses Ziel zu erreichen (Cunnigham und Kempling James S. 2009). 

Da Veränderungsprozesse nicht nur Chancen mit sich bringen, sondern auch Risiken beinhal-
ten und auch negative Konsequenzen mit sich bringen können, ist die Kommunikation zwi-
schen den Promotor:innen des Reformprojektes und den Betroffenen von zentraler Be-
deutung. Relevant erscheint in diesem Zusammenhang die Literatur zum Thema Change Com-
munication. Für die Identifikation mit einem Reformprojekt ist es wichtig, Partizipationsmög-
lichkeiten zu schaffen. Dies gilt insbesondere auch für diejenigen, welche sich (zunächst) 
als Kritiker:innen des Reformprojektes positionieren. 

Ausgehend vom Promotorenmodell ist im Veränderungsprozess (ergo: bei der Institutionali-
sierung von SV) zu beachten, dass vier grundlegende Aufgaben oder Funktionen wahrgenom-
men werden: (1) hierarchische Durchsetzung der Reform (Machtpromotor), (2) inhaltliche Be-
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gleitung der Reform (Fachpromotor), (3) Projektmanagement (Prozesspromotor) und (4) Netz-
werkarbeit, Motivationsförderung und Konfliktmanagement (Beziehungspromotor) (Witte 
1999). 

Wichtige Aspekte für die Institutionalisierung der SV sind die Etablierung einer Füh-
rungskoalition, die Kommunikation einer klaren Vision und des Problemdrucks, die Ein-
beziehung von Betroffenen und die Wahrnehmung der Funktionen nach dem Promo-
torenmodell. 

3.2.6 Aufmerksamkeitssteuerung in Organisationen 
In der managementorientierten Organisationsforschung ist die bewusste Steuerung der Auf-
merksamkeit (Attention) einer Organisation ein zentrales Thema, denn mangelnde Aufmerk-
samkeit führt aus Sicht der Management Forschung dazu, dass wichtige Entwicklungen ver-
passt werden und die Organisation ihre Ziele verfehlt (Schoemaker und Day 2020). Dabei rich-
tet sich die Forschung insbesondere auf die selektive Wahrnehmung der Peripherie – also des 
Bereiches außerhalb des eigentlichen Schwerpunktes der Organisation, der in der Regel nur 
unscharf wahrgenommen wird. Eine gute Wahrnehmung der Peripherie benötigt andere Res-
sourcen und Fähigkeiten als die Beobachtung des zentralen Handlungsbereichs. Daher sind 
dezidierte Anstrengungen nötig, um diesen „Peripherieblick” zu stärken. Dabei geht es nicht 
nur um Wahrnehmungen von Signalen am Rande der aktuellen Beobachtungsradius, sondern 
auch darum, wie die Beobachtungen interpretiert werden und wie mit mehrdeutigen Beobach-
tungen umgegangen werden kann (Schoemaker 2019, 3). Jede Organisation muss eine geeig-
nete Balance zwischen Aufwendungen für die Wahrnehmung der Peripherie und der Konzent-
ration auf ihren zentralen Tätigkeitsbereich finden. Dazu wird die Organisation als soziales 
System betrachtet, in dem soziale Mechanismen und eingeübte Routinen die Wahrneh-
mung und Weiterleitung von Informationen strukturieren. 

„To redirect our attention, we must view organizations as complex social systems with imper-
fect incentives, multiple layers of filters and career risks, managed by people with flawed judg-
ments, biases, and limited perspectives. Such intellectual honesty is a precursor to managing 
organizational attention and reducing collective blind spots. (Schoemaker 2019, 2). 

Auf der Basis dieses Verständnisses will man die sozialen Netzwerke innerhalb der Organisation 
so gestalten, dass die Wahrnehmung der Peripherie gestärkt wird. Folgende Ansätze werden 
dazu in der Literatur diskutiert: 

• Systematische Untersuchung vergangener Fehleinschätzungen, um zu erkennen, ob be-
stimmte Typen von Umfeldentwicklungen vernachlässigt werden. 

• Identifizierung von Bereichen der Organisation, die notwendiges Wissen aus sozialen 
Gründen nicht erreicht (Structural holes) und Bereichen, die Informationen erhalten aber 
aus sozialen Gründen nicht teilen (Black holes). 

• Einräumen von Freiraum zur Beschäftigung mit strategischen Themen insbesondere für 
die Leitung. 

• Einrichten kleiner Teams die speziell darauf ausgerichtet sind, Annahmen zu hinterfragen 
und die Peripherie zu beobachten (Red Teaming). 

• Identifizierung und Adressierung von organisationalen Blindspots, wie z.B.: 

• Messenger Bias: Soziale Vorurteile sowohl gegenüber externen (in-group Mechanis-
men) als auch gegenüber internen Quellen (Konkurrenzmechanismen). 
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• Hierarchie-Blockaden (Vorgesetzten wird nur weitergeleitet was sie vermeintlich hö-
ren möchten). 

• Confirmation Bias (nur was schon bekannt ist, wird wahrgenommen). 
• Framing, z. B. Dominanz der Bedrohungsperspektive führt zur Unterschätzung von 

Chancen. 
• Mentale Modelle und Heuristiken, die Wahrnehmung einschränken. 

Ein weiteres zentrales Konzept in diesem Zusammenhang ist die „Aufnahmefähigkeit” (Absorp-
tive Capacity) der Organisation d. h. die Fähigkeit neues Wissen aufzunehmen und zu verar-
beiten. Diese Forschungsperspektive weist vor allem darauf hin, dass das vorhandene Wissen 
entscheidend mitbestimmt, welches neue Wissen aufgenommen werden kann. So werden 
etwa mangelnde Vielfalt interner mentaler Modelle, Kompetenzen und Kulturen als Ursachen 
dafür gesehen, dass viele Organisationen, die in gewohnter Umgebung gut funktionieren, nicht 
in der Lage sind, angemessen auf Paradigmenwechsel und Schocks zu reagieren. Als Maßnah-
men zur Stärkung der Absorptive Capacity wird die bewusste Erhöhung der Vielfalt mentaler 
Modelle hervorgehoben. Daneben wird die Nutzung von Szenarien zur Beobachtung des Um-
felds (z. B. in Kombination mit Dashboards) vorgeschlagen (Ramírez et al. 2013). Die Szenarien 
fungieren als eine Art Anker für die Peripheriebeobachtung. Sie ermöglichen es insbesondere 
zweideutige Signale schneller einzuordnen und Beobachtungen zu bündeln. Dies dient auch 
zur Reduzierung der Ablenkung durch ungenaue Signale („Noise“) (Kahneman et al. 2016). 

Bei der Institutionalisierung von SV insbesondere der kognitiven Säule spielen die sozi-
alen Prozesse in der Organisation eine wesentliche Rolle und sollten daher als Ansatz-
punkt für eine Aufmerksamkeitssteuerung einbezogen werden. Das durch SV generierte 
Wissen kann als Ankerpunkt für eine differenziertere Beobachtung des Umfelds fungie-
ren. 

3.2.7 Institutionalisierung strategische Vorausschau2 
Konkrete Überlegungen zur Institutionalisierung von SV in Regierungen finden sich in einigen 
Publikationen politischer Institutionen auf internationaler (OECD (Tönurist und Hanson 2020; 
Tesh 2016), UNESCO (Miller 2018)) und europäischer Ebene (European Commission 2020; Wil-
kinson 2017; School of International Futures 2021). Zudem haben sich einige deutsche und 
internationale Stiftungen und Think Tanks mit vorausschauender Regierungsführung auseinan-
dergesetzt (Stiftung Neue Verantwortung SNV Serie Government Foresight (Buehler et al. 
2013), Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) (Brozus 2018), Rockefeller Foundation (Fuerth 
2009; Fuerth und Faber 2012; Fuerth und Ronis 2020). Ein Großteil der Literatur beruht auf der 
Analyse konkreter Länderbeispiele auf der Basis von Interviews und Textanalysen (Bsp. Boston 
2016a), Großbritannien (ebd.), Finnland (ebd.), Israel (Bsp. Shoham 2011), Singapur (Brockmann 
2013) und Kanada (Bsp. Calof und Smith 2010, OECD 2019). Einige Beiträge beruhen unmittel-
bar auf langjähriger Praxiserfahrung in der Regierungsarbeit wie etwa (Fuerth und Faber 2012), 
die einen konkreten Vorschlag für den Aufbau einer Foresight-Einheit in der US Regierung 
unterbreiten. Shlomo Shoham argumentiert aus seiner Erfahrung als Leiter der Commission for 
Future Generations der israelischen Knesset (Shoham 2011). Die Arbeit „Governing for the Fu-
ture" (2016) von Jonathan Boston beruht auf der eingehenden Evaluation des Foresight-Pro-
grammes des „Government Office for Science“ der britischen Regierung. 

                                                 
2 Die zahlreichen sozialwissenschaftlichen und historischen Arbeiten, die sich mit der Auswirkung von Zukunftsvorstellungen auf das Handeln in der 

Gegenwart auseinandersetzen, werden hier nicht behandelt. Für einen aktuellen Überblick vgl. Oomen et al. 2021. 
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Alle Quellen betonen zwei Aspekte der vorrausschauenden Regierungsführung; zum einen die 
Fähigkeit des Systems SV Analysen und -Prozesse nachzufragen und deren Ergebnisse auf-
zunehmen und zum anderen die Fähigkeit, SV Interventionen in guter Qualität und Wirk-
samkeit zu generieren. Im Einzelnen sind folgende zehn Elemente einer gelungenen Institu-
tionalisierung Strategischer Vorausschau in einer Regierung in der Mehrzahl der Studien auf-
geführt: 

1) Wertschätzung von SV Kompetenz als karriererelevante Qualifizierung und Zugang zu 
entsprechenden Weiterbildungsangeboten. 

2) Existenz einer SV-Einheit mit ausreichender, geschützter Kapazität, klarem Mandat, die 
zentral auf hoher Ebene angesiedelt ist, unabhängig agieren kann und folgende Funktio-
nen ausfüllt: Zusammenführung & Koordination der SV Aktivitäten der Regierung, 
Schnittstelle zu anderen Einheiten, SV Interventionen in guter Qualität auf Anforderung, 
eigenständiges Einspeisen von Themen. 

3) Selbstverständliche Nutzung von SV Ergebnissen (aus internen und externen SV Quellen) 
auf allen Ebenen der Ministerialbürokratie (individuell und ggf. in Kooperation). 

4) Regelmäßige Nutzung von SV Methoden auf allen Ebenen der Ministerialbürokratie da-
runter 

• Systematisches Verfolgen „früher Signale“ von Wandel, Wahrnehmung von neuen 
Phänomenen und Paradigmenwechseln 

• Erarbeitung langfristiger Konsequenzen von Entscheidungen 
• Ausloten alternativer Entwicklungspfade und Handlungsoptionen 
• Aufdecken von Chancen und Risiken sowie Übersetzung in Handlungsbedarf (insbe-

sondere die Stärkung der Chancenperspektive wird hier oft betont) 
• Ansprechen von unbequemen/verdrängten Themen 

Dies insbesondere zur: 

a. Planung wichtiger Initiativen (individuell und ggf. in Kooperation) 
b. ressortübergreifenden Strategiebildung (positive Frühkoordination) 

• Zugriff auf SV Interventionen und Informationen in hoher Qualität. 
• Existenz eines Netzwerkes von Akteuren aus verschiedenen Gruppen in der Regie-

rung, das bestehende SV Ansätze integriert und weiterentwickelt. 
• Einbettung von SV Elementen in Verwaltungs-Routinen (z. B. Memoranden, Entschei-

dungsvorlagen). 
• Eine Kultur des offenen Hinterfragens von Zukunftsannahmen, Zulassen unbequemer 

Fragen und Ausräumen von Blindspots, Anerkennung von Unsicherheit und Berück-
sichtigung langfristiger Konsequenzen. 

• Gute Verbindungen der SV in den öffentlichen Diskurs und die Medienlandschaft. 
• Einbettung in ein internationales Netzwerk von SV Akteuren. 
• Existenz von Instrumenten zur Adressierung von Erkenntnissen aus SV; auch solche 

die mit Unsicherheit behaftet sind, beispielsweise in der Form von experimentellen 
Projekten und kollektivem Sense Making. 

Aus diesen aus der Literatur abgeleiteten, idealtypischen Charakteristika für eine gelungene 
Institutionalisierung von SV ergeben sich drei große Handlungsbereiche, unter denen vielver-
sprechende Vorgehensweisen gebündelt werden können: Stärkung der Nachfrage nach und 
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der Aufnahmefähigkeit für SV, Aufbau von Kapazität zur Generierung von SV und Einbet-
tung der SV in Politikprozesse. Für alle drei Bereiche existieren in den gesichteten Studien 
konkrete Vorschläge (vgl. Tabelle 1.) 

Tabelle 1: Ansätze zur Institutionalisierung von Strategischer Vorausschau im Politik-
system 

Vorgeschlagene Ansätze zur Institutionalisierung von SV 

Kapazitätsaufbau: (Shoham 2011; OECD 2019; Buehler et al. 2013; Fuerth und Faber 2012) 

Schaffung von SV Kapazität/Institutionen in der Regierung z.B. Aufbau einer unabhängigen 
zentral und hoch angesiedelten SV-Einheit in der Regierung mit klarem Mandat mit inhalt-
licher Unabhängigkeit trotz Zugang zur Leitungsebene, Abgrenzung zum operativen Ge-
schäft sowie Ressort- und sektorübergreifender Kooperation. Ergänzung um eine weitere 
„Übersetzungseinheit”, die zentrale Akteure motiviert, strategische Vorausschau zu nutzen 
(„assimilation unit” nebst „content unit” nach Shoham 2011) (Fuerth und Faber 2012, S. 16) 

Stärkung von Nachfrage/Aufnahmefähigkeit: 

Schaffung von Nachfrage nach SV Ergebnissen und -Prozessen auf hoher Ebene (Boston 
2016b, S. 391–393; OECD 2019; Shoham 2011) z.B. durch 

• Verbindliche Selbstverpflichtungen („commitment devices” nach Boston 2016) 
• Parlamentarische Kontrolle 
• Einbeziehung der Öffentlichkeit und der Medien – Beispiel: Government Reports on 

the Future in Finnland, EU Strategic Foresight Report (Boston 2016; Shoham 2011) 
• Aufbau einer internationalen Plattform für SV Kooperation (Shoham 2011; Fuerth und 

Faber 2012) 
• Kulturwandel, Weiterbildung, Lernprozesse (Miller 2018; Fuerth und Faber 2012; 

Brozus 2018)  

Einbettung in Politikprozesse: 

• Gute Abstimmung mit Politikzyklus, Nutzung von Zeitfenstern (OECD 2019) 
• Einbettung in existierende Koordinationsmechanismen 
• In Beziehung setzen der SV zu etablierten Prozessen und Organen z. B. Geheim-

dienstliche Aufklärung (Fuerth und Faber 2012, S. 12), ex-ante impact assessment / 
Folgenabschätzung (EU) 

• Spezifische Instrumente zur Umsetzung von SV Themen (z.B. experimentelle Instru-
mente) (Fuerth und Faber 2012; Tönurist und Hanson 2020) 

Die kurze Übersicht bestehender Literatur, die sich mit der Frage nach der Institutionalisierung 
SV im Regierungshandeln beschäftigt, zeigt, dass Vorschläge vor allem vor dem Hintergrund 
des internationalen Vergleichs her abgeleitet werden. Dabei betonen viele Autor:innen, dass 
SV Modelle sich nicht beliebig replizieren und transferieren lassen, da sie letztlich in politisch-
administrative Systeme eingebettet werden müssen, die aufgrund ihrer institutionellen Ausge-
staltung, geschichtlichen Genese und kulturellen Prägung spezifische Anforderungen an eine 
Institutionalisierung von SV herantragen. Zudem weisen einige Studien darauf hin, dass die 
Einschätzungen der Expert:innen, wie eine Institutionalisierung vorangetrieben werden sollte, 



 

Fraunhofer ISI  |  22 

 

sich oft unvereinbar gegenüberstehen (Buehler et al. 2013). Umso wichtiger erscheint es daher, 
Hypothesen abzuleiten, die in den Akteursinterviews spezifisch für die Situation in Deutschland 
überprüft und angepasst werden können.  

3.3 Fazit und Hypothesen 
In diesem vorerst letzten Schritt wird ein Fazit aus der Sichtung der Literatur vorgenommen, 
anhand dessen Hypothesen für die Entwicklung des Interviewleitfadens abgeleitet werden. 
Diese Hypothesen beschreiben mögliche Wirkungszusammenhänge zwischen Ansätzen der In-
stitutionalisierung von SV und gelungener Verankerung von SV im Regierungshandeln. 

3.3.1 Zieldimensionen und Institutionalisierungsmaßnahmen 
Eine gelungene Institutionalisierung strategischer Vorausschau umfasst rechtliche, organisato-
rische sowie kognitiv/kulturelle Aspekte. Zentrale Kennzeichen einer gelungenen Verankerung 
auf allen drei Ebenen könnten sein: 

1) SV Erkenntnisse und -Interventionen werden den Regierungsakteuren in hoher Quali-
tät bereitgestellt. 

2) Die SV Struktur wird regierungsübergreifend weiterentwickelt. Es besteht keine the-
matische Engführung oder politische Vereinnahmung. 

3) SV wird selektiv zur positiven Koordination besonderer Vorhaben genutzt. 

4) SV Methoden und -Erkenntnisse werden auf allen Ebenen selektiv zur Vorbereitung von 
Entscheidungen und Maßnahmen genutzt, einige Elemente davon auch ressortüber-
greifend (z.B. Szenarien, Radar). 

5) Die SV Prinzipien Hinterfragen von Zukunfts-Annahmen, systemisches Denken, Langfris-
tigkeit und Denken in Alternativen sind in der Arbeitskultur der Bundesministerialver-
waltung verankert und genießen eine hohe Wertschätzung. 

Diese Zielzustände könnten durch folgende Institutionalisierungsmaßnahmen auf allen drei 
Ebenen vorangetrieben werden: 

c. Aufbau einer SV-Einheit mit einer organisatorischen Einbettung, die bestmögliche breite 
Akzeptanz genießt und über ausreichend unabhängige Ressourcen verfügt. Funktionen 
sind Zusammenführung & Koordination der SV Aktivitäten der Regierung, Schnittstelle zu 
anderen Einheiten, SV Unterstützungsleistungen in guter Qualität auf Anforderung, eigen-
ständiges Einspeisen von Themen. 

d. Etablierung einer „Führungskoalition” mit Akteuren aus verschiedenen Ressorts zur Koor-
dination der SV Struktur.  

e. Etablierung eines Übersetzungs-Mechanismus von SV Erkenntnissen in die Politikberei-
che. 

f. Internationale Vernetzung der SV Struktur mit ähnlichen Strukturen in anderen Ländern. 
g. Etablierung direkter Kontakt- und Kommunikationswege der SV zu Medien und Zivil-

gesellschaft.   
h. Gestaltung des Veränderungsprozesses nach dem Promotorenmodell des Change-Mana-

gements:  

• Partizipationsmöglichkeiten für Kritiker:innen und Akteure mit ähnlichen Funktio-
nen, wie NKR und BND,  

• Deutliches Leitungscommitment,  
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• Ausformulierung und kontinuierliche Kommunikation einer klaren Vision für die SV in 
die Verwaltung hinein, 

• Analyse und Adressierung der sozialen Dynamiken der Aufmerksamkeitssteuerung in 
der Verwaltung,  

• Erzeugung von Problemdruck über Herausstellen von Herausforderungen, die durch 
SV besser und in positiver Koordination zu adressieren sind (wicked problems). 

i. Regulative Einbettung der SV Funktionen in Berichtspflichten, Entscheidungsvorlagen, 
Mitzeichnung und Geschäftsordnungen (GGO).  

j. Wertschätzung der SV Kompetenz von Ministerialbeamt:innen in Karrierewegen. SV 
Kompetenzen werden bei Einstellungsverfahren und Beförderungsentscheidungen berück-
sichtigt. 

k. Stärkung der Koordinationskompetenz über Weiterbildung wie Mediation und Konflikt-
management. 

l. Breite SV Kompetenzentwicklung in der gesamten Verwaltung, ausgewiesene SV Brü-
ckenköpfe in den Ressorts. 
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4 Internationale Perspektive 

4.1 Vorgehen 
Ziel der internationalen Untersuchung war es, Beispiele gelingender Institutionalisierung von 
SV zu dokumentieren und aus dem Material Schlussfolgerungen für den deutschen Kontext zu 
ziehen. Eine vergleichende Perspektive wurde dabei nicht eingenommen. Auf Basis des Litera-
turreviews und in Absprache mit dem Auftraggeber wurde zunächst eine Länderauswahl ge-
troffen. Die Institutionalisierung von SV im Regierungshandeln Kanadas, Finnlands und des 
Vereinigte Königreichs wurden schwerpunktmäßig untersucht. Ebenso wurden Spanien und 
Singapur betrachtet sowie die EU-Kommission ergänzend als supranationales Beispiel heran-
gezogen. Die Ergebnisse beruhen auf Desk Research, der Analyse von Sekundärliteratur und 
acht Interviews mit Vertreter:innen von SV Regierungseinheiten aus Kanada, dem Vereinigten 
Königreich und Finnland. 

Abbildung 2: Skizze des Studiendesigns (AP2) 

 
Die Ergebnisse aus AP1 und der Auswertung der Literatur in AP2 legte die Grundlagen für die 
Erstellung länderspezifischer Interviewleitfäden. Interviewt wurden leitende aktive und ehema-
lige Regierungsbeamt:innen, die strategische Vorausschau-Prozesse in ihren Regierungen ver-
antworten sowie weltweit Organisationen zu SV Fragen beraten und Personen mit zentralen 
Rollen im jeweiligen SV System. 

Die Interviews wurden entlang der in AP1 erarbeiteten Dimensionen von Institutionalisierung 
ausgewertet. Erkenntnisse aus Desk Research und Interviews wurden im Bericht gegliedert 
nach den Punkten Entwicklung von SV in der jüngeren Geschichte und Status Quo. Abschlie-
ßend wurden Schlussfolgerungen für Deutschland abgeleitet.  

Da SV in jedem der untersuchten Länder in jeweils spezifische politisch-administrative Systeme 
eingebettet ist, die aufgrund ihrer institutionellen Ausgestaltung, geschichtlichen Genese und 
kulturellen Prägung besondere Anforderungen an eine Institutionalisierung herantragen, soll-
ten diese Schlussfolgerungen nicht als Erfolgsbedingung für die Institutionalisierung strategi-
scher Vorausschau in der deutschen Bundesregierung missverstanden werden. Auch ein Ver-
gleich dieser Systeme wäre nur sehr begrenzt möglich. Vielmehr helfen die Schlussfolgerungen 
dabei, die für den deutschen Kontext entwickelten Institutionalisierungsoptionen um Beispiele 
gelingender Praxis zu ergänzen.  
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4.2 Ergebnisse 

4.2.1 Kanada 

4.2.1.1 Entwicklung von SV in der Regierung 
Die Institutionalisierung von Foresight in der Regierung begann in Kanada in den 1990er Jah-
ren. Keimzelle war der Regierungs-Think Tank „Policy Research Initiative“ (PRI), in dem seit 1996 
Forschungsprojekte zu regierungsübergreifenden Themen durchgeführt wurden. Der Think 
Tank war zunächst innerhalb der Regierung als Teil des Privy Council Office (PCO) dem Sekre-
tariat des Kabinetts angesiedelt. Die/der Leiter:in („Clerk“) des PCO ist auch Vize-Premierminis-
ter:in und zugleich Chef:in der Verwaltung. Die Ansiedlung des Think Tanks innerhalb des Ka-
binettssekretariats führte jedoch laut Interviewpartner dazu, dass die Wissenschaftler:innen mit 
Aufgaben des Tagesgeschäftes okkupiert wurden, so dass man sich im Jahr 2000 entschloss, 
PRI als unabhängige Organisation außerhalb der Regierung weiterzuführen. Die formale Auf-
sicht wurde zunächst vom PCO geführt und ging dann 2006 an das (heutige) Ministerium für 
Arbeit und Soziales über, wo auch das Budget zugeordnet ist. Gesteuert wird die Arbeit von 
einem Aufsichtsgremium (Steering Committee), dem die Vizeminister aller Ministerien ange-
hören. Diese Struktur besteht bis heute. Seit 2008 begann der Think Tank Vorausschau-Pro-
zesse durchzuführen und firmiert seit 2010 offiziell als „Foresight Center“ unter dem Namen 
Policy Horizons Canada (PHC). In dieser Formation hat PHC mittlerweile über mehrere Regie-
rungen hinweg Bestand. Zeitweise wurden auch Projekte der Politikunterstützung durch An-
sätze aus der Verhaltensforschung („behavioral insights“) in PHC integriert aber dann wieder 
in eine andere Regierungseinheit überführt. 

4.2.1.2 Status Quo von SV in der Regierung 
PHC hat mittlerweile um die 40 Mitarbeiter:innen davon ca. 20 mit einem expliziten Foresight-
Hintergrund. Weitere MA haben Kompetenzen in Design Thinking und Kommunikation zuletzt 
auch mit einem verstärkten Fokus auf die Erstellung von Videos, das Medienteam umfasst 4 
Personen. Etwa die Hälfte der MA sind reguläre Regierungsbeamte. 

PHC ist über das Privy Council Office (PCO) und insbesondere den „Clerk“ sowie das Steering 
Committee der „Deputy Minister“ (vergleichbar Staatssekretärskreis) auf sehr hochrangiger 
Ebene in die Regierungsarbeit eingebunden. Das Steering Committee wird gemeinsam von 
dem Deputy Minister des Arbeitsministeriums und einer Person des PCO geleitet, das Report-
ing geht offiziell an den Arbeitsminister. Die Agenda wird mit dem Steering Committee ge-
meinsam entwickelt, dabei besteht jedoch laut Interview eine hohe Offenheit für Vorschläge 
von Seiten PHCs. Abgesehen von der Steuerung der Agenda durch das Komitee arbeitet PHC 
unabhängig, die Veröffentlichungen werden nicht redigiert. Es wird explizit gekennzeichnet, 
dass es sich um keine Regierungspositionen handelt. Die Ergebnisse gelten auch nicht als Emp-
fehlungen, sondern als Basis für Entscheidungen und Strategieentwicklungen. In der Regel en-
den die Reports mit „politikrelevanten Fragen“. Die strategischen Implikationen werden dann 
direkt mit den jeweiligen Einheiten diskutiert. 

Das PHC Arbeitsprogramm ist grob in gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische (gover-
nance) Zukunftsthemen unterteilt, wobei der gesellschaftliche Bereich erst in 2019 gezielt ver-
stärkt wurde. 
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Ist ein Thema in die Agenda aufgenommen, wird ein spezifisches Steering Committee von 3-4 
Deputy Ministern zur Betreuung des Projektes eingerichtet. So wurden etwa in 2021 Foresight-
Projekte zu den Themen „Zukunft der Wertschöpfung“3 und „Zukunft des Sense Makings“4 
durchgeführt, weitere vertiefende Arbeiten zu Wertschöpfung und zu COVID19 laufen aktuell. 
Diese regierungsübergreifenden Projekte laufen oft mehrere Jahre und haben einen großen 
Umfang, so werden mehr als 300 Interviews mit Akteuren aus Kanada durchgeführt, um deren 
Systemverständnis zu erfassen. 

Laut Interview arbeitet die Foresight-Gruppe gleichermaßen für alle Ministerien und hat über 
die Jahre in allen Ressorts exzellente Kontakte auf allen Ebenen aufgebaut. Eine entscheidende 
Rolle bei der Einspeisung der Ergebnisse in die Regierungsarbeit spielt der „Clerk“ und das 
gesamte Privy Council Office (PCO). Insofern steht und fällt die Wirksamkeit mit seinem/ihrem 
Engagement das aber bisher, laut Interview, überwiegend hoch war. Die Nachfrage nach den 
Interventionen von PHC ist in der Regierung sehr hoch (laut Interview 1-2 Anfragen pro Tag 
aus den Ressorts) und kann nicht von PHC abgedeckt werden. Einige Ministerien in Kanada 
haben eigene Foresight-Kapazitäten, darunter die Steuerbehörde, das Gesundheits-, das Au-
ßen- und das Verteidigungsministerium. PHC koordiniert aktuell den Aufbau eines Netzwerks 
dieser Akteure (School of International Futures 2021, S. 47). 

Policy Horizons Canada hat offiziell drei Rollen: 

1) Analyse des Umfelds von Politik, Erkennen heraufkommender Herausforderungen und 
Chancen. 

2) Interaktion mit Verwaltungsmitarbeiter:innen um ihr Verständnis von Ergebnissen der Zu-
kunftsforschung zu schärfen und damit ihre Entscheidungsfähigkeit zu verbessern. 

3) Verbreitung von Foresight-Kompetenz in der gesamten Verwaltung. 

Laut der Interviews liegt ein starker Fokus auf dem zweiten Bereich, das heißt der Zukunfts-
orientierung der „mentalen Modelle“ in der Verwaltung durch unmittelbare Interaktion. So 
führt das Team beispielsweise auf sehr hoher Ebene Vorausschau Interventionen wie Szena-
rioprozesse, System Mapping, Futures Wheel und Annahmen Hinterfragung nach einer ei-
gens entwickelten kaskadischen Vorgehensweise (Padbury 2020) durch. Anfängliche Vorbe-
halte seien inzwischen weitgehend zerstreut und die Wertschätzung für kreative Arbeitsformen 
gerade auf hoher Ebene sehr hoch. 

Für den ersten Bereich liegt der Fokus laut Interview auf der Bereitstellung von Kontextwissen. 
Zusätzlich zu den konkreten großen, vom Steering Committee beauftragten Foresight-Pro-
jekten, wird kontinuierlich ein Horizon Scanning betrieben. Dazu speisen die darauf spezi-
alisierten Mitarbeiter:innen von PHC regelmäßig Beobachtungen von „Weak Signals“5 in einem 
festen Format als Blogpost6 ein (vgl. Abbildung 3). Nachdem die Sammlung zunächst vollstän-
dig offen durchgeführt wurde, ist man jetzt dazu übergegangen, die Weak Signals in die glei-
che grobe Struktur wie die Projekte (Economic Futures, Social Futures, Governance Futures) 
einzuordnen, was laut Interview die Verarbeitung erleichtert hat. PHC führt das Horizon Scan-
ning weitgehend selbst durch, lädt aber externe Akteure, insbesondere aus der Verwaltung, 

                                                 
3 https://horizons.gc.ca/en/2021/08/09/the-future-of-value/ 
4 https://horizons.gc.ca/en/2021/05/29/the-future-of-sense-making/ 
5 Das PHC Verständnis von Weak Signals ist „Entwicklungen mit unbekannter Wahrscheinlichkeit aber potenziell disruptiven Auswirkungen, die oft 

ignoriert werden, da sie aus Orten kommen wo die „die Analysten nicht hinschauen“  Padbury 2020, S. 250. 
6 https://horizons.gc.ca/en/blog/ Stand 02.11.2021. 

https://horizons.gc.ca/en/blog/
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regelmäßig ein, über die Signale zu reflektieren und dabei auch selbst weitere Beobachtungen 
einzuspeisen. Damit habe man, laut Interview, bessere Erfahrungen gemacht als mit einer un-
verbindlichen Einladung zu Beiträgen in den Blog. Neben dieser Nutzung in der Interaktion 
liefern die Signale Hintergrundmaterial für die großen Foresight-Projekte sowie für die Inter-
ventionen in der Regierungsarbeit und Inspiration für neu zu vertiefende Themen. 

In dem dritten Tätigkeitsbereich den Aufbau von Foresight-Kompetenz und Kapazität sind 
vor allem zwei Aktivitätslinien zu nennen. Zum einen hat PHC über viele Jahre einen Fundus an 
Foresight-Materialien erstellt, der speziell auf die Bedarfe von Politik und Verwaltung zuge-
schnitten ist.7 Zum anderen wird eine Vielzahl  

Abbildung 3: Im Vergleich Weak Signals 

Links: PHC Weak Signals Blog und Rechts: Blogeintrag Weak Signal 

  
 

von Weiterbildungsmaßnahmen in ganz verschiedenen Formaten angeboten. Darunter sind 
auch 3,5-stündige Kurzschulungen für sehr hohe Beamte mit hohem Anteil konkreten Arbei-
tens an deren spezifischen Themen sowie mehrmonatige Schulungsprogramme für alle Kol-
leg:innen.8 Laut Interview wurden schon mehrere tausend Verwaltungsmitarbeiter:innen ge-
schult. In diesen Bereich gehören auch die monatlich stattfindenden „Horizon Talks“ mit Kurz-
vorträgen zu Zukunftsthemen und anschließender Diskussion. 

PHC legt großen Wert auf die Erfassung des Impacts ihrer Tätigkeit. Laut Interview fließen al-
lerdings Erkenntnisse aus den Foresight-Studien oft in die Politikentwicklung ein, ohne direkt 
zitiert zu werden. Die Arbeit an den mentalen Modellen wird als der größte, aber eben nicht 
unmittelbar sichtbare, Einfluss eingeschätzt. 

                                                 
7 https://horizons.gc.ca/en/resources/ Stand 02.11.2021. 
8 Zwei große Schulungsinitiativen Canada150 (2008) und Canada Beyond 150 (2017/18)  

https://horizons.gc.ca/en/resources/
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PHC arbeitet abgesehen von einigen sicherheitsrelevanten Aktivitäten in der Regel mit hoher 
Beteiligung von Stakeholdern und Öffentlichkeit. Aktuell wird versucht, die Beteiligung weiter 
auszudehnen und auch insbesondere marginalisierte Gruppen einzubeziehen. PHC organisiert 
jährlich eine Zukunftswoche in der Stakeholder aus Regierung, Gesellschaft und Wirtschaft im 
ganzen Land Beiträge zu einer Zukunftsdebatte leisten.9 Die Problematik möglicher Fehlinter-
pretationen von Foresight-Studien, insbesondere das Missverständnis von Szenarien als Vor-
hersage, wurde früh erkannt. Um ihr zu begegnen, wurde proaktiv mit führenden Medien ge-
arbeitet, um ein Verständnis für die Natur von Foresight-Arbeiten zu wecken. Seitdem habe es 
keine Probleme in dieser Hinsicht gegeben. Die Regierung stellte sich auch bei kritischen In-
terventionen von Interessengruppen hinter das Team von PHC. Betont wurde, dass extreme 
Sorgfalt auf die sprachlich korrekte Präsentation von Zukunftswissen gelegt würde, um Fehlin-
terpretationen etwa als Vorhersage entgegenzuwirken. 

4.2.1.3 Regulative Institutionalisierung  
PHC ist über die Aufhängung am PCO in formale Reporting-Prozesse eingebunden. Unabhän-
gig davon ist in Kanada jedes Department verpflichtet eine jährliche Risikoanalyse durchzufüh-
ren. Darin werden die Ergebnisse der Foresight-Analysen des PHC laut Interview häufig aufge-
nommen. Außerdem erarbeitet die Regierung in jeder Legislaturperiode ein Briefing für die 
kommende Regierung und zwar verschiedene Varianten für jede Partei. Auch hier fließe laut 
Interview die Arbeit von PHC häufig ein. Aktuell wird laut Interview diskutiert, ein Zukunftsre-
porting ähnlich dem Modell in Finnland einzuführen. 

4.2.1.4 Kulturelle/Kognitive Institutionalisierung 
Wie oben beschrieben, richtet sich die Arbeit von PHC sehr stark auf die kognitive Institutio-
nalisierung von Foresight in der Regierung. Mehrfach wurde im Interview betont, man müsse 
„in die Köpfe“ der Regierungsbeamten gelangen. Ein Großteil der PHC-Arbeiten zielt, wie oben 
beschrieben, in diese Richtung. Betont wurde, dass die Offenheit dafür mit den Jahren immer 
größer geworden sei. Dennoch sei es noch ein langer Weg bis zur Etablierung eine Foresight-
Kultur in der gesamten Regierung. 

4.2.1.5 Lehren für eine gelingende Institutionalisierung SV in der deut-
schen Bundesregierung 

Als Erfolgsbedingung für das kanadische Modell wurde vor allem die stabile, sehr hohe Auf-
hängung in der Verwaltungshierarchie benannt. Der direkte Zugang zu den Ministerien 
über das Steering Committe der Deputy Minister sowie die Einspeisung in das Kabinett über 
den Clerk wurden als entscheidend für den Erfolg angesehen. Auch der Schritt heraus aus der 
unmittelbaren Zugehörigkeit zur Regierung hin zu einem unabhängigen Think Tank wurde 
als notwendig hervorgehoben, um einen echten Mehrwert für die Verwaltung zu bieten, statt 
nur verlängerte Werkbank für jede Art von Forschungsbedarfen zu sein. Weiterhin wurde die 
Möglichkeit des direkten Arbeitens mit den Regierungsbeamten als erfolgskritisch ange-
sehen. Betont wurde die Notwendigkeit zu einer großen Offenheit und Flexibilität, um auf die 
Bedarfe der Vewaltungsmitarbeiter:innen reagieren zu können. Dies wird ermöglicht durch die 
enge Interaktion mit dem Steering Board, auf deren expliziten Bedarf alle Aktivitäten beruhen. 

                                                 
9 https://horizons.gc.ca/en/futures-week/#key-topics 
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Dabei seien die Austauschprozesse wichtiger als die Produkte. Dennoch müssten auch diese in 
hohem Maße anschlussfähig an die tatsächlichen Fragen der Politik sein. Hier die optimale 
Form zu finden, sei ein ständiger Suchprozess. Wichtig sei es auch, aktuelle Ansätze aufzuneh-
men und moderne Kommunikationsmittel wie YouTube Videos einzusetzen. 

4.2.2 Finnland 

4.2.2.1 Entwicklung von SV in der Regierung 
Finnland hat eine starke Tradition in Zukunftsforschung, die bis in die 1970er Jahre zurückreicht 
(Tapio und Heinonen 2018), wichtige Meilensteine waren die Gründung der „Finnish Society 
for Futures Studies“ (1980), des „Finland Futures Research Centre“ (1992), und die Gründung 
der Futures Society und der staatlich finanzierten „Akademie für Zukunftsforschung“ (1998) – 
ein Netzwerk von mittlerweile neun Universitäten. Vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise 
im Jahr 1990 begann das finnische Parlament auf Anregung der „Society for Futures Studies“ 
mit der Ausarbeitung neuer nationaler Strukturen und Prozesse für eine vorausschauende Re-
gierungsarbeit. Seitdem ist das finnische Modell zum Vorbild vieler anderer Regierungen ge-
worden (Heo und Seo 2021).  

Das System besteht im Wesentlichen aus gut verankerten Elementen und ihrem Zusammen-
spiel mit einer stark ausgeprägten SV Landschaft außerhalb der Regierung. Zunächst kommt 
dem 1993 eingerichteten „Committee for the Future“ (CF) des Parlaments eine zentrale Rolle 
bei. Von vergleichbar hoher Bedeutung ist die „PMO Foresight Gruppe“, die im „Strategy De-
partment, Policy Planning“ Team der Premierministerin angesiedelt ist. Diese Gruppe leitet wie-
derum zwei Foresight-Arbeitsgruppen: die eine setzt sich aus allen Minister:innen, die andere 
aus externen Expert:innen zusammen („Government Foresight Group“). Daneben stützt sich 
das finnische System jedoch maßgeblich auf die jahrzehntelange Tradition von Foresight in 
Wissenschaft und Wirtschaft. Zudem besteht ein breites Verständnis in der Bevölkerung, da die 
Thematik von der Grundschule an in den Bildungskanon integriert ist. Zudem wurde in den 
Interviews die hohe Bedeutung der zahlreichen Foresight-Akteure und Aktivitäten auf regio-
naler und lokaler Ebene hervorgehoben, da in Finnland viele Entscheidungen auf dieser Ebene 
getroffen würden. Dieses weitverzweigte Foresight-Ökosystem speist die Regierungsarbeit in 
Finnland über eine Vielzahl formaler und informeller Prozesse. Ein Schwerpunkt ist dabei tra-
ditionell die Erschließung von Innovationsfeldern für die finnische Wirtschaft, die besonders 
von dem finnischen Innovationsfond SITRA gefördert wird. Die verschiedenen Akteure der Re-
gierung sind auch international aktiv so etwa im OECD und EU-Kontext. Laut (Heo und Seo 
2021) umfasst der engere Kreis der aktiven Foresight-Community 700 Mitglieder aus Wissen-
schaft, Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. An vielen Zukunftsdebatten beteiligen sich unzäh-
lige Akteure10. Viele sehen diese Vielfalt als die eigentliche Stärke des finnischen Foresight-
Systems, aber es gibt auch Hinweise auf Unübersichtlichkeit und Konflikte (School of Interna-
tional Futures 2021). Als Herausforderung wird vor allem die Einspeisung des exzellenten Fo-
resight-Wissens in die tatsächliche Regierungsarbeit gesehen.  

                                                 
10 z.B. an der crowdgesourcten Debatte um Zukunftstechnologien des Radical Technology Inquirer mehr als 3000 Personen 
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4.2.2.2 Organisatorische Institutionalisierung 

Abbildung 4: Übersicht der Foresight-Aktivitäten der finnischen Regierung11 

 

PMO Foresight Group 

Auf hoher Regierungsebene werden die Foresight-Prozesse über das Büro der Premierminis-
terin (PMO) koordiniert. Hier koordiniert eine sehr kleine Einheit (PMO Foresight Gruppe) die 
nationalen Foresight Aktivitäten und den Prozess des Zukunftsreportings im Dialog mit dem 
Parlament. In den Jahren 2016-2017 beauftragten alle 12 finnischen Ministerien die General-
sekretärin der PMO Foresight Gruppe mit der Durchführung eines umfassenden Vorausschau-
prozesses unter Einbeziehung der Staatssekretäre und der Exekutivmanagementteams der ein-
zelnen Ministerien. In diesem Prozess entwickelte die Regierung erstmals den Zukunftsreport 
mit eigenen Kapazitäten in einem Team aus Vertreter:innen aller Ministerien. In vorangegan-
genen Legislaturperioden war diese Arbeit extern vergeben worden. 

Ministerial Foresight Panel 

Alle Ministerien sind verpflichtet, als Basis für das Zukunftsreporting ihre je eigenen Zukunfts-
reviews durchzuführen. Die PMO Foresight Gruppe integriert die Befunde und entscheidet auf 
dieser Basis welche Themen mit weiteren Vorausschau Prozessen vertieft werden. Jedes Minis-
terium hat laut Interviews ein eigenes Foresight-Netzwerk, die Ministerien sind aber auch un-
tereinander gut vernetzt („Finnland ist klein, man kennt sich“). 

Government Foresight Group ist eine Gruppe von 7 externen Foresight-Expert:innen aus Wis-
senschaft und Gesellschaft. Die Gruppe wird auf hoher Ebene vom PMO koordiniert, der Coun-
sel vom CF ist ebenfalls Mitglied. Laut Interviews ist die Bedeutung dieser Gruppe jedoch nicht 
sehr hoch, sie fungiere vor allem als „Sparrings Partner“ für die PMO Gruppe, um Ideen zu 
testen und Wissen einzuspeisen. Ihre Funktion hänge stark vom jeweiligen Chairman aus dem 

                                                 
11 Präsentation Sirkka Heinonen & Mikkel Knudsen INTRODUCTION TO FUTURES THINKING AND FORESIGHT SCOPING WORKSHOP 25THFEBR 

2021 
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PMO ab, der die Koordination innehat. Oft kommentieren sie Regierungsdokumente, wie etwa 
den Zukunftsreport informell, nähmen aber keine Regierungsperspektive ein. 

Committee for the Future (CF) 

Das CF ist ein regulärer Ausschuss des Parlaments, der ebenso wie alle anderen Ausschüsse 17 
Abgeordnete aus allen vertretenen Parteien umfasst. Das CF hat einen eigenen Sekretär, dessen 
Aufgabe es ist, die Sitzungen vorzubereiten und die nötigen Informationen zu den Themen auf 
der Tagesordnung, zusammenzustellen.12 Ein „Permanent Expert“ hält den Kontakt zu der For-
schungslandschaft. Im Unterschied zu den anderen Ausschüssen arbeitet das CF auf der Basis 
eines Konsensprinzips. Zudem kann es als einziger Ausschuss seine Agenda weitgehend selbst 
gestalten und hat keine legislativen Aufgaben. Alle Abgeordnete des CF sind jedoch auch in 
anderen Ausschüssen aktiv und tragen so die Überlegungen weiter. 

Tabelle 2: Übersicht Aktivitäten des Zukunftsausschusses in den letzten Jahren 

Jahr Ausschuss- 

Treffen  

Mündli-
che Ex-
pert:in-
nen 
State-
ments 

Schriftli-
che Ex-
pert:innen 
State-
ments 

For-
schungs-
aufträge 

State-
ments 
(zu ande-
ren Aus-
schüssen) 

2019 26 (davon 3 offen) 60 7 1 2 

2020 15 + 16 virtuell  

(5 offen + 1 Experten Workshop) 

53 158 6 5 

2021 
(bis 
Ende 
Mai) 

1+28 virtuell  

(2 offen + 1 Experten Workshop) 

103 59 
 

5 

Das CF betreibt ein Netzwerk aller Foresight-Akteure und hält neben den offiziellen Ausschuss-
sitzungen regelmäßige auch offene Veranstaltungen in vielen verschiedenen, oft experimen-
tellen Formaten.13 Zudem finanziert es Foresight-Projekte und Methodenentwicklung und ver-
öffentlicht eigene Reports zu Zukunftsthemen. Die Abgeordneten tragen die Diskussion über 
die dort adressierten Zukunftsfragen in die breitere Öffentlichkeit. Vorrangiges Ziel des CF ist 
es, die Zukunftsfähigkeit des Landes zu stärken. Darunter fallen folgende Aufgaben (Hietanen 
2018) 14: 

• Formale Reporting Aufgaben 

• Review des „Government Report on the Future“ im Namen des gesamten Parlaments, 
Erstellung des „Parliamentary Report on the Future“ mit Regierungsaufgaben und 
Verbesserungsvorschlägen zu dem Reporting-Prozess (Details siehe unten). 

• Review und Kommentierung des Reports zur Nachaltigkeitsagenda 2030. 

                                                 
12 Olli Hietanen der jetzige „Counsel“ war einer der Interviewpartner für diese Studie 
13 oft wird in einem crowdsourcing Modus mit einem unbürokratischen Vergütungssystem für Einzelbeiträge gearbeitet 
14 ergänzt durch persönliche Mitteilung 
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• Statement zu dem Jahresreport der Regierung und dem Haushalt (gleichermaßen wie 
alle Ausschüsse). 

• Phänomene und Themen, die für die Zukunft Finnlands von Bedeutung sind, so früh zu 
erkennen, dass sie noch durch politische Entscheidungen beeinflusst werden können. Zur 
Erfüllung dieser Aufgabe konsultiert der Ausschuss jedes Jahr Hunderte von Expert:innen 
und kann bei Bedarf auch kleinere Untersuchungsprojekte in Auftrag geben (Eine Über-
sicht über aktuelle Aktivitäten und Themen siehe Tabelle 2 und Abbildung 5). Die Ergeb-
nisse dieser Anhörungen und Untersuchungen werden in Form von Stellungnahmen und 
Berichten an die anderen Ausschüsse des Parlaments und die Regierung weitergeleitet. 
Der Ausschuss kommuniziert mit der Zivilgesellschaft, z.B. in Form von Seminaren. Ein be-
sonderer Fokus ist die Früherkennung von Technologien und ihrer gesellschaftlichen Aus-
wirkungen. 

• Denkfabrik für das finnische Parlament, Innovationen für die Demokratie und die politi-
sche Entscheidungsfindung zu entwickeln. So wurde unter anderem ein virtueller Aus-
schuss entwickelt, die Bürger über digitale Plattformen in die Vorbereitung von Gesetzen 
einbezogen und neue, kreative Räume und dialogorientierte Arbeitsmodelle für das finni-
sche Parlament entwickelt. Dadurch können in Zukunft z.B. Konsultationen mit Experten 
im Rahmen von Zukunftswerkstätten durchgeführt werden. Die neuen Räumlichkeiten er-
möglichen auch den Einsatz von künstlicher Intelligenz zur Datenerfassung und -simula-
tion sowie den Einsatz von Robotern und Augmented Reality in Telepräsenz-Tools. Kürz-
lich wurde ein KI-Tool zur Unterstützung der Parlamentsarbeit ausprobiert, was eine hohe 
Resonanz in der Öffentlichkeit auslöste. 

• Entwicklung von Methoden von Strategischer Vorausschau und Zukunftsforschung sowie 
absichern einer hohen wissenschaftlichen Qualität. In diesem Zusammenhang hat der 
Ausschuss die Entwicklung diverser Foresight-Ansätze vorangetrieben. So etwa das Fore-
sight-Tool Radical Technology Inquirer, Identifizierung Schwarzer Schwäne, dialektische 
Zukunftsstudien15 und schließlich die Nutzung fiktionaler Darstellungen wie Utopien und 
Dystopien, um die Grenzen des Möglichen auszuloten und die mit der Entwicklung ver-
bundenen Ängste und Erwartungen zu skizzieren. Schließlich wurde die Möglichkeit, 
künstlerische Ansätze in der Zukunftsarbeit einzusetzen, untersucht. 

• Internationale Zusammenarbeit mit den vielen ähnlichen Gremien z. B. in Estland, Ungarn, 
der Ukraine, Singapur, Südkorea, Chile, Uruguay und Schweden. Der Ausschuss für die 
Zukunft ist Mitglied des internationalen EPTA-Netzwerks (http://www.eptanetwork.org).  
Die EPTA (European Parliamentary Technology Assessment) der Organisation für parla-
mentarische Einheiten zur Technologiebewertung.  

                                                 
15 In der dialektischen Zukunftsforschung werden globale Ereignisabläufe als Trends und Antitrends sowie als Synthesetrends beschrieben, die aus 

der Spannung zwischen ihnen entstehen. 
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Abbildung 5: Themen des Ausschusses für die Zukunft in der aktuellen Legislaturperi-
ode16 

 

Nationales Foresight Netzwerk 

Das PMO Office betreibt zusammen mit dem Finnischen Innovationsfonds (SITRA) das Natio-
nale Foresight-Netzwerk und führt monatliche Treffen („Foresight-Freitage“) sowie verschie-
dene Veranstaltungen und Seminare durch. Das Netzwerk verbindet die „Government Fore-
sight Group“ mit den zahlreichen Hubs in Wirtschaft und Wissenschaft im ganzen Land. Wich-
tige Akteure sind u.a. das „Finland Futures Research Centre“, die „Academy of Finland“, die 
„Futures Studies Society of Finland“ und das „FinnSight Netzwerk“ sowie die angewandte For-
schungseinrichtung VTT. Alle diese Akteure betreiben Foresight-Forschung und Projekte so-
wohl in Konkurrenz als auch in Kooperation miteinander, aber letztlich alle mit dem Ziel, viel-
versprechende Zukunftsoptionen für Finnland aufzuzeigen. Das Foresight-Netzwerk wird laut 
Interviews als unverzichtbare Infrastruktur für den Regierungsforesight betrachtet. Die wissen-
schaftlichen Foresight-Studien und -Daten bildeten, so die einhellige Meinung, die Basis für 
die Arbeit aller Regierungsorganisationen von nationaler über regionaler bis hin zu lokaler 
Ebene. Hier wurden insbesondere die Rollen von „Finland Futures Research Centre“ und der 
„Finland Futures Academy“ hervorgehoben. Insbesondere letztere betreibe eine Vielzahl von 
Foresight-Projekten für die Regierung – häufig als Folgeaktivität von dem Zukunftsreporting, 
während erstere Pionierarbeit in Forschung und Methodenentwicklung leiste. Beide betreiben 
Foresight-Ausbildungsprogramme. 

                                                 
16 zur Verfügung gestellt vom Olli Hietanen 
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SITRA 

SITRA ist ein finanziell und politisch unabhängiger Think Tank. Er ist dem Parlament unterstellt 
und hat den Auftrag, Forschung und Innovation zu finanzieren, seine eigene Arbeit zu leisten 
und der Regierung und anderen Akteuren Erkenntnisse über langfristige Entwicklungen zur 
Verfügung zu stellen. SITRA betreibt gemeinsam mit dem PMO das nationale Foresight-Netz-
werk. 

4.2.2.3 Regulative Institutionalisierung 
Die Foresight Gruppe des PMO gibt alle vier Jahre (also einmal in der Legislaturperiode und in 
der Regel ein Jahr vor dem Ablauf) den „Government Report on the Future“ (GRF) heraus. 
Der GRF ist ein zentrales Element der formalen Institutionalisierung von Strategischer Voraus-
schau in Finnland. Der Reporting-Prozess ist als Dialog zwischen PMO, Ministerien und Parla-
ment unter Einbeziehung zahlreicher Stakeholder angelegt und läuft in mehreren Phasen ab. 
In der ersten Phase ernennt die Premierministerin eine Gruppe von Minister:innen, die für die 
Leitung der gemeinsamen nationalen Foresight-Aktivitäten verantwortlich ist. Die Gruppe er-
stellt in der ersten Phase 12 sektorale Zukunftsberichte in enger Interaktion mit den jeweiligen 
Stakeholdern aus Wirtschaft und Gesellschaft. Diese erste Phase wird als bottom-up Entwick-
lung vielfältiger Zukunftsbilder von Finnland und seinem Umfeld verstanden, das noch keiner 
politischen Beeinflussung unterliegt (Committee for the Future 2020). Aktuell umfasst diese 
Phase des Zukunftsreportings der Regierung einen Szenarioprozess „Finnland für zukünftige 
Generationen“ mit 50 Bürgerdialogen, die in Kooperation mit einer Stiftung (Timeout Founda-
tion) durchgeführt wurden. Erstmals wurden aber auch große Teile des Reports von der Regie-
rung selbst in einer Arbeitsgruppe mit Vertreter:innen aller Ministerien koordiniert vom PMO 
Office entwickelt. 

Auf dieser Basis entscheidet das PMO Foresight Team, welche Themen durch weitere nationale 
Foresight-Prozesse in Phase 2 vertieft werden. Dies geht einher mit einer Schwerpunktsetzung 
im Regierungsprogramm. Die Ergebnisse beider Phasen bilden zusammen den Zukunftsreport 
der Regierung. Der Regierungsreport wird dann an das Parlament übergeben. Dieses verfasst 
dann als Antwort den „Parliament Report on the Future“, der laut Interview eine höhere Bedeu-
tung als der Regierungsbericht hat. 
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Abbildung 6: Abfolge der finnischen Zukunftsreports von Regierung und Parlament17 

 
Dieser Reporting-Prozess hat auch die Funktion, Aufgaben für die nächste Regierung aufzu-
zeigen und so die Kontinuität in der Adressierung von Zukunftsherausforderungen über Legis-
laturperioden hinweg zu sichern. Das CF hat die Funktion diese Aufgaben an die nächste Re-
gierung heranzutragen. Dazu werden in dem parlamentarischen Zukunftsreport „Statements“ 
und „Resolutions“ erarbeitet, die in Form einer laufenden Aufgabenliste der nächsten Regie-
rung, dem PMO –  oder je nach Auftragsvergabe – der Gruppe der Ministerien übergegeben 
wird. Die Resolutions müssen verpflichtend abgearbeitet werden und werden erst von der Liste 
gestrichen, wenn sie vom Committee for the Future als „erledigt" bezeichnet wurden. Solange 
bleiben sie als Aufgabe der Regierung bestehen. Damit erhält das Committee for the Future 
eine gewisse Macht und kann Themen über die Zeit hinweg transportieren. Laut Interview wer-
den die Ergebnisse in den Ministerien in der Regel adressiert – meist, indem entsprechende 
angewandte Forschungsaufträge vergeben werden (Beispiel den Zustand der Straßen festzu-
stellen). Allerdings wird auch berichtet, dass die Überprüfung der Erledigung oft wegen des 
allgemeinen und sektorübergreifenden Charakters der Resolutionen schwierig sei (Koskimaa 
und Raunio 2020). Das CF gibt auch Empfehlungen zu der Weiterentwicklung des Zukunftsre-
portings ab. Die jetzige Vorgehensweise beruht auf seinem Vorschlag. Ein ähnlicher Prozess 
läuft auch zu der Agenda 2030 ab. Die Ernennung des CF zum zuständigen Ausschuss gilt als 
deutliche Stärkung der Stellung des CF im Parlament (Koskimaa und Raunio 2020). Laut Inter-
view wird die Nachhaltigkeit als organischer Bestandteil der Zukunftsarbeit des Ausschusses 
aufgefasst. 

                                                 
17 zur Verfügung gestellt vom Olli Hietanen 
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4.2.2.4 Kulturelle/Kognitive Institutionalisierung 
Der Ausschuss für Zukunftsfragen im finnischen Parlament hat eine sehr starke kulturelle Kom-
ponente. Die Abgeordneten gingen laut Interview gerne in dieses Gremium – und nehmen ihr 
neues Wissen mit in andere Aufgaben. Viele MP’s sähen das Committee for the Future als den 
besten Teil ihrer Arbeit an, es gäbe mehr Zeit und mehr Freiheit als üblicherweise. Auch für 
junge und neue Abgeordnete gilt eine Tätigkeit in dem Ausschuss als gute Orientierung für die 
Parlamentsarbeit. Vier Premierminister waren zuvor im diesem Ausschuss tätig (Koskimaa und 
Raunio 2020), viele hatten ein hohes Standing auch innerhalb ihrer Partei und dadurch hohen 
Einfluss. Ein ehemaliger PM erklärte:  

„[T]wo electoral terms in the Committee for the Future left a powerful 
mark on me. It affected my way of viewing societal challenges. It taught 
about future phenomena and significantly affected my political priori-

ties in my subsequent tasks“ (ebd. S.16). 

Die Arbeitsatmosphäre wird als kooperativ und konstruktiv beschrieben, alle schätzten die of-
fenen Diskussionen und das Wissen, das man erwerbe, könne man in wieder anderen politi-
schen Zusammenhängen nutzen. Im Gegensatz zu den anderen Ausschüssen gelänge es im-
mer, sich auch über Parteilinien hinweg zu einigen (hier wurde der Vergleich zu Ligaspielen vs. 
Freundschaftsspielen gezogen). Die Hierarchie zwischen den Akteuren seien in der Gruppe we-
nig präsent. Allerdings sei dies in Finnland ohnehin nicht stark ausgeprägt. Die meisten Akteure 
träfen sich ohnehin auf einer anderen Ebene informell z.B. beim Abholen der Kinder aus den-
selben Kitas und Schulen. 

Auch dadurch, dass der Ausschuss für die Weiterentwicklung der Arbeitsweise zuständig ist, 
wirkt er prägend auf die Politikkultur, indem er ein experimentelles Element hineinbringt. Zu-
sammenfassend kann festgehalten werden, dass der Zukunftsausschuss die finnische Politik-
kultur auch in die Regierung hinein beeinflusst, allerdings stärker auf indirektem Wege – über 
Personen und Diskurse – als über formale Prozesse. Ein wichtiges Bindeglied sind auch die sehr 
angesehenen wissenschaftlichen Akteure, die sowohl für den Zukunftsausschuss als auch für 
die Regierung (z.B. in der Government Foresight Group) tätig sind. 

Die gemeinsame Arbeit von PMO Gruppe, Government Foresight Group und Ministerien an 
dem Zukunftsreport soll vor allem auch zu einer kulturellen Etablierung von Zukunftsdenken 
auf allen Ebenen beitragen. 

Ein weiterer Aspekt kognitiver Institutionalisierung ist die sehr stark ausgeprägte Vorausschau 
Bildungslandschaft in Finnland. Laut Interviews und Literatur sei an jeder Universität und wei-
terführenden Schule „Futures thinking/literacy" im Unterrichtsangebot und auch an Grund-
schulen seien Elemente von Zukunftsdenken in den Kanon integriert. 

4.2.2.5 Lehren für eine gelingende Institutionalisierung SV in der deut-
schen Bundesregierung 

In der Diskussion über den Vorteil des finnischen Foresight-Systems wird immer wieder die 
gesamtgesellschaftliche Funktion von Zukunftsdiskursen betont: 

„The greatest benefit of foresight is not always the information gained, 
but rather the many-voiced social debate behind the foresight, which 
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builds political coherence and trust, increases commitment to joint ac-
tion and reduces resistance to change. Participatory foresight also high-
lights tensions and confrontations in society in a democratic and con-

structive way.” (Committee for the Future 2020, S. 9) 

Auch im finnischen Foresight-System wurde und wird jedoch auch immer wieder die Frage 
nach dem tatsächlichen Einfluss von Vorausschauaktivitäten auf Regierungsentscheidungen 
gestellt. Während die indirekte und kulturelle Wirkung der intensiven Foresight-Aktivitäten auf 
Politik allgemein anerkannt ist, wird die Aufnahme in Politikentscheidungen von einigen be-
zweifelt (Koskimaa und Raunio 2020, 15 f.). Insbesondere der Einfluss des CF auf andere Aus-
schüsse im Parlament und konkrete Gesetzgebungen wird eher gering eingeschätzt. Dagegen 
vermuten viele, dass die Arbeit der Ministerien in hohem Maße von Foresight-Prozessen, da-
runter den Arbeiten des CF, beeinflusst ist. Laut Interview sei auch vor allem auf regionaler und 
lokaler Ebene die Arbeit der Gemeinderäte stark durch Vorausschauprozesse geprägt. In den 
letzten Jahren wurden zwei Evaluationsstudien des finnischen Foresight-Systems durchge-
führt.18 Beide Studien kommen laut Auswertung des CF zu dem Schluss dass:  

„The challenge of foresight is not generating foresight knowledge, but 
rather using the foresight knowledge generated. International and also 
national foresight reports have been able to quite comprehensively an-
ticipate the risks faced by Finland and the world in recent years, such as 

pandemics, major data breaches and social unrest. If anything, the 
problem has been that the foresight knowledge has not been found and 

exploited. Due to the special nature and concepts of foresight 
knowledge, the solution to the situation requires, according to the ex-

perts, increased foresight capability and futures literacy at different lev-
els of government and other organisations, along with systematic gath-
ering of foresight knowledge produced by different parties.“ (Committee 

for the Future 2020, S. 5) 

Damit bleibt auch aus der Sicht des CF selber die Schnittstelle zu vorausschauender Politik 
die größte Herausforderung. In einer kürzlich veröffentlichten Stellungnahme des CF zu dem 
EU Foresight-System heißt es: 

„In the opinion of the Committee for the Future, the ultimate lesson of 
Finland’s national foresight is how to combine futures research, stake-
holder involvement, strategic foresight and forward-looking policy.” 

(ebd. S. 8) 

Diese Einschätzung wurde in den Interviews unterstrichen. Wichtig sei nicht nur die Erzeugung 
des vielen Wissens, sondern auch das richtige Wissen zur richtigen Zeit an den richtigen Ort zu 
bringen. 

Unsere Interviewpartner betonten als Faktoren für den Erfolg des finnischen Systems die breite 
Basis an „Foresight-Infrastrukturen“ – insbesondere die Forschungseinrichtungen und 

                                                 
18 National Foresight in Finland 2020 (VN TEAS project) commissioned by the Government and ‘Tulevaisuustiedon lähteillä’ (‘At the source of fu-

tures knowledge’) commissioned by the Committee for the Future (TuVJ 6/2020). 



 

Fraunhofer ISI  |  38 

 

deren wissenschaftliche Vorausschau-Ergebnisse, die schnell und unkompliziert an Regie-
rungsakteure weitergegeben würden und allgemein zur Verfügung ständen. Weiterhin wurde 
die hohe Diversität der in der Vorausschau engagierten Einrichtungen und Personen auch 
hinsichtlich Alter, Geschlecht, kultureller und professioneller Hintergrund etc. als entscheidend 
für die Funktion des SV Ökosystems gesehen. Diese Diversität aktiv zu fördern, zu nutzen 
und in Austausch zu bringen sei zentrales Erfolgsrezept des finnischen SV Systems. Gleich-
zeitig wurde betont, dass in Finnland durch die langjährige Diskussionskultur weitgehende Ei-
nigkeit über Begriffe und Konzepte der SV bestehe. Dieses gemeinsame SV Verständnis 
über die verschiedenartigen SV Akteure hinweg ermögliche trotz aller Unterschiede ein effek-
tives Einspeisen in die Regierungsarbeit. Betont wurde schließlich, dass das Modell Finnlands – 
insbesondere das stark formalisierte Reporting – spezifisch an die finnische Kultur angepasst 
und nicht unbedingt übertragbar sei. Einigkeit bestand aber, dass die Existenz eines offiziel-
len Gremiums mit dem Auftrag SV voranzutreiben, wie das finnische Committee for the 
Future, entscheidend für die Entfaltung des SV Ökosystems sei. Wichtig sei auch der Betrieb 
eines Wissensmanagements über eine wie auch immer geartete Zukunftsplattform, die ver-
fügbare Ergebnisse für alle Akteure bereitstelle. 

4.2.3 Vereinigtes Königreich  

4.2.3.1 Entwicklung von SV in der Regierung 
Die Ursprünge strategischer Vorausschau im Regierungshandeln des Vereinigten Königreichs 
lassen sich laut Studienlage bis in die unmittelbare Nachkriegszeit zurückverfolgen. In der Li-
teratur wird die Schaffung politischer Planungseinheiten in den 1960er und 70er-Jahren 
hervorgehoben: Die Einrichtung des UK Policy Planning Staff (UKPPS) und des Central Policy 
Review Staff (CPRS). Letztere gründet unter der Leitung des SV Pioniers Lord Rothschild einen 
strategischen Think Tank, der die Regierung direkt berät. 1983 wird der CPRS aufgelöst. 

In den 1990er-Jahren wird laut der untersuchten Literatur zunächst die Einrichtung eines Vo-
rausschau-Programms im Office for Science and Technology bekannt gegeben, das als Vorläu-
fer des Foresight Teams im Government Office Science (GO-Science) gilt. Wenig später wer-
den unter Tony Blair Einheiten für Innovation und strategisches Denken eingerichtet, von wel-
chen zwei Einheiten zu der Prime Minister’s Strategy Unit (PMSU) fusionieren. Laut Einschät-
zungen der Autor:innen aus den untersuchten Berichten bediente die PMSU zentrale Regie-
rungsorgane des Vereinigten Königreichs routiniert mit strategischer Vorausschau, die über 
Legislaturperioden hinweg verschiedenste Entwicklungen mit Zeithorizonten von 10 bis zu 50 
Jahren adressierte. Im selben Zeitraum wurde das ressortübergreifende Horizon Scanning 
Centre (HSC) geschaffen, das als Resonanzraum und Netzwerk verschiedenste SV Aktivitäten 
in Austausch miteinander brachte (so u.a. Foresight Directorate, Research Councils, Govern-
ment’s Chief Scientific Adviser, Prime Minister’s Strategy Unit, Future Security and Intelligence 
Outlook Network und Departmental Chief Scientific Advisers). 

Mit dem Regierungswechsel in 2010 werden Budgets für SV gekürzt, die PMSU und weitere 
SV-Einheiten aufgelöst. Das Horizon Scanning Secretariat des Cabinet Office und HSC fusio-
nieren 2014 zu dem Horizon Scanning Programme Team. Aus der Studienlage und den Inter-
views geht hervor, dass viele Beobachter:innen Silodenken in den Ministerien und Diskonti-
nuitäten aufgrund wechselnder politischer Agenden dafür verantwortlich machen, dass SV seit 
Beginn der 2010er-Jahre auf nationaler Ebene an Bedeutung und Wirksamkeit verliert. Dem-
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entsprechend wird kritisiert, dass SV-Einheiten lediglich als Echokammern für Regierungsmei-
nungen genutzt würden (The Science and Technology Select Committee zitiert in SOIF 2021, 
S. 99) und dass die Regierung die langfristigen Interessen der Nation unberücksichtigt lasse. 
Dahingegen wird in der Literatur auch angemerkt, dass die organisatorische und regulative 
Institutionalisierung von SV auf regionaler und lokaler Ebene durch wichtige Meilensteine vo-
rangetrieben werde (bspw. Local Government Act, Scotland’s Futures Forum und Well-being 
of Future Generations Act in Wales).  

4.2.3.2 Status Quo von SV in der Regierung 
Zum heutigen Zeitpunkt gibt es laut Studienlage und Interviews auf nationaler Ebene des Ver-
einigten Königreichs, trotz beachtenswerter Erfolge in der Geschichte, keine Institutionalisie-
rung strategischer Vorausschau im Sinne eines langfristig angelegten, ressortübergreifenden 
Prozesses, der eine politische Wirksamkeit entfalten könnte. Nach Ansicht der Interviewten 
könnte der Bedeutungsverlust, den SV in der Regierung zuletzt erlitten hat, jedoch bald been-
det sein. Zahlreiche Einheiten in unterschiedlichen Ressorts konnten sich auch in dieser Zeit 
weiter behaupten. In Literatur und Interviews werden vor allem die Futures Capability Einheit 
in GO-Science, das Futures Team des Her Majesty's Revenue and Customs (HMRC) sowie der 
Think Tank Development, Concepts and Doctrine Centre (DCDC) des Ministry of Defense gen-
annt. 

Die vom Government Chief Scientific Adviser geführte GO-Science Futures Capability Einheit 
beschäftigt 6 Angestellte (1 head of futures, 3 team leader + 2 juniors) sowie wechselnd bis zu 
zwei Praktikant:innen. Einige Mitglieder der Einheit haben einen professionellen SV Hinter-
grund aus u.a. ihrer Erfahrung in der Privatwirtschaft. Darüber hinaus besteht ein Rahmenver-
trag mit über 20 Firmen zur zusätzlichen Stärkung von SV Prozessen. Übergeordnetes Ziel der 
Einheit laut den Interviews sei die Beratung politischer Prozesse, der Aufbau von Fähigkeiten 
und die Bereitstellung von SV Produkten (bspw. Trend Deck oder Futures Toolkit). Praxisorien-
tierte Weiterbildungen für Regierungsbeamt:innen auf operativer sowie leitender Ebene erfül-
len laut einer Interviewparterin zwei Funktionen: (1) Quantität und Qualität von SV Prozessen 
stärken sowie (2) Sichtbarkeit und Nachfrage erhöhen. Eine Zusammenarbeit mit Parlament 
oder der Öffentlichkeit finde nicht statt. Im Moment gebe es kein Mandat, SV in der Regie-
rungsarbeit zu berücksichtigen. Daher sei vor allem das Nutzen der soft power von Bedeutung, 
um Wirkung intern zu entfalten. Beispielsweise könne ein guter Pitch Permanent Secretaries 
und anderen Beamten in Leitungsfunktionen dazu veranlassen, SV Erkenntnisse zu berücksich-
tigen und weitere Analysen in Auftrag zu geben.  
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Abbildung 7: Portfolio des GO-Science Futures Teams19 

 
Das HMRC Futures Team besteht seit 2015. Hier arbeiten vier Regierungsbeamt:innen und 
ein/e Praktikant:in (50% mit privatwirtschaftlichem Hintergrund, 50% aus der HMRC-Laufbahn). 
Dieses feste Team wird je nach thematischen Bedarfen ergänzt durch eine/n Kolleg:in, die oder 
der aus anderen Einheiten des HMRC für einen befristeten Zeitraum entliehen wird. Zentrale 
Aufgabe der Einheit ist das „future proofing", was bedeutet, dass Vorhaben und Dienstleistun-
gen der Regierung, legislative Vorhaben, politische Agenden und gesellschaftliche Entwicklun-
gen auf ihre Implikationen für Steuereinnahmen hin analysiert werden (bspw. Zukunft der Ta-
bak-, Alkohol- oder Kraftstoffsteuer in Anbetracht sich ändernder Konsummuster). Innerhalb 
des HMRC werden kurze gut aufgearbeitete Produkte aus SV Prozessen (hauptsächlich Ho-
rizon Scanning) in andere Einheiten gespielt. So hätten sich laut Interviewpartnerin informelle 
Routinen entwickelt. Die Zusammenarbeit mit dem Future Team sei unhinterfragter Standard 
im Haus und werde als notwendig wahrgenommen. Ferner genieße die Einheit eine hohe Un-
abhängigkeit und könne unangenehme Wahrheiten ansprechen (u.a. da es intern eine gute 
Reputation genieße und das HMRC keinem Minister unterstehe). Zentral für die positive Wahr-
nehmung sei nach Interview das internationale Netzwerk der Einheit (vor allem zu ähnlich ge-
lagerten, steuerbehördlichen Einheiten in Kanada und Australien, USA darüber hinaus gute 
Kontakte zu OECD).  

Die Auswertung der Interviews zeigt, dass die Kenntnis der Interviewpartnerinnen zu SV-Ein-
heiten und -Prozessen in anderen Ressorts sehr gering ausgeprägt ist. Deren Anzahl und Ver-
ortung, Arbeitsweisen und -ergebnisse oder Größe der Teams sind schlichtweg nicht bekannt. 
Mit Zuversicht blickten die interviewten Beamtinnen auf eine interministerielle Arbeitsgruppe, 
das Heads of Horizon Scanning Network. Das Netzwerk besteht aus etwa 300 Expert:innen 
und SV Praktiker:innen, der Regierung wovon ca. 100 an Treffen teilnehmen. Es versucht laut 

                                                 
19 Abbildung aus "A brief guide to futures thinking and foresight", S. 2: https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/up-

loads/attachment_data/file/964195/A_brief_guide_to_futures_thinking_and_foresight.pdf. Stand: 02.11.2021. 

https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/964195/A_brief_guide_to_futures_thinking_and_foresight.pdf
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/964195/A_brief_guide_to_futures_thinking_and_foresight.pdf
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Interviews alle SV Aktivitäten der Regierung, mit besonderem Fokus auf Horizon Scanning, 
durch einen 2-stündigen Austausch einmal im Monat zu bündeln. Dabei würde zugunsten ei-
nes offenen Austauschs bewusst auf Briefings und formalisierte Strukturen verzichtet. 

Darüber hinaus merkten die Interviewpartnerinnen an, dass die Personalfluktuation in ihren 
Häusern zugleich Risiko und Chance für eine Institutionalisierung von SV sei. Einerseits könnten 
so schnell SV Kapazitäten zerstört werden. Andererseits würde eine gut durchdachte SV kom-
biniert mit robustem Wissensmanagement neuen Mitarbeiter:innen schnell Orientierung ge-
ben und einen klaren Mehrwert bieten. 

Technologisch-innovative Ansätze für ressortübergreifende SV, wie die Forecasting-Platt-
form Cosmic Bazaar, wurden von den Interviewten als komplementäre Übung begrüßt. Seit 
dem Start der Website im April 2020 wurden mehr als 10.000 Prognosen von 1.300 Personen 
aus 41 Regierungsstellen und mehreren verbündeten Ländern abgegeben. Etwa 200 Personen 
bearbeiten regelmäßig anonym die 30-40 Fragen die zu jeder Zeit live sind.  Laut Interviews 
existiert die Plattform parallel zu SV Strukturen und habe nur geringe Relevanz für SV Prozesse. 
Die Interviewten merkten an, dass die Institutionalisierung von SV sich durch Forecasting-Platt-
formen alleine nicht vorantreiben lasse. 

4.2.3.3 Lehren für eine gelingende Institutionalisierung SV in der deut-
schen Bundesregierung 

Gefragt nach den Gelingensbedingungen für Institutionalisierung von SV, wiesen die Inter-
viewpartner:innen mit Verweis auf die Geschichte von SV im Vereinigten Königreich darauf hin, 
dass verwaltungsseitiges Interesse, fachliche Exzellenz und Budget allein nicht ausreichen, um 
SV erfolgreich im Regierungshandeln zu verankern, solange ad-hoc nach politischem Willen 
Einrichtungen auf- bzw. abgebaut werden. Daher sei es zentral für gelingende Institutionalisie-
rung, unterschiedliche politische Agenden zu berücksichtigen und einen klaren Nutzen über 
partikuläre politische Ausrichtung hinweg zu beweisen. SV müsse daher unabhängig von par-
teipolitischen Präferenzen Nachfrage erzeugen können. Die angebotsseitige Institutionali-
sierung von SV könne schnell sichergestellt werden. Verstetigte Nachfrage bei hohen politi-
schen Entscheidern sei jedoch mindestens genauso von Bedeutung. Eine Möglichkeit bestünde 
laut einer Interviewpartnerin darin, SV mit Konzepten und Argumentationslinien intergenerati-
onaler Gerechtigkeit auszukleiden. 

Speziell zu Institutionalisierung von SV im deutschen Kontext befragt, merkten die Interviewten 
an, dass die Entscheidung des deutschen Bundesverfassungsgerichts das Klimaschutzgesetz 
als in Teilen verfassungswidrig einzuordnen, international als wichtiges Signal wahrgenommen 
worden sei. Dies zeige, dass vorausschauende, intertemporale Politik über die nationalen Re-
gierungen hinaus verhandelt wird. In diesem Zusammenhang unterstrichen die Interviewten, 
dass ihrer Einschätzung nach SV Initiativen in den Bundesländern, dem Bundestag, der 
organisierten Zivilgesellschaft und breiten Öffentlichkeit zuträglich für die Akzeptanz von 
SV und vorausschauender Politik seien könnten. 

4.2.4 Spanien 

4.2.4.1 Entwicklung von SV in der Regierung 
Im Jahr 1978 gründete Asolfo Suárez eines der ersten SV-Regierungseinheiten im Ministerio 
de la Presidencia del Gobierno. Laut Quellenlage spielte die Einheit eine bedeutende Rolle in 
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der Transition in Spanien, der Übergangsphase vom Franquismus zu einer parlamentarischen 
Monarchie. Sie bearbeitete die Themenfelder Wirtschaft, Technologie und Verteidigung einem 
multidisziplinären Ansatz folgend. Sie bestand aus einem Beirat und einem Forschungszentrum 
und wurde von einem Direktor geleitet. 1982 wurde die Einheit aufgelöst. Strategische Voraus-
schau war dann in Spanien lange Zeit nur im Bereich Technologieförderung verbreitet und auch 
dort auf klassische Delphi-Umfragen beschränkt. 

4.2.4.2 Status Quo von SV in Regierung 
Im Januar 2020 wurde die Oficina Nacional de Prospectiva y Estrategia (Nationales Büro für 
Vorausschau und Strategie) im Presidencia del Gobierno de España eingerichtet. Ihre Aufgabe 
besteht laut Quellenlage darin, dem Priorisieren von kurzfristigen Interessen im spanischen 
politisch-administrativen System entgegenzuwirken und die Berücksichtigung der strategi-
schen Interessen Spaniens (für einen Zeithorizont von 30 Jahren) in der Regierungsarbeit zu 
stärken. Die Einheit bereitet SV Berichte für die Presidencia del Gobierno vor und stellt den 
Ministerien technische Hilfestellung bereit, um vorausschauende, langfristige Politiken zu ent-
wickeln und anticipatory governance auszubilden.  

Die Oficina Nacional de Prospectiva y Estrategia, die direkt dem Kabinettsdirektor im Rang 
einer Generaldirektion unterstellt und am Kabinettsbüro angesiedelt ist, besteht aus einer For-
schungseinheit sowie einem Sachverständigenrat. Der Generalsekretär des Regierungspräsidi-
ums beteiligt sich an der Förderung und Entwicklung der Funktionen der Einheit.  

Mit dem nationalen Zukunftsdialog, España 2050, ergänzt die Einheit ihre SV Prozesse um 
einen Leitbildprozess für Spanien, der den Bürger:innen und den wichtigsten öffentlichen 
Einrichtungen, Unternehmen, Universitäten, Think Tanks, NGOs, Stiftungen und Verbänden des 
Landes offensteht. 

An der Erarbeitung der Zukunftsstrategie España 2050 waren 100 Forscher:innen verschiedener 
Disziplinen aus 30 Universitäten und Forschungseinrichtungen, 170 Institutionen aus Gesell-
schaft, Politik und Wirtschaft, 18 Autonome Regionen beteiligt. Es wurden 50 konkrete Ziele 
für Spanien 2050 aufgestellt, die sich an den SDGs orientieren und Roadmaps mit 200 Politik-
maßnahmen zur Erreichung der Ziele erarbeitet. Die Strategie wurde in Brüssel bei EU Kom-
missar Šefčovič von Diego Rubio, dem Leiter des Büros, gemeinsam mit Premierminister Pedro 
Sánchez präsentiert. 

4.2.5 Singapur 
Das Centre for Strategic Futures (CSF) ist eine seit den 1980ern in verschiedenen Formen 
bestehende Einheit in der Regierung Singapurs. Seit 2015 ist CSF Teil der Strategiegruppe im 
Büro des Premierministers, die sich auf die strategische Planung und regierungsübergreifende 
Prioritätensetzung für die gesamte Regierung und die Entwicklung neuer Fähigkeiten im öf-
fentlichen Dienst Singapurs konzentriert. CSF hat ca. 12 volle Mitarbeiter:innen und um die 20 
Forschungsassistent:innen aus verschiedenen Universitäten (Centre for Strategic Futures 2019). 
Inzwischen haben auch mehrere Ministerien eigene Foresight-Kapazitäten. 

Die Mission von CSF besteht darin, die Regierung Singapurs in die Lage zu versetzen, aufkom-
mende strategische Herausforderungen zu meistern und potenzielle Chancen zu nutzen. Dies 
umfasst drei Aspekte: 

• Aufbau von Kapazitäten, Mentalität, Fachwissen und Instrumenten für strategische Antizi-
pation und Risikomanagement, 
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• Entwicklung von Einsichten in zukünftige Trends, Diskontinuitäten und strategische Über-
raschungen, und 

• Vermittlung von Erkenntnissen an Entscheidungsträger für eine fundierte politische Pla-
nung. 

Das CSF legt großen Wert auf Wirkung seiner Arbeit in der Politik und betreibt daher Projekte 
mit unterschiedlichen Zeithorizonten von relativ kurzfristig bis langfristig. (School of Internati-
onal Futures 2021). Das von der CSF entwickelte Instrument Scenario Planning Plus (SP+) 
steht allen Regierungsstellen zur Verfügung, um Szenarien zu entwickeln und Signale und Ent-
wicklungen unterschiedlicher Natur ( Trends, Weak Signals, Wild Cards, Black Swans) 
sowie „emerging issues“ mit Relevanz für Singapur zu identifizieren. Ein weiteres Tool, das CSF 
bereitstellt, Driving Forces of Change, ist ein Set aus 18 Karten mit relevanten Veränderungs-
treibern für Singapur bis 2035 in den Bereichen Gesellschaft, Technologie, Wirtschaft und glo-
bales Umfeld, das von allen Einheiten als Grundlage für strategische Aktivitäten genutzt werden 
kann.20 Die von CSF zur Unterstützung von Zukunftsprozessen angebotenen Workshops und 
Online-Tools  werden sehr viel in Anspruch genommen. Auf diese Weise sind mehrere tausend 
Verwaltungsbeamte an Diskussionen um nationale Zukunftspfade involviert. CSF betreibt ein 
kontinuierliches Horizon Scanning und diskutiert die Ergebnisse breit in seinen Regierungs-
netzwerken. Identifizierte „emerging issues“ werden kontinuierlich an betroffene Regierungs-
stellen weitergeleitet. 

Abbildung 8: Eine der von CSF erstellten 18 Karten zu Driving Forces of Change für 
Singapur  (Bereich Wirtschaft)21 

 
CSF bietet für die Regierungsbeamt:innen intensive Schulungen mit verschiedenen Schwer-
punkten an (Futures Craft Kurs). Etwa 170 Verwaltungsmitarbeiter:innen durchlaufen jährlich 
diese Schulung. Zudem arbeitet CSF eng mit der Weiterbildungsstelle für den Public Sector 
zusammen (Civil Service College) und wirkt dort an den Führungsschulungen mit. 

                                                 
20 Laut Maniam 2019 wurde das Spiel von mehr als 2000 Beamten gespielt, mehr als 8000 waren insgesamt am Szenarioprozess beteiligt. 
21 https://www.csf.gov.sg/files/media-centre/publications/csf-df-cards.pdf 
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CSF betreibt das Strategic Futures Network (SFN), über das hohe Regierungsbeamte viertel-
jährlich zusammenkommen, um über wichtige Trends für Singapur zu diskutieren. Zusätzlich 
gibt es ein zweimonatliches Treffen, bei dem Beamte aus verschiedenen Bereichen der singa-
purischen Regierung zusammenkommen, um sich über laufende Projekte auszutauschen, 
Ideen zu bewerten und Bereiche für eine mögliche Zusammenarbeit zu prüfen. 

Darüber hinaus betreibt CSF einen intensiven Wissenstransfer, indem es regelmäßig über ne-
gative und positive Erfahrungen mit SV Ansätzen und Weiterentwicklungen berichtet. Metho-
disch investiert CSF in den Einsatz und die Verbesserung von partizipativen Methoden zur Ein-
bindung eines breiten Publikums, einschließlich des öffentlichen Dienstes und der Öffentlich-
keit. 

Laut School of International Futures (2021) schafft Singapur Anreize, vorausschauende Fähig-
keiten auszubauen, u.a. durch Schulungen an der Hochschule und für den öffentlichen Dienst. 
SV Kompetenzen werden als Voraussetzung für eine Beförderung und langfristigen Erfolg im 
öffentlichen Dienst angesehen. 

Gemeinsam mit dem „Sekretariat für nationale Sicherheitskoordinierung“ veranstaltet das CSF 
alle zwei Jahre die Foresight-Woche, um den Aufbau von Netzwerken und die Identifizierung 
neuer Themen zu unterstützen. Die jüngste Veranstaltung im Jahr 2019 umfasste das Interna-
tional Risk Assessment and Horizon Scanning Symposium (IRAHSS) mit dem Thema „The Fu-
tures Reimagined" und die Foresight Conference mit dem Thema „Society 4.0“. CSF arbeitet 
intensiv mit Foresight-Expert:innen aus der ganzen Welt so etwa über ein Distinguished Visitors 
und ein PhD-Austauschprogramm. 

4.2.6 Europäische Union 
Strategische Vorausschau blickt in der Europäischen Union auf eine wechselvolle Geschichte 
zurück. Schon unter Jacques Delors, EU Kommissionspräsident von 1985-95 wurde 1989 die 
„Cellule de prospective“ eingerichtet, ein direkt bei ihm angesiedelter Zukunfts-Think Tank. 
Eine ähnliche Funktion wurde später vom Bureau des Conseillers de Politique européenne 
(BEPA) eingenommen. 

Unter der Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen nimmt Strategische Vorausschau jetzt 
wieder eine sehr sichtbare Stellung in der Europäischen Kommission ein. Deren explizites Ziel 
ist es, Foresight in sämtliche Politikbereiche zu integrieren (Mainstreaming). Das beinhaltet fol-
gende Aspekte: 

• Strategic Foresight soll in alle wichtigen Politik-Initiativen integriert werden und wird zum 
festen Bestandteil der „Better Regulation Toolbox“ (z.B. für ex ante impact assessment). 
Ein Beispiel sind hier die Foresight-Szenarien für ländliche Gegenden22 (Bock und 
Krzysztofowicz 2021), die direkt in die Kommunikation der Langzeitvision für Ländliche 
Räume eingeflossen sind. 

• Es werden regelmäßig Foresight-Prozesse durchgeführt – sowohl übergreifend in jährli-
chen Foresight-Reports als auch zu spezifischen Themen. 

• Eine zukunftsorientierte Vorausschaukultur soll europaweit unterstützt werden. 

                                                 
22  https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC125368 Stand: 02.11.2021. 

https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC125368
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Kommissions-Vizepräsident Maroš Šefčovič ist Kommissar für „Interinstitutional Relations and 
Foresight“. Zwei wichtige Bestandteile seiner Arbeit sind die Erstellung des jährlichen Fore-
sight-Berichtes und die Organisation der Konferenz zur Zukunft Europas. Zwei Berichte sind 
bisher erschienen; der eine 2020 (European Commission 2020) fokussiert auf einer Analyse der 
Resilienz der EU. Dazu wurde ein Resilienz-Dashboard entwickelt, in dem alle Länder bewertet 
wurden und der Beitrag von SV zur Resilienzstärkung betont. Zudem wurden eine Strategic 
Foresight-Agenda skizziert – darunter die Generierung gemeinsamer Rahmenszenarien für die 
EU. Diese Agenda wurde im zweiten Report 2021 (European Commission 2021) aufgegriffen. 
Er fokussiert aus „Open Strategic Autonomy“ und stellt Szenarien der zukünftigen Stellung von 
Europa in der Welt vor. Zudem benennt er 10 Prioritäten für die EU Politik, die sich aus diesen 
Szenarien ableiten.  

Abbildung 9:  Beispielberichte des JRC Competence Centre Foresight  

Links: Rural Areas 2040 Rechts: Strategic Foresight Report 2021 

  
 

Die Konferenz zur Zukunft Europas: Dies ist eine mehrsprachige digitale Plattform, in der 800 
zufällig ausgewählte Bürger:innen Empfehlungen zur Zukunft der EU in vier Themenfeldern 
erarbeiten. Die Ergebnisse sollen im April 2022 der neuen Präsidentschaft übergeben werden. 

In 2020 wurde ein EU weites Foresight Netzwerk ins Leben gerufen: Die „Ministers for the 
Future“ treffen sich jährlich, jedes Land der EU hat ein Mitglied aus Staatssekretärsebene be-
nannt. Diese Gruppe soll die strategische Programmentwicklung der EU unterstützen. Eine grö-
ßere Gruppe von Beamten aus allen Ländern arbeitet ihr zu. 

Die Strategische Vorausschau ist auf EU-Ebene in mehreren Kontexten institutionell verankert: 

Auf höchster Ebene ist das der Kommissionspräsidentin direkt unterstellte Generalsekretariat 
(A5 Foresight und Strategische Kommunikation) für die Koordination des Foresight-Netz-
werkes und die Erstellung des jährlichen Foresight Reports zuständig. 

Das Joint Research Centre der Europäischen Kommission verfügt über die weitaus größte 
Foresight-Kapazität in der EU-Administration. Sie ist gebündelt im „Competence Centre on 
Foresight“23, in dem 17 Personen Strategische Vorausschau Arbeit leisten. Diese Gruppe gilt 
aktuell als der wesentliche Akteur in der Umsetzung der EU Strategic Foresight Agenda. Im 

                                                 
23  https://knowledge4policy.ec.europa.eu/foresight_en Stand: 02.11.2021. 

https://knowledge4policy.ec.europa.eu/foresight_en
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ersten Foresight Bericht wird das JRC 
Foresight-Team explizit als wesentliche  
„In-house reurce“ für strategische Vo-
rausschau bezeichnet (European Com-
mission 2020, S. 5). 

Das Competence Centre Foresight soll 
die EU-Politikentwicklung in drei As-
pekten unterstützen: 

• zukunftsorientierten Input bereit-
zustellen, 

• vorausschauende Kultur in der EU-
Kommission zu entwickeln, 

• Methoden der SV weiterzuentwi-
ckeln, so dass sie optimal für Ent-
scheidungsfindung genutzt werden 
können. 

Die Gruppe bietet den Kommissionsbeamt:innen eine breite Palette von Foresight-Services 
(Störmer et al. 2020), darunter ein „ Megatrend Hub“ (eine kuratierte Liste mit 14 globalen 
Megatrends und Anleitungen für die Arbeit mit ihnen)24, Unterstützung in Horizon Scanning 
und ein Strategiespiel, mit dem Szenarien in Rollenspielen erfahrbar gemacht werden.25 

Daneben führt das CC Foresight auf Anfrage SV Prozesse in Kooperation mit den jeweiligen 
Fachabteilungen (Direktoraten) durch – zuletzt z.B. zum Thema „Farmers of the Future“26 (Bock 
et al. 2020). Die DGs benennen dazu zu Beginn eines Prozesses ein festes Projektteam, das mit 
dem JRC Team zusammenarbeitet. Die Ergebnisse fließen laut Interview in die frühe Planung 
wichtiger Strategien ein. Darunter sind auch Prozesse, die gemeinsam von mehreren DGs be-
auftragt werden aber auch in den DG spezifischen Prozessen zieht das JRC Team stets weitere 
DGs hinzu. Laut Interview wächst die Nachfrage der DGs nach SV Prozessen und übersteigt oft 
die Kapazitäten der Gruppe. Zu kurz käme häufig die Interaktion mit der SV Forschungsland-
schaft und die eigene Forschungsagenda. 

Schließlich wird ein regelmäßiger Newsletter (Foresight-ON) mit Befunden zu Entwicklungen 
mit möglichen Auswirkungen auf Europa zunächst an die Kommissionseinheiten  verschickt 
und später veröffentlicht.27 

Das JRC CC Foresight trug auch maßgeblich zur Erstellung des jährlichen Foresight-Berichtes 
2021 bei. Dieser Bericht mit Fokus auf „Offene Strategische Autonomie“ beruhte auf dem ent-
sprechenden JRC Science for Policy Report (Cagnin et al. 2021). Laut Interview wird das CC 
Foresight ein Schulungsprogramm für die Mitarbeiter:innen de EC Services aufsetzen und auch 
das Horizon Scanning, das bisher projektbezogen durchgeführt wird, soll themenübergrei-
fend ausgebaut werden. 

                                                 
24 https://knowledge4policy.ec.europa.eu/foresight/tool/megatrends-hub_en Stand: 02.11.2021. 
25 https://knowledge4policy.ec.europa.eu/foresight/tool/scenario-exploration-system-ses_en Stand: 02.11.2021. 
26 https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC122308 Stand: 02.11.2021. 
27 https://ec.europa.eu/info/publications/foresight-newsletters_en Stand: 02.11.2021. 

Abbildung 10: JRC Competence Centre          
Foresight 

https://knowledge4policy.ec.europa.eu/foresight/tool/megatrends-hub_en
https://knowledge4policy.ec.europa.eu/foresight/tool/scenario-exploration-system-ses_en
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC122308
https://ec.europa.eu/info/publications/foresight-newsletters_en
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Abbildung 11: JRC Competence Centre on Foresight Workshop zur Diskussion von  
Megatrend Implikationen (Störmer et al. 2020) 

 
Eine besondere Rolle spielt Strategische Vorausschau von jeher im Bereich der Forschungs- 
und Innovationspolitik der Europäischen Kommission. Dort wird Foresight insbesondere zur 
Vorbereitung des Förderprogramms (Horizon Europe) eingesetzt. Dazu besteht ein Netzwerk 
mit „Foresight Correspondents“ aus allen Bereichen der Generaldirektion für Forschung und 
Innovation. Ein weiterer Bereich mit hohen SV Anteilen ist die Agrarpolitik. Die Standing Com-
mittee on Agricultural Research (SCAR) hat eine lange Tradition von Foresight Aktivitäten28.  

Weiterhin ist auf EU-Ebene die European Environmental Agency zu nennen, die insbesondere 
im Bereich Horizon Scanning aktiv ist29 und schon 2001 mit dem bahnbrechenden Bericht 
„Late Lessons from Early Warnings“30 zu den Gründen fataler Fehleinschätzungen Aufsehen 
erregt hat. 

Ein weiterer Akteur der SV auf EU-Ebene ist das Europäische Parlament. Hier ist das Strategic 
Foresight And Capabilities Unit Teil des wissenschaftlichen Dienstes des EU-Parlaments (Eu-
ropean Parliamentary Research Service EPRS). Diese Einheit unterstützt auch das Panel for the 
Future of Science and Technology (STOA) mit wissenschaftlicher Foresight Expertise (van 
Woensel 2021). 

Ein übergreifender Zusammenschluss von EU Foresight-Akteuren ist das European Strategy 
and Policy Analysis System (ESPAS)31. Es handelt sich um ein Kooperationsprojekt zwischen 
EU-Parlament und EU-Kommission mit mehreren weiteren EU-Einrichtungen32 um zusammen 
an mittel- und langfristigen Herausforderungen für Europa zu arbeiten. Wesentliche Aktivitäten 
waren bisher die Einrichtung einer gemeinsamen Datenbank von Vorausschau Studien ORBIS33 
und die Ausrichtung der jährlichen ESPAS-Konferenz. Im Vorfeld der Konferenz wurden Be-
richte mit Thesen zur zentralen Zukunftsherausforderungen für Europa erstellt (Gaub 2019). 

4.3 Schlussfolgerungen für Deutschland 
Im Kapitel wissenschaftliche Grundlagen wurden aus der Literatur und vorangegangen SV Eva-
luationen und Ländervergleichen (Heo und Seo 2021; Fuerth 2009; Fuerth und Faber 2012; 
Boston 2016b) erste Schlussfolgerungen für Deutschland gezogen. Diese können jetzt anhand 

                                                 
28 https://scar-europe.org/index.php/foresight/documents Stand: 02.11.2021. 
29 https://op.europa.eu/s/sDF3 Stand: 02.11.2021. 
30 neue Ausgabe 2013 https://www.eea.europa.eu/publications/late-lessons-2 Stand: 02.11.2021. 
31 https://espas.eu/about.html Stand: 02.11.2021. 
32 Europarat, European External Action Service, Europäische Investmentbank, Komitee der Regionen, European Economic and Social Committee, 

European Union Institute for Security Studies and the European Court of Auditors als Beobachter 
33 ORBIS https://espas.secure.europarl.europa.eu/orbis/ 

https://scar-europe.org/index.php/foresight/documents
https://op.europa.eu/s/sDF3
https://www.eea.europa.eu/publications/late-lessons-2
https://espas.eu/about.html
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der vertiefenden Interviews ergänzt und verfeinert werden. Aus den geschilderten Schwierig-
keiten und Erfolgen der untersuchten Länder kristallisieren sich folgende Erfolgsfaktoren für 
eine stabile Verankerung vorausschauender Politikansätze quer über die untersuchten Länder 
heraus: 

• Existenz einer stabilen Einheit mit SV Kompetenzen, die: 

• auf hoher Ebene im Regierungssystem verankert ist (Spanien, Finnland, Singapur: An-
siedlung einer Gruppe direkt beim PMO, Finnland zusätzlich CF im Parlament, Policy 
Horizons Canada Ansiedlung beim Kabinettssekretär/Vizepremier (Clerk)), 

• unabhängig und außerhalb der Regierung arbeitet, aber gleichzeitig eine enge Anbin-
dung an die Regierungsstrukturen unterhält (Policy Horizons Canada gemeinsames 
Steering Board aller Ministerien, Committee of the Future Finnland, JRC Competence 
Centre Foresight), 

• über feste informelle und formelle Wege zur Einspeisung ihrer Erkenntnisse in die Re-
gierungsarbeit verfügt (Beispiel formell Resolutionen des Committee of the Future 
Finnland, informell Policy Horizons Canada über Clerk ins Kabinett aber auch unmit-
telbarer Zugang zu Regierungsbeamten auf allen Ebenen, UK informell über Heads of 
Horizon Scanning, JRC CC Foresight direkter Zugang Generaldirektorat), 

• ausreichend personelle und finanzielle Ressourcen zur Verfügung hat (entweder in-
nerhalb einer Einheit (Kanada, Singapur, Spanien, EC JRC) oder guten Zugriff auf ver-
teilte externe Ressourcen (Finnland, UK), 

• über Partei- und Ressortgrenzen hinweg Vertrauen genießt (Beispiel Policy Horizons 
Canada durch unabhängige Arbeit, Beispiel GOS UK über Science Advisor, Finnland 
Committee of the Future, durch parteiübergreifende Zusammensetzung, EC JRC als 
wissenschaftliche Einrichtung), 

• national und international mit anderen SV Akteuren vernetzt ist (Singapur, Finnland, 
Kanada, UK sind alle aktiv in internationalem Austausch). 

• Existenz von Schnittstellenakteuren zwischen den Regierungsakteuren, der SV-Einheit und 
dem breiteren Foresight-Ökosystem (Beispiel Finnland Government Foresight Group, und 
Futures Academy, Kanada PHC Steering Komitee). 

• Kompetenzstärkung SV innerhalb des Verwaltungssystems über maßgeschneiderte Wei-
terbildungen und geeignete Ressourcen, Wertschätzung von SV Kompetenz in den Karri-
eren (Beispiel intensive Trainingsprogramme in Singapur und Kanada, hohe Wertschät-
zung in Singapur, Toolkits in Kanada und UK, SP+ System in Singapur, Teil der Ausbil-
dung in Finnland). 

• Wissensmanagement über die vorliegenden Foresight-Erkenntnisse – darunter auch ein 
Horizon Scanning-System als gemeinsame Grundlage für SV Aktivitäten (Beispiel Ka-

nada, Singapur und UK Horizon Scanning, Finnland Radical Technologies Scanning, EC im 
Aufbau). 

• Austauschformate zwischen Regierungsakteuren auch auf hoher Ebenen (UK Heads of 
Horizon Scanning, Kanada Horizon Talks PHC Steering Committe, Finnland Ministers Fo-
resight Group, Singapur SFN Netzwerk, sandbox Treffen). Diese Struktur kann in Fällen wo 
1. nicht erfüllt ist (Bsp. UK) die Funktion teilweise übernehmen. 

• Gemeinsames Verständnis zentraler SV Konzepte (Finnland, Singapur durch explizite SV 
Methodenreflektion). 
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• Gesamtgesellschaftlicher Anspruch von SV. Dazu Stärkung eines breiten Zukunftsdiskur-
ses in der Öffentlichkeit (Beispiel Spanien España 2050 als Katalysator eines breiten positi-
ven Zukunftsdiskurses, Futures Week Kanada, Singapur Crowdsourcing und Zukunftsre-
porting Finnland, Aktive Zusammenarbeit mit Medien (Beispiel Kanada), wenig ausge-
prägt in UK). 

• Existenz eines lebendigen vielfältigen SV Ökosystems, auf das sich die Regierungsarbeiten 
stützen können (Beispiel Nationales Foresight Netzwerk Finnland). 

• Starker Bezug auf die großen gesellschaftlichen Transformationsdiskurse, insbesondere 
Generationengerechtigkeit und Nachhaltigkeitsagenda (Beispiel Finnland CF ist auch ver-
antwortlich für Agenda 2030 und sieht dies als Stärkung beider Aspekte, UK als Vorbedin-
gung für parteiübergreifende Zustimmung). 



 

Fraunhofer ISI  |  50 

 

5 Nationaler Status-Quo 

5.1 Vorgehen 

5.1.1 Interviews 
Die Erfassung des Status Quo erfolgte über 30 Interviews mit Vertreter:innen aller Ressorts 
der Bundesregierung (darunter je eine Person AL oder Staatssekretär-Ebene) sowie aus nach-
geordneten Behörden. Ergänzend wurden zwei Interviews mit Leitern der Foresight Abteilun-
gen großer Unternehmen und ein Interview mit einem Vertreter einer Stiftung geführt. Es 
wurde darauf Wert gelegt, verschiedene Ebenen und Perspektiven abzudecken. Die Auswer-
tung der Interviews ermöglicht eine detaillierte Darstellung des Status-Quo der Institutionali-
sierung strategischer Vorausschau auf hoher strategischer Ebene der Bundesregierung, wobei 
hier kein Anspruch auf eine vollständige Abbildung des gesamten Vorausschau-Ökosystems 
und aller diesbezüglichen Anstrengungen innerhalb der Ressorts und aller nachgeordneten 
Behörden geltend gemacht werden soll. 

Die Interviews mit deutschen Regierungsbeamt:innen und Expert:innen aus dem übergreifen-
den deutschen SV Ökosystem zielten darauf ab, den Status Quo der Institutionalisierung von 
SV im Regierungshandeln zu erfassen. Darüber hinaus sollten die gemachten Erfahrungen sys-
tematisch entlang der Institutionalisierungsdimensionen und konkreter Beispiele reflektiert 
werden. 

Abbildung 12: Skizze des Studiendesigns (AP3) 

 

5.1.2 Interviewleitfaden 
Die Strukturierung des Interviewleitfadens basierte auf den in Kapitel 1 entwickelten Dimensi-
onen der Institutionalisierung (Senge 2006). Der Begriff der Institutionalisierung beschreibt aus 
der entwickelten Perspektive einen Prozess, durch den bestimmte (regulative) Verpflichtungen 
und normative Vorstellungen einen regelähnlichen Status in sozialen Überlegungen und Hand-
lungen erhalten. 

Für die Erfassung des Status Quo der Institutionalisierung von SV innerhalb der deutschen 
Bundesregierung wurden wesentliche Dimensionen abgeleitet:  

1) Die organisatorische Dimension bezieht sich auf Institutionalisierung in Form von Einhei-
ten und Referaten, deren Netzwerke, Mandate und Ausstattung.  

2) Die regulative Dimension bezieht sich auf Aspekte der rechtlichen Institutionalisierung in 
Geschäftsordnungen oder anderen formalisierten und rechtlich-bindenden Regelwerke.   
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3) Die kulturelle, normative und kognitive Institutionalisierung bezieht sich auf, Organisati-
onskulturen sowie persönlichen Kompetenzen und Einstellungen.  

Der Interviewleitfaden wurde in Absprache mit dem Auftraggeber ausgearbeitet. Er wurde den 
Gesprächspartner:innen bereits vor dem Interview zur Verfügung gestellt. Einem semistruktu-
rierten Interviewansatz folgend wurde während der Interviews in Abhängigkeit der Expertise 
und Erfahrung des Interviewten vertiefend auf Fragen eingegangen bzw. offene Nachfragen 
ergänzt. Die Fragen wurden nach der Reihenfolge des Leitfadens nach abgearbeitet, wobei 
Interviewte auch die Möglichkeit nutzten, auf Fragen vorzugreifen oder zu einem späteren 
Zeitpunkt erneut vertiefend aufzugreifen.  

5.1.3 Auswertung der Inter-
views 

Das Interviewmaterial wurde qualitativ in 
der Analysesoftware MaxQDA ausgewertet. 
Einem deduktiven Vorgehen folgend wur-
den Codes zur Analyse des Datenmaterials 
basierend auf der Sichtung des Inter-
viewmaterials entwickelt. Zusätzlich wurden 
weitere Codes auf Grundlage der verwal-
tungs- und politikwissenschaftlichen Litera-
tur entwickelt, die zunächst zur Klassifika-
tion und Zuordnung von Aussagen aus den 
Interviews dienten (vgl. Abbildung 13). Das 
Codesystem umfasst letztlich 65 Codes, die 
das Gegenüberstellen und Verdichten von 
Aussagen aus allen 33 Interviews ermögli-
chen.  

In dem hier vorliegenden Bericht werden nun spezifisch die Befunde zu dem Status Quo der 
Institutionalisierung in den verschiedenen Dimensionen vorgestellt. Ein eigener Abschnitt wid-
met sich den Aussagen zu den im Status Quo bestehenden Barrieren für die Institutionalisie-
rung. Bevor die Aussagen aus den Interviews in verdichteter Form zusammengefasst werden, 
soll kurz auf die frühe Geschichte der Institutionalisierung von SV in der Bundesregierung ein-
gegangen werden, wie sie aus AP1 Grundlagen ersichtlich wurde. 

Abbildung 13: Teilausschnitt des MaxQDA 
Codesystems zur Auswertung 
der Interviews 
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5.2 Ergebnisse 

5.2.1 Entwicklung von SV in der Bundesregierung 
Die Zeit zwischen 1963 und 1973 wird von 
Zeithistoriker:innen heute als „Planungs-
dekade” (Ruck 2020) oder Phase der „Pla-
nungseuphorie” (Jann 2009) eingeordnet. 
Auch die frühe Geschichte der Institutio-
nalisierung strategischer Vorausschau fällt 
in diese Zeit. Der Studienlage (Steinmüller 
2012; Kreibich 1991) zufolge kam es in 
den 1960er-Jahren erstmals zu einer Insti-
tutionalisierung von Zukunftsforschung. 
So gründeten Pioniere wie Robert Jungk, 
Ossip K. Flechtheim oder Rolf Kreibich 
und viele weitere erste Einrichtungen vor 
allem im außeruniversitären Forschungs-
bereich (bspw. das Institut für Zukunfts-
fragen oder das interdisziplinär ausge-
richtete Zentrum Berlin für Zukunftsfor-
schung). Mit Zukunftsstudien verfolgten 
diese Institute das Ziel Politik, Verwaltung, 
Forschung und Wirtschaft mit Orientie-
rungs- und Entscheidungshilfen zu unter-
stützen. In dieser frühen Phase ihrer Insti-
tutionalisierung gewannen Zukunftsfor-
schung und strategische Vorausschau 
schnell an Bedeutung. So findet in der Li-
teratur Erwähnung, dass der Planungsstab 
des Bundeskanzleramts unter Willy Brandt 
Zukunftsforscher als Berater hinzuzog 
(Kreibich 1991, 85 f. nach Steinmüller 
2012). Im Laufe der 1970er-Jahre attestie-
ren Beobachter der Zukunftsforschung ei-
nen zunehmenden Bedeutungsverlust 
(Steinmüller 2012).  

Erst zur Jahrtausendwende erhalten Zukunftsstudien wieder mehr Aufmerksamkeit.  Eine Phase 
der Ausdifferenzierung, Verwissenschaftlichung und Institutionalisierung setzt ein. Strategische 
Vorausschau etabliert sich neben der Zukunftsforschung als Begriff und Forschungsfeld, der 
den bewussten Umgang mit Zukunft beim Handeln in der Gegenwart durch die strukturierte 
Auseinandersetzung mit komplexen Zukünften betont und sich vor allem an politische Akteure 
richtet (im Gegensatz zu corporate foresight). Methoden der SV werden international unter 
verschiedenen Labels (wie bspw. futures research, strategic foresight oder anticipatory gover-
nance) von Regierungen aufgegriffen. Auch in Deutschland beginnen Ministerien SV Prozesse 
und -Produkte in ihre Arbeit zu integrieren. 2013 bekennt sich die Bundesregierung auf Seite 

Abbildung 14: Institutionalisierung SV in der 
Bundesregierung im Zeitverlauf 
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151 des Koalitionsvertrags der 18. Legislaturperiode dazu, SV stärken zu wollen. Einen Über-
blick über diesen begonnenen Prozess der Institutionalisierung von SV im deutschen Regie-
rungshandeln bietet der Zeitstrahl. 

5.2.2 Status Quo Institutionalisierung SV 
Die übergreifende Auswertung der Inter-
views deutet darauf hin, dass die Institutio-
nalisierung von SV je nach Ressort unter-
schiedlich fortgeschritten ist. Abbildung 15 
gibt einen Überblick über die Etablierung 
Strategischer Vorausschau in den befragten 
Ressorts. Diese sehr grobe Zuordnung be-
ruht auf der Gesamteinschätzung der inter-
viewten Personen. Eingeflossen sind dabei 
die Existenz etablierter Strukturen, Einheiten 
und Prozesse und die Verbreitung von SV 
Ansätzen in den strategischen Aktivitäten. 
Zu beachten ist, dass es sich um eine Ein-
schätzung aus der Vogelperspektive han-
delt, die vor allem die Leitungsebene in den 
Blick nimmt und kein Anspruch besteht, die 
Vielzahl der Einzelaktivitäten insbesondere 
auch der vielen nachgeordneten Behörden 
widerzuspiegeln. Im Folgenden skizzieren 
wir die Befunde entlang der einzelnen Di-
mensionen von Institutionalisierung.  

5.2.2.1 Organisatorische Institutionalisierung 
Die Erkenntnisse aus der Interviewauswertung verdeutlichen, dass es kein einheitliches Modell 
der organisatorischen Institutionalisierung von SV in der deutschen Bundesregierung gibt. Viel-
mehr wird das stark ausdifferenzierte Zusammenspiel von nachfragender Leitungsebene, ope-
rativen Einheiten, nachgeordneten Behörden und externen Dienstleistern deutlich. 

Unmittelbar innerhalb der Regierung widmen sich mehrere Einheiten explizit der Strategi-
schen Vorausschau. In AA und BMVg sind jeweils mehrere Einheiten mit je spezifischen Aspek-
ten von SV befasst. In BMBF und BKAmt besteht je ein Referat mit Zuständigkeit für die Stra-
tegische Vorausschau. Beim BKAmt umfasst dieses Referat auch die politische Planung, beim 
BMBF Partizipation und Bürgerforschung. Im BMBF betreiben zusätzlich eine Reihe von Refe-
raten eigene SV Aktivitäten zur Orientierung ihrer Förderaktivitäten. Das BMAS hat 2018 eine 
eigene Organisationseinheit – die Denkfabrik „Digitale Arbeitsgesellschaft“ – gegründet, die 
einer Abteilung zugeordnet ist und zahlreiche Aktivitäten Strategischer Vorausschau durch-
führt. Das BMU betreibt SV in erheblichem Umfang über das Umweltbundesamt als nachge-
ordnete Behörde in enger Zusammenarbeit mit einem ressortinternen SV Netzwerk. Auch beim 
BMVg ist mit dem Planungsamt der Bundeswehr eine nachgeordnete Behörde ein zentraler SV 
Akteur. Das BMWi betreibt SV über ein Referat der Abteilung Wirtschaftspolitik. Im BMF in 
einer Reihe von Referaten der Abteilung für Grundsatzfragen und auch im BMI sind SV Metho-
den sporadisch in der Grundsatzabteilung angesiedelt. Diese Einheiten befinden sich alle „in 

6

4

5

Hoch Mittel Gering

Abbildung 15: Etablierung von Strategi-
scher Vorausschau in den 
Ressorts (inkl. BKAmt) 
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der Linie“, d.h. sie befinden sich in Fachabteilungen, in der Regel solchen, die sich mit grund-
sätzlichen oder strategischen Angelegenheiten befassen. Lediglich beim BMZ kommen SV Im-
pulse gleichermaßen aus Stab und Linie.  

Einheiten, die SV und vorausschauende Politik bereits jetzt unterstützen mit >10 Personen gibt 
es neben AA (z.B. Bereich Preview mit 15 Personen) und im Referat Zukunftsanalyse am Pla-
nungsamt der Bundeswehr, in der Denkfabrik des BMAS, wo Strategische Vorausschau ein fes-
ter Bestandteil der Aktivitäten ist. Einige Ressorts insbesondere BMBF und BMU/UBA aber auch 
BMZ, BMWi und BMAS wenden erhebliche Sachmittel auf, um SV Prozesse extern zu vergeben. 
In zwei Ressorts (BMG, BMJV) nimmt der Koordinator für die Nachhaltigkeitsstrategie die Ver-
tretung im Ressortkreis SV wahr. Zu diesem inneren SV Ökosystem der Regierung gehört noch 
die Bundesakademie für Sicherheitspolitik BAKS, die ein Kompetenzzentrum SV mit zunächst 
drei Mitarbeiter:innen aufbaut und das Methodenseminar Strategische Vorausschau in der Pra-
xis für Mitarbeiter:innen aller Ressorts durchführt. 

Schließlich wurde in den Interviews darauf hingewiesen, dass die Nachhaltigkeitsagenda 2030 
in der ganzen Regierung in allen Ministerien auf je verschiedene Weise organisatorisch insti-
tutionalisiert wurde und wird und auch im Bundeskanzleramt auf hoher Ebene (direkt beim 
Chef des Bundeskanzleramts) angesiedelt ist. Da sich deren Aktivitäten ebenfalls auf langfris-
tige Zukunftssicherung richten, sollte der Status Quo beider Prozesse zusammen betrachtet 
werden, um Konkurrenzen zu vermeiden und die erheblichen Synergien zu heben. 

In den Interviews wurde immer wieder betont, dass die Einbindung in ein Netzwerk Voraus-
schau-orientierter Akteure innerhalb und außerhalb der Regierung elementar wichtig für den 
Erfolg der Regierungsaktivitäten sei. Entsprechend existiert schon jetzt ein SV Ökosystem, das 
in ständigem Austausch mit den Regierungseinheiten steht. 

Eine Reihe von Ressorts arbeiten in engem Austausch mit festen Organisationen: 

• Das Metis Institut für Strategie und Vorausschau an der Universität der Bundeswehr Mün-
chen mit seinen drei Mitarbeitern, arbeitet für die Abteilung Politik des BMVg in einem 
festen gemeinsam erstellten Jahresprogramm. 

• German Institute for Defence and Strategic Studies (GIDS) Führungsakademie HSU liefern 
ebenfalls Input für die SV am BMVg 

• Umfrageinstitute, feste Wissenschaftsberatungen, Statistisches Bundesamt, Ressortfor-
schungseinrichtungen und nachgeordnete Behörden 

• Wirtschaftsforschungsinstitute (darunter eine Neugründung des BMF empirische Steuer-
forschung) 

Auch mit einer Reihe internationaler Akteure besteht Austausch. Explizit erwähnt wurden: 

• ESPAS European Strategy and Policy Analysis System 
• EUISS European Union Institute for Security Studies  
• BEPA Bureau of European Policy Advisers 
• OECD Government Foresight Community (GFC) 

Einen hinreichend strukturierten ressortübergreifenden Prozess zur Koordinierung von SV Ak-
tivitäten gibt es, laut Einschätzung der Interviewpartner:innen, nicht. Folgende bestehende 
Austauschformate, in denen Akteure der Bundesregierung schon jetzt SV-artig zusammenar-
beiten wurden jedoch erwähnt: 

• Ressortkreis Strategische Vorausschau unter Federführung des Bundeskanzleramtes 

https://www.unibw.de/
https://www.unibw.de/
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• Das Methodenseminar Strategische Vorausschau der BAKS, das ein Forum zum Austausch 
zwischen den Ressorts bietet 

• Der kleine und große Kreis Foresight der BAKS, in dem sich SV Akteure aus Politik, Wis-
senschaft Wirtschaft und Gesellschaft austauschen 

• AG Krisenfrüherkennung (AG KFE), auf Basis Leitlinie Krisenprävention. Regelmäßiger, 
strukturierter Austausch zwischen AA (Federführung), BMZ, BMI, BMVg, BKAmt. 

• Der SAR-Aufbaustab im BMI (MA aus BMI, AA und BMVg)  
• Das Netzwerk „Strategie und Vorausschau“ der Abteilung Politik des BMVg bringt regel-

mäßig von Metis organisiert Expert:innen aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilge-
sellschaft zusammen, um über sicherheitspolitische Themen mit hoher Zukunftsrelevanz 
zu diskutieren. 

• Das EU Foresight-Netzwerk (Ministers of the Future) und das dazugehörige Foresight-
Netzwerk auf "Sherpa-Ebene" 

Institutionen die aus Sicht der Interviewten Beiträge leisten könnten und daher stärker in das 
entstehende Ökosystem eingebunden werden sollten sind: 

• Der Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung (StA NHK) unter der Leitung 
des Chefs des Bundeskanzleramts, in dem alle Ressorts vertreten sind sowie die vorberei-
tende Arbeitsgruppe der zuständigen Unterabteilungsleiter (UAL-AG). 

• Der Deutsche Bundestag als Ganzes sowie einzelne Abgeordnete 
• Foresight Player einschließlich Corporate Foresight (Forschungsinstitute (ISI, IIT, IZT, PIK) 

und Beratungsunternehmen (ZPunkt, Prognos, Adelphi, Oxford Analytica)), 
• Politische Stiftungen, Think Tanks, SWP, die Bertelsmann Stiftung, Mercator  
• Wissenschaftliche Beiräte der Ministerien 
• Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
• BAST Bundesanstalt für Straßenverkehr 
• Bundesrechnungshof 
• Bundespräsidialamt 
• Medien 
• Breite Öffentlichkeit 

5.2.2.2 Regulative Institutionalisierung 
Die aktuelle regulative Institutionalisierung 
von SV wurde von den meisten Interviewten 
als gering eingeschätzt. Mehrfach wurde the-
matisiert, dass einige der bestehenden for-
malen Prozesse Zukunftsdenken ein-
schränkten. So wurde hervorgehoben, dass 
Entscheidungsvorlagen keinen Raum ließen, 
Alternativen aufzuzeigen oder die insbeson-
dere bei Doppelkopf-Vorlagen häufig erhebli-
chen der Empfehlung vorausgegangenen Dis-
kussionsprozesse zu skizzieren. In Gesetzes-
vorlagen die Angabe „keine Alternativen“ zuzulassen, wurde als „Kernfehler“ bezeichnet. 

Die bisherigen formalen Wege der Gesetzesfolgenabschätzung wurden überwiegend als wenig 
wirkungsvoll eingeschätzt. Auch die im Prinzip auf die Zukunft gerichteten Nachhaltigkeitsin-
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dikatoren (eNAP) „leisten noch nicht was sie sollten“ und könnten durch gezielt auf Nachhal-
tigkeit gerichtete Methoden des Zukunftsdenkens ergänzt werden. Andererseits, so ein Inter-
viewpartner, ließe sich die Erfahrung mit der Nachhaltigkeitsprüfung umgekehrt nicht auf SV 
übertragen, da diese sich nicht an einem festen Set an Indikatoren ausrichten sollte.  

Dennoch gab es auch einige Berichte über erfolgreiche formale Institutionalisierungen von 
systematischer Auseinandersetzung mit Zukunftsfragen: 

Im AA wurden Versuche unternommen, vorausschauende Elemente in die Reporting Require-
ments zu integrieren. So wurde in den Politischen Halbjahresbericht, der auch den Abgeord-
neten zugeht, ein neues Kapitel Vorausschau aufgenommen. Auch in die diplomatischen Be-
richte wurden zukunftsorientierte Elemente verstärkt aufgenommen. Als entscheidend wurde 
hier aber eher das persönliche Briefing als die formalen Auflagen gesehen. 

Am BMZ ist die formale Berichterstattung stark zukunftsorientiert, da sie sich auf die die SDGs 
und die Agenda 2030 richtet und aktuell auch 2050 in den Blick nimmt. Im Rahmen der Erar-
beitung der BMZ-Berichte kommen daher vielfältige Ansätze der Strategischen Vorausschau 
zum Einsatz. 

Im BMJV werden aktuell Leitlinien zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsagenda 2030 erprobt. 
Diese umfasst für alle Bereiche und Tätigkeiten eine Reflektion der Nachhaltigkeitsimplikatio-
nen und deren Erfassung im Ressortbericht Nachhaltigkeit. Daher wird hier automatisch immer 
auch der Blick in die Zukunft thematisiert.  

Ein sehr relevanter Hinweis aus den Interviews deutet auf eine noch weitreichendere Dimension 
regulativer Institutionalisierung hin: Das „Klima-Urteil“ des Bundesverfassungsgerichts gäbe 
der strategischen Vorausschau ein neues Gewicht im Regierungshandeln, indem es festlegte, 
dass, wenn Ziele für die Zukunft gesetzt würden, man auch darlegen müsse, wie diese erreicht 
würden, da sonst zukünftige Generationen belastet werden. Die dort gestärkten Prinzipien der 
Intergenerationengerechtigkeit und intertemporalen Freiheitssicherung hätten, so die Argu-
mentation, das Potenzial weit über Klimaschutzgesetz hinaus den durch das Recht überprüften 
Politikstil zu ändern, indem die Frage nach der Zukunft in das Zentrum rückt. 

5.2.2.3 Kulturelle/Kognitive/Normative Institutionalisierung 
Die Einbettung von Zukunftsdenken in die Arbeitskultur und alltäglichen Routinen wurde von 
nahezu allen Interviewten als sehr wichtiges Element des vorausschauenden Regierungshan-
delns angesehen. So wurde etwa der Peter Drucker zugeschriebene und vielfach in der Orga-
nisationsentwicklung aufgegriffene Satz „Culture eats strategy for breakfast“ zitiert. Überein-
stimmend wurde vorausschauende Arbeitskultur weiter gefasst als die Durchführung von SV 
Prozessen und Anwendung von SV Methoden. Häufig wurden Aspekte der Arbeitsweise, Zu-
sammenarbeit, Arbeitsumgebung, Denkkultur und vor allem des Führungsstils von den inter-
viewten Regierungsbeamten betont. Die Beurteilung des Status Quo variierte stark über die 
Ressorts hinweg. Insgesamt kristallisiert sich jedoch heraus, dass zwar einiges in Bewegung ist, 
jedoch weiter großer Handlungsbedarf besteht. 

Folgende Aspekte wurden genannt: 
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Weiterbildung 

Große Einigkeit besteht in der wichtigen Rolle des BAKS Methodenseminars, das bereits als 
Forum für den Austausch über die Arbeitskultur erste Veränderungen unterstützt. Viele Inter-
viewte betonten, dass dieses Angebot bisher zu wenigen Personen offenstehe. 

Ein weiteres hochrelevantes Kompetenzbildungsprojekt in diese Richtung wurde am BMU ent-
wickelt. Das Curriculum „Transformatives Denken für transformative Politik“ soll dort dem-
nächst von allen Mitarbeiter:innen – von der Sachbearbeiterin bis zur Ministerin – durchlaufen 
werden. Ziel ist die Förderung von transformativem politisches Denken in dem „man immer 
selber auch als Person gefordert wird“. Im Gegensatz zu reinen Methodentrainings wie Design 
Thinking oder Agilem Arbeiten wird hier insbesondere auch die normative Reflektion des „wo-
für“ von transformativem politischen Handelns unterstützt. Hintergrund und Anstoß für dieses 
Projekt sei laut Interviews die Einschätzung, dass etablierte Verwaltungsroutinen („Häkchen 
setzen“) zukünftig immer weniger funktionieren würden und mit ständig neu auftauchenden 
Herausforderungen zu rechnen sei. Nachdem das Modell fertiggestellt wurde, steht eine Auf-
nahme in das Programm der BAköV zur Debatte. 

Neue Formen des (Zusammen)Arbeitens 

Ein weiterer oft genannter zentraler Aspekt kultureller Institutionalisierung vorausschauenden 
Denkens sind kreative Arbeitsmethoden. Mehrfach wurde betont, Verwaltungsbeamte hegten 
den dringenden Wunsch, kreativ und vorausschauend zu arbeiten, und hätten auch die Fähig-
keit dazu, wenn Ihnen nur der Freiraum dazu gegeben würde. Für die meisten Häuser wurde 
konstatiert, dass hier eine starke Suchbewegung begonnen hat. Viele berichteten über ent-
sprechende Innovationen etwa in AA, BMU, BMVI, BMFSJ und BMZ. 34 

Allerdings wurde bedauert, dass kreatives Arbeiten oft mit digitalen Arbeitsmethoden gleich-
gesetzt würde und auch von normativen und ethischen Überlegungen abgekoppelt würde. 
Schließlich wurde beobachtet, dass manchmal mit „Begriffen um sich geschmissen wird“, was 
zu Verunsicherung statt zu Kreativität führen würde. 

Als zentraler Aspekt wurde der „Mut zu innovativen Zusammenarbeitskonzepten, bei denen 
das Wissen über die Summe aller einzelnen hinauswächst“ und die Notwendigkeit die „Schwar-
mintelligenz zu mobilisieren“, betont. Auch hier existieren in den Häusern erste Ansätze. Eine 
wichtige Rolle spielten hier auch die Räumlichkeiten, die – so das Plädoyer vieler – eine offene 
Bürokommunikation viel stärker befördern sollten, etwa durch offene Büroflächen oder speziell 
auf kreative Zusammenarbeit ausgerichtete Räume.  

Als Vorbild für beide Aspekte wurde immer wieder die BMAS Denkfabrik genannt. Die große 
Nachfrage aus allen Ressorts nach Besuchen der Denkfabrik zeige, dass diese einen Nerv ge-
troffen habe und ein hoher Leidensdruck bestehe. Aber auch andere Ressorts wie AA, BMI und 
BMFSJ experimentieren mit neuen Arbeitsformen. Allerdings wurde betont, dass ein solches 
Konzept auch „Atmen“ müsse, d.h. nicht nur eine elitäre Gruppe dürfe sie implementieren, son-
dern alle MA sollten zumindest zeitweise (etwa durch ein Entsendesystem) die Möglichkeit 
haben, hiervon zu profitieren. Die neue Kultur müsse nach und nach in das ganze Haus diffun-
dieren. Bis das geschafft sei brauche es noch lange Zeit, so die Vermutung, und der Erfolg sei 
auch keinesfalls garantiert. Es bestehe kein Automatismus, dass jüngere MA diese Kultur in die 
Verwaltung hineintrügen, wenn sie dafür nicht Unterstützung bekämen. 

                                                 
34  Diese Thematik wurde nicht in allen Interviews ausführlich behandelt 
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Denkkultur 

Eine Reihe von Aspekten der vorherrschenden Denkkultur wurden als relevant für vorausschau-
endes Regierungshandeln thematisiert.  

Status Quo sei ein wenig kompetenter Umgang mit Unsicherheit und Nichtwissen. Der An-
spruch, sei „immer Alles zu wissen“, Nichtwissen würde selten zugegeben und noch seltener 
festgehalten. Blinde Flecken wolle niemand wissen. Es falle oft schwer, die eigenen Annahmen 
zu revidieren, insbesondere ein Hinterfragen langjähriger Erfolgsrezepte würde als Tabubruch 
empfunden, obwohl durchaus zu überprüfen sei, ob diese z.B. angesichts demografischer Ent-
wicklungen eventuell an Ihre Grenzen gerieten. Zudem wurde konstatiert, dass altes Wissen in 
der Verwaltung zu lange prolongiert würde, man zu häufig dächte „das war schon immer so“, 
und Erfahrungswerte zu lange in aktuelle Bewertungen hineinziehe.  

Schwierig für SV Prozesse sei auch, dass aus Angst vor dem Scheitern oft keine Lernprozesse 
angegangen würden. Es falle vielen, insbesondere Vorgesetzten, schwer zuzulassen, dass ein 
Ergebnis nicht von vornherein feststeht. Offenheit, so die Argumentation, könne im Gesetzge-
bungsverfahren nicht mehr da sein, da die Auswirkungen enorm seien, in den vorausgehenden 
vorausschauenden Prozessen solle man sich aber diese Offenheit gönnen und auch Scheitern 
müsse möglich sein. Experimentelle Methoden seien aber oft nicht beliebt. Allerdings wiesen 
einige Befragte auf erfolgreiche Ansätze experimenteller Politikstile hin. So erfährt das am 
BMWi entwickelte Reallabor eine hohe Nachfrage in vielen Ressorts. Gleichzeitig wurde mehr-
fach angemerkt, dass im Ausland tätige Mitarbeiter:innen etwa im diplomatischen Dienst, in 
Abordnungen oder Entwicklungszusammenarbeit eine enorme Ressource für die zukunftsori-
entierte Denkkultur darstellten, da sie darauf geeicht sein, dass sich ihr Umfeld oft unerwartet 
und disruptiv verändere und mit anderen Augen auf Deutschland und sein Umfeld schauten. 

Führungskultur & Karrierewege 

Mehrfach wurde betont, dass der Wunsch nach 
kreativem Arbeiten in der Verwaltung groß sei, 
aber die Freiräume und Unterstützung von oben 
dafür fehlten. Viele sähen es nicht als ihre Aufgabe, 
„über gelbe Mappen hinauszudenken“, weil sie 
dazu nicht ermutigt würden. Es gäbe große Unter-
schiede im Selbstverständnis und zu wenig Dis-
kussion darüber, was richtig sei. 

Viel hänge davon ab, wie das Führungspersonal konditioniert sei, z.B. sei im Militär der Bedarf 
nach „Fernlicht“ stark ausgeprägt. Was allerdings kreative und innovative Methoden betreffe, 
bestand weitgehend Einigkeit, dass die meisten Führungskräfte „da noch nicht weit genug“ 
seien. Der Privatsektor sei da weiter fortgeschritten, ebenso wie viele jüngere Mitarbeiter:innen 
aber man könne „nicht warten bis die alle Führungskräfte sind“. 

Ob die aktuellen Karrierewege dies unterstützen, wurde in den Häusern sehr unterschiedlich 
beurteilt. Manche Befragte betonten, es würde „honoriert, wenn sich jemand über den zuge-
wiesenen eigenen Bereich hinaus engagiert und interessiert (also z. B. auch für SV) und offen 
für neue Aufgaben ist.“ Andere bemerkten, in ihrem Haus würde SV als eine Zweibahn-Straße 
betrachtet, auf der nicht nur die Leitung, sondern jede:r einzelne über Handlungsoptionen 
nachdenke und sein Umfeld proaktiv vorausschauend beobachte. Wieder andere merkten an, 
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dass die zügige Bearbeitung des Dringlichen das oben auf dem Schreibtisch liege mehr hono-
riert würde, als die Bearbeitung des Wichtigen, das darunter im Stapel läge. 

Öffentliche Wahrnehmung 

Schließlich wurde bemerkt, dass eine Betrachtung des Status Quo der kulturellen Institutiona-
lisierung von SV unbedingt auch den Bundestag und die gesamte Öffentlichkeit einbeziehen 
müsse. Der zukunftsorientierte Dialog zwischen Regierung, Parlament und Öffentlichkeit wurde 
als gering ausgeprägt bewertet. 

5.2.3 Barrieren vorausschauender Politik  

Abbildung 16: Anzahl der Interviewten, die diese Barrieren erwähnten (n=28) 

 
Grundsätzlich schätzen die Interviewparter:innen vorausschauende Politik als einen anstre-
benswerten Zustand ein, gegenüber welchem sich auch andere relevante Akteure nicht sperren 
würden. 

Die Auswertung des Interviewmaterials zeigt, dass viele der Barrieren, die einer stärkeren vor-
rausschauenden Regierungsführung im Wege stehen, nach Einschätzung der Interviewten der 
Struktur der Verwaltungsbürokratie entspringen. 

Die Auswertung belegt die aus AP1 gewonnene 
Hypothese, dass negative Koordinierung inner-
halb der Ressortlogik einen übergreifenden An-
satz strategischer Vorausschau in seiner Wirkung 
hemmend gegenüberstehen würde. Die Inter-
viewten unterstrichen unisono die Bedeutung 
von Silodenken, welches Austausch und Abspra-
che zwischen Einheiten unterschiedlicher Res-
sorts stark begrenzt (insbesondere zwischen Res-
sorts, die anderer politischer Färbung angehören 
oder disziplinär stark anders geprägt sind). 

In den Verwaltungsstrukturen sei es darüber hinaus von äußerster Bedeutung, zuständigkeits-
orientiert und entlang von Hierarchien Aufgaben zu bewältigen, wobei Legitimationsfragen 
(Federführung), Fragen zu Ownership und thematische Zuschnitte für SV Prozesse nicht hinrei-
chend geklärt seien. Große Verwaltungsstrukturen seien, so der Tenor, nicht gut darin kreativ 
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zu sein und Ideen zu produzieren, sondern darin Verantwortlichkeiten zuzuordnen und Zustän-
digkeiten zu definieren. Das sei zwar gut für Nachvollziehbarkeit des Verwaltungshandelns aber 
schlecht für eine Öffnung der Denkräume.  

Vorausschauende Überlegungen, so die Beobachtung, erstreckten sich stets über mehrere be-
stehende „Kleingärten“ hinweg, die jedoch alle von ihren jeweiligen „Pächter:innen“ gehegt 
und bewacht seien, die sich „nicht reinreden lassen wollen“. Die Vorausschau sei daher ein 
„König ohne Reich“ und müsse erhebliche Anstrengungen investieren, um die verschiedenen 
Kleingärtner:innen mit in das Boot zu holen. Aus einem einzelnen Kleingarten hinaus sei es 
nahezu unmöglich, dieses „ownership-Problem“ zu überwinden, es sei denn, es läge eine sehr 
starke Unterstützung von Seiten der Leitung vor. Diese vertikale Logik sei besonders fatal 
da sich die realen Probleme zunehmend in horizontalen Ketten entwickelten und fach-
übergreifende Lösungsansätze erforderten. Besonders die großen zukünftigen, neuen Her-
ausforderungen, die auf uns zukämen, ließen sich nicht in Verantwortungen und Zuständigkei-
ten aufteilen. Das System eigne sich für diese weniger denn je. 

Als weitere Herausforderung komme noch hinzu, dass – insbesondere in Koalitionsregierungen 
– Regierungshandeln in der Regel konfliktives Handeln und keine „Think Tank-Arbeit“ sei. 
Schließlich müssten noch neben den Parteilinien die Länderinteressen in Betracht gezogen 
werden. Diese komplexe Gemengelage mache strategisches Regierungshandeln in Deutsch-
land besonders schwierig. Ganz neue Ansätze könnten daher kaum von innen heraus entwi-
ckelt werden, sondern würden besser von außen an die Regierung herangetragen. Gelänge es 
allerdings die Vielfalt der Perspektiven zu erschließen, sei in ihr auch eine große Chance zu 
sehen. Oftmals wurde bemerkt, dass Länder mit stärker zentralistischen Systemen nicht unbe-
dingt besser dastünden was strategische Ausrichtung betreffe.  

Eine Barriere zur Überwindung dieser Strukturen sei der Mangel an Gelegenheiten zum offenen 
Austausch jenseits formaler Abstimmungsprozesse und Machtstrukturen und die geringe 
Kenntnis der Arbeitsweisen anderer Abteilungen und Häuser. Hier wurde von vielen der Ress-
ortkreis SV und die BAKS-Schulung als wichtige Ausnahmen genannt.  

Die Etablierung horizontaler Strukturen, die diese Barrieren abmildern und Freiräume für einen 
gemeinsamen Blick auf das Gesamtbild und neue Perspektiven ermöglichen, wurde daher im-
mer wieder als hochdringliche Anforderung an vorausschauendes Regieren hervorgehoben. 

Es wurde betont, dass das Ressortprinzip, wie es im Grundgesetz verankert ist, es durchaus 
zulässt, stärker koordinierende begleitende Prozesse zu etablieren. Die strategische Voraus-
schau wurde als große Chance für eine solche Struktur gesehen. Dabei sei es aber unerlässlich, 
die operative Ebene von Beginn an einzubeziehen, denn sonst sei eine Ablehnung vorprogram-
miert. Zudem sei es elementar, dass der gemeinsame Mehrwert für alle klar gegeben sei 
(„1+1=3“).  

Hiermit zusammen hängt auch der Politikmodus darunter insbesondere der Modus des Ab-
arbeitens des Koalitionsvertrags, der von manchen als „Korsett“ empfunden wird, aber auch 
die rein operative Auffassung von politischer Planung als zeitlich angeordnete Vorhabenspla-
nung, die keinen Bezug zu externen Ereignissen habe.35 Das Hinunterdelegieren von Aufgaben 

                                                 
35 Allerdings wurde von sehr erfahrenen Kolleg:innen auch angemerkt, dass in Zeiten ohne detaillierten Koalitionsvertrag ein großes Mistrauen 

zwischen den Koalitionspartnern die Sacharbeit erschwerte. 
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und Prioritäten, die sich aus dem Koalitionsvertrag ableiten, sei bestimmend für das Tagesge-
schäft. Wenn strategische Vorausschau auch ein wichtiger Bestandteil der gesamtpolitischen 
Betrachtung sei, so würde sie jedoch dadurch lediglich als zusätzliche Übung neben den ope-
rativ relevanten Aufgaben wahrgenommen. 

Gründe hierfür umschrieben die Interviewten mit 
Begriffen wie „Gegenwartsfixierung“, „Ad-
hocokratie“ und „Dringlichkeitstyrannei“. Insbe-
sondere die Spitzenpolitik sein stark im Tagesge-
schäft und der Medienresonanz verhaftet. SV Pro-
zesse seien daher oft nicht attraktiv für die hohe 
Ebene, wenn nicht unmittelbar der Nutzen für das 
Tagesgeschäft ersichtlich würde. Da Aufmerksam-
keit ein extrem knappes Gut sei, wurde bezweifelt 
ob sich Spitzenpolitiker:innen gerade mit Szenarien auseinandersetzen würden. Der Blick in die 
Zukunft würde als Luxus und nice to have statt als must have gesehen. Dieser Gegenwartsfi-
xierung etwas entgegenzusetzen, wurde als eine zentrale Funktion strategischer Vorausschau 
angesehen. 

Angemerkt wurde weiterhin, dass, wie oben schon andiskutiert, die Arbeits- und Denkkultur 
wenig Offenheit für Nichtwissen und Alternativen habe bis hin zu den formalen Prozessen in 
denen zu wenig Raum für das Aufzeigen von Alternativen, Nachhalten von Konflikten und Hin-
terfragen von Annahmen sei. Von vielen werden die Angst vor Kontrollverlust und Vorbehalte 
gegenüber experimentellen Methoden mit unsicherem Ausgang konstatiert. 

Zudem bestehe teilweise eine Abneigung dagegen, sich mit Gefahren und negativen Entwick-
lungen auseinanderzusetzen sowie Nichtwissen offen einzugestehen. Im Gegensatz zu anderen 
Ländern sei eine vorausschauende Denkkultur und Risikokultur in Deutschland wenig ausge-
prägt. Allerdings wurde auch argumentiert, dass ein Ausblenden von Komplexität auf operati-
ver Ebene notwendig sei, um die Sachaufgaben zu bewältigen. 

Schließlich wurde betont, dass Umgangsweisen mit Komplexität und Unsicherheit, bis hin zur 
höchsten Ebene, auch von individuellen Affinitäten abhängen. Andere merkten an, dass es Sa-
che des Führungsstils sei, unbequeme Fragen und neue Ideen zu ermutigen. Oft wurde betont, 
dass feste Karrierewege eine wesentliche Barriere für vorausschauende Denkweisen darstellen. 
Gerade auf hoher Ebene seien oft eher politische Denkweisen dominant. Diese seien auch aus-
schlaggebend für die Besetzung von Posten. Die Interviews zeigen aber deutlich, dass hier auch 
in den Ressorts unterschiedliche Kulturen vorherrschen. 

Umsetzungsengpass 

Eine insbesondere von erfahrenen SV Kolleg:innen aus Ressorts mit hohem SV Etablierungs-
grad häufig genannte Barriere für weitere Verbreitung ist der Engpass zwischen der Generie-
rung von Zukunftswissen und dem Einspeisen in die Umsetzung. Viele argumentierten, dass es 
kein Erkenntnisdefizit, sondern ein Umsetzungsdefizit gäbe. 

Dafür wurden vielfältige Ursachen genannt. Einerseits spielten strukturelle Gründe im Zusam-
menspiel zwischen Stab und operativen Einheiten eine Rolle, die durch kluge Einbeziehung 
aller Stakeholder adressiert werden können (siehe oben).  

Daneben wurde jedoch eine tiefergehende Schwierigkeit konstatiert, von bewährten Denkpfa-
den, Vorgehensweisen und Politikansätzen abzuweichen und neue Ansätze zu erproben, wenn 
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dies die Ergebnisse der SV nahelegten. Insbesondere im Bereich Außenpolitik sei die Neigung 
gering proaktiv Strategien zu entwickeln („we‘ll cross the bridge when we get to it“). Die Be-
reitschaft auch ohne volles Wissen zu Handeln und den Pfad dann immer wieder zu überprüfen 
sei gering.  

Dies führe zu einer geringen Nachfrage sowohl 
von der Leitung als auch von Seiten der operativen 
mit Umsetzung befassten Einheiten. Diese könnten 
nur durch eine grundsätzliche Hinwendung zu prä-
ventiver Politik gestärkt werden. 

Eine weitere mit der Umsetzung zusammenhän-
gende Herausforderung sei es, dass eine Verwal-
tung immer frühzeitig die strukturellen Implikatio-
nen (Budget, Zuständigkeiten etc.) klären müsse, 
was bei einer Vorausschau mit unsicheren Ergebnissen per Definition schwierig sei. Auch müsse 
die Granularität der Ergebnisse passfähig zu den operativen Einheiten sein, so dass diese etwas 
damit anfangen können. 

Fast durchgehend wurde die Nachfrage der Leitung nach alternativen Politikansätzen und 
zwar von der Ebene der Kanzler:in bis hin zur AL-Ebene als unerlässliche Vorbedingung für eine 
erfolgreiche SV benannt. 

Eine oft erwähnte Barriere ist auch die Sorge vor dem Umgang der Öffentlichkeit mit unbe-
quemen Ergebnissen; insbesondere Szenarien mit geringer Wahrscheinlichkeit und negativen 
Konnotationen würden oft falsch im Sinne von Vorhersagen oder sogar erwünschten Situatio-
nen interpretiert. Dies führe dazu, dass viele Regierungsakteure vor solchen Ansätzen zurück-
schreckten. Hier brauche es eine Bewusstseinsschärfung der Öffentlichkeit. In anderen Ländern 
wie Frankreich und USA sei es eher üblich Szenarien öffentlich zu verhandeln. 

Weiterhin wurde von vielen Befragten, als sehr wichtiger hemmender Faktor Zeitdruck und 
Überlastung genannt. Die Mitarbeiter:innen bräuchten Freiraum für SV, so die Argumentation, 
den sie nicht hätten, wenn sie schon mit anderen Aufgaben komplett ausgelastet seien. Not-
wendig seien daher mehr personelle Ressourcen. 

Schließlich wurde als Barriere eine noch unzureichend verbreitete Kenntnis von SV Metho-
den und daraus folgend eine hohe Unsicherheit und viele Vorbehalte genannt. Manche Be-
fragte schlussfolgerten, die SV habe in der Verwaltung ein Image- und Akzeptanzproblem. SV 
werde als unseriös wahrgenommen und löse sogar Aversionen aus. Daher sei es entscheidend, 
das BAKS Methodenseminar breiter anzubieten, über das Instrumentarium aufzuklären, einen 
breiten Diskurs anzuregen und für Strategische Vorausschau „Werbung zu machen“. 

Einige Interviewpartner:innen, insbesondere aus dem Bereich der Außenpolitik, wiesen auch 
darauf hin, dass die Fluktuation im Personal das Halten von SV Erkenntnissen und Expertise 
erschwere. Wissensmanagement sei daher umso wichtiger. Schließlich wurde angemerkt, dass 
SV Methoden ressourcenintensiv seien und vor allem der hohe Aufwand für die Steuerung 
der Prozesse in der Kritik stünde. 
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5.3 Fazit 
Die Auswertung der Interviews zeigt eine große Vielfalt vielversprechender Keimzellen eines 
wachsenden SV Ökosystems in der deutschen Regierung und der sie umgebenden Akteurs-
landschaft. Gleichzeitig spiegeln sich viele der in der Verwaltungswissenschaft benannten Her-
ausforderungen wie die „selektive Perzeption“ und „negative Koordination“ (Bogumil und Jann 
2020) in den Interviews deutlich wider. Diese Rahmenbedingungen im politisch-administrati-
ven System Deutschlands sind für eine gelingende Institutionalisierung strategischer Voraus-
schau zu beachten (Hustedt und Veit 2014). SV muss für diese Praxis tauglich gemacht werden. 
Wenn der Anspruch ressortübergreifender SV nach Meinung der Interviewten auch einige An-
sätze zur Überbrückung dieser Barrieren bietet, so hängt deren erfolgreiche Institutionalisie-
rung zunächst von einer realistischen Einbettung in das System ab. In den Interviews wurden 
zahlreiche Vorschläge gemacht wie dieser Wandel gelingen könnte und auch die Literatur zur 
Verwaltungsinnovation gibt einige Hinweise. Diese Lösungsansätze für eine Überwindung der 
Barrieren und erfolgreichen Verankerung vorausschauenden Regierungshandelns greift das 
folgende Kapitel auf. 
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6 Aufgaben- und Funktionsspektrum Strategischer Voraus-
schau im Regierungshandeln 

6.1 Vorgehen und Use Cases 
Um die Bedarfe an die Institutionalisierung strategischer Vorausschau möglichst konkret zu 
erfassen, wurde auf Basis der Theoriegrundlagen und erstem Feedback aus dem Ressortkreis 
Strategische Vorausschau, in dem alle Ressorts der Bundesregierung vertreten sind, ein Satz 
von sieben „Use Cases“ entwickelt (Abbildung 17). 

Die Use Cases beschreiben konkrete Elemente einer Einbettung strategischer Vorausschau in 
das Regierungshandeln. Sie wurden bewusst zunächst skizzenhaft gehalten, um Freiraum für 
eine offene Reflektion verschiedener Varianten im Interview zu lassen. 

Abbildung 17: Use Cases Übersicht 

 
Die Use Cases decken in ihrer Gesamtheit alle drei zentralen Dimensionen der Institutionalisie-
rung ab: 

• Organisatorische Institutionalisierung (Use Cases A, B, C, D, E) 
• Kulturelle/Kognitive Institutionalisierung (Use Case F) 
• Regulative Institutionalisierung (Use Case G, C) 

Die Auswertung der nationalen Interviews ermöglicht eine detaillierte Erfassung der Bedarfe 
und Bewertung der Use Cases auf hoher strategischer Ebene der Bundesregierung. Es besteht 
kein Anspruch auf eine vollständige Abbildung aller einzelnen Bedarfe innerhalb der verschie-
denen Einheiten der Ressorts und der nachgeordneten Behörden. 
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In den nationalen Interviews mit den Ressorts wurden diese Use Cases systematisch bewertet, 
verfeinert und ergänzt. Die Interviews wurden transkribiert, codiert und anonymisiert ausge-
wertet. 

Während in Kapitel 5 die Aussagen zu Status Quo und Barrieren vorausschauenden Regie-
rungshandelns ausgewertet wurden, stehen hier nun die Bewertung der Use Cases und die 
daraus hervorgehenden Anforderungen an die Institutionalisierung sowie die Aussagen zur 
organisatorischen Verankerung von SV in der Regierung im Mittelpunkt. Die Ergebnisse wer-
den durch Erkenntnisse aus den internationalen Interviews zu Erfahrungen aus dem Ausland 
(vgl. Kapitel 4) ergänzt. In Kapitel 6 werden dann die Erkenntnisse aller Auswertungen zu mög-
lichen Optionen der Institutionalisierung zusammengefasst. 

6.2 Ergebnisse 

6.2.1 Erwartungen an die Verankerung Strategischer Vorausschau im 
Regierungshandeln 

Von der Einbettung strategischer Vorausschau erwarten sich die Akteure einen signifikanten 
Beitrag zur Überwindung der Barrieren vorrauschauenden Regierungshandelns, die in Kapitel 
5 ausführlich geschildert wurden. 

Abbildung 18: Anzahl der Interviewten mit diesen Erwartungen an SV im Regierungs-
handeln 

 
Abbildung 18 gibt einen Überblick über die geäußerten Erwartungen an die Institutionalisie-
rung von SV in stark zusammengefassten Kategorien. An oberster Stelle erhoffen die Inter-
viewpartner:innen eine Stärkung vorausschauender Politik, mit langfristigen, robusten, pro-
aktiven und präventiven Strategien, die auch in die Umsetzung gelangen. Insbesondere wurde 
ein Bedarf nach langfristigen Planungshorizonten für umfangreiche Vorhaben mit ehrgeizigen 
Langfristzielen wie der Nachhaltigkeitsstrategie und den Sustainable Development Goals 
(SDGs) hervorgehoben. Eine Erarbeitung klarer Ziele und konkreter Beiträge zu deren Errei-
chen, wurden als zentrale Erwartungen artikuliert. Vorhaben und Schwerpunktsetzungen, die 
über eine Legislaturperiode hinausgehen, sollten durch die Integration aller Stakeholderper-
spektiven und anhand von evidenzbasierten Zielen und Annahmen vorangetrieben werden 
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und nicht auf Ad-hoc-Schätzungen beruhen. Eine solche Langfristperspektive würde laut Ein-
schätzung der Interviewten dazu beitragen, das Fahren auf Sicht, die Gegenwartsfixierung und 
das Gejagt sein von Krise zu Krise zu überwinden. Ziel müsse es sein, vor die Welle zu kommen 
und besser auf Krisen vorbereitet zu sein. Indem man SV Übungen regelmäßig verpflichtend 
organisiere, schaffe man sich ein Instrument, das der Dringlichkeitstyrannei entgegnen kann. 
Die aktuell statischen rein rollierenden Vorhabensplanungen, die der Umsetzung des Koaliti-
onsvertrages dienten, würden durch dynamische Strategien ersetzt, die es erlaubten auf ex-
terne Entwicklungen zu reagieren. Auf diese Weise würde das „Denken auf Vorrat“ zu einer 
besseren Krisenfestigkeit beitragen 

Eine weitere Erwartung an SV, die deutlich aus der Analyse des Interviewmaterials hervorgeht, 
bezieht sich auf die Schaffung einer zukunftsorientierten Denk- und Arbeitskultur. 

So wurde angeführt, dass Strategische Vorausschau a) die Fähigkeit stärke, Wandel wahrzu-
nehmen und einzuschätzen, b) für die Möglichkeit disruptiver und unerwarteter Entwicklungen 
sensibilisiere, c) den kompetenten Umgang mit Komplexität, Risiko und Unsicherheit stärke 
und d) dabei unterstütze, neue Denkräume zu öffnen. Ein solches „Gehirnjogging“ helfe, men-
tale Modelle für den Umgang mit Komplexität zu trainieren – sowohl auf Ebene der gesamten 
Organisation, ihrer Einheiten als auch der einzelnen Mitarbeiter:innen. Für solche gedankliche 
Übungen brauche es dringend geschützte Räume. Die Interviewten argumentierten weiter, 
dass SV mit ihren multiperspektivischen Methoden helfe, mit dem Denken aus den eigenen 
Strukturen herauszukommen, tote Winkel auszuleuchten und blinde Flecken aufzudecken. 
Viele betonten, dass dazu nicht nur die „schwachen Signale" gehörten, sondern auch das Auf-
zeigen offensichtlicher aber verdrängter, unbequemer Themen (Tabus). Auf diese Weise 
würde eine reflektierte Risikokultur in der Verwaltung entwickelt sowie vorhandenes Engage-
ment und Expertise der Mitarbeiter:innen aktiviert. 

Strategische Vorausschau wird auch als ein Rahmen gesehen, in dem die Fähigkeit zur kreati-
ven Entwicklung neuer Lösungsansätze gestärkt werden kann und auch Freiräume für expe-
rimentelle Vorgehensweisen entstehen.  

In sehr vielen Interviews wird ein starker Bedarf nach innovativen Konzepten der Zusammen-
arbeit über die Grenzen von Politikbereichen, Ressorts oder auch Abteilungen hinweg artiku-
liert. Neue Formen der horizontalen Koordination „bei denen das Wissen über die Summe aller 
einzelnen hinauswächst“ würden dringend benötigt. Denn nur durch Politikstrategien, die mehr 
als die Summe der Einzelperspektiven sind – so die Argumentation vieler Interviewpartner:in-
nen – könne man den komplexen Herausforderungen der Zukunft gerecht werden. 

Effektive Strategien müssten das Gesamtbild in den Blick nehmen und auf eine ganzheitliche 
Lösung hinarbeiten, statt nur eine Vielzahl von (ressorteigenen) Detaillösungen aufzulisten. Ins-
besondere bei komplexen und qualitativ neuen Themen funktioniere das Standardverfahren 
des Sammelns von Einzelperspektiven nicht mehr. SV könne helfen, die dringend benötigte 
ressortübergreifende gemeinsame Lagebeurteilung zu ermöglichen. Gleichzeitig habe SV gro-
ßes Potenzial auch für schon laufende Strategien, die Schnittstellen zu anderen Bereichen und 
Lücken aufzuzeigen. 

Ein Forum und Instrumentarium für eine solche positive Koordination (vgl. Kapitel 1) zu bieten 
und Freiräume dafür zu schaffen, ist eine sehr dringliche Erwartung an Strategische Voraus-
schau. Die interviewten Regierungsbeamten betonten, dass schon der offene Austausch mit 
anderen Ressorts jenseits von „Mitzeichnungsrunden“ und offiziellen Anlässen einen großen 
Mehrwert darstelle. SV habe hier derzeit nahezu ein Alleinstellungsmerkmal. 
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Dabei verwiesen die Interviewparter:innen darauf, dass die Pandemieerfahrung die Notwen-
digkeit zu kollektiven und kreativen Problemlösungsprozessen nochmals verdeutlicht hätte, da 
viele etablierte Politikansätze und Verwaltungsroutinen neu gedacht werden mussten. Wenn 
man in Szenarien gedacht hätte, Ziele und Zielkonflikte offengelegt hätte, und einen regie-
rungsübergreifenden geschützten Reflexionsraum zur Verfügung gehabt hätte, so die Argu-
mentation, hätte man besser verschiedene Perspektiven und Wissen zusammentragen und re-
agieren können sowie Fehler wie eindimensionale Bewertungen vermieden. 

Aus all diesen Gründen betrachtet die Mehrheit der Interviewten SV als unverzichtbarer Be-
standteil vorausschauender und vorsorgender Politik, die einen maßgeblichen Beitrag zur 
Adressierung der großen gesellschaftlichen Herausforderungen und Transformationen des 21. 
Jahrhunderts leisten kann. 

6.2.2 Aufgabenspektrum einer Strategischen Vorausschau im Regie-
rungshandeln 

Dieser Abschnitt legt dar, wie die oben geschilderten Anforderungen konkret durch Strategi-
sche Vorausschau-Elemente adressiert werden könnten. Dazu fassen wir die Argumente der 
Akteure entlang der oben skizzierten „Use Cases“ zusammen.  

6.2.2.1 Überblick Bewertung der Use Cases 

Abbildung 19: Bewertung der Use Cases in den nationalen Interviews 

 
Abbildung 19 gibt einen Überblick über die Bewertungen der Use Cases durch die Inter-
viewpartner:innen. Als besonders wünschenswert bewertet wurden die kulturelle Institutiona-
lisierung (Use Case F) sowie die ressortübergreifenden SV Prozesse für strategisch besonders 
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relevante Vorhaben (Use Case B). Besondere Skepsis bestand bei Use Case G der regulativen 
Institutionalisierung. Für alle Use Cases gab es jedoch einzelne Stimmen, die sie abweichend 
bewerteten. Use Case A (das SV Lab/Think Tank) kam erst im Laufe der Interviewreihe dazu, 
wurde aber von da an sehr positiv bewertet. In vielen Fällen wurde Zustimmung unter zusätz-
lichen Bedingungen geäußert. Generell wurde oft vorgeschlagen, die Ansätze in kleinem Rah-
men pilothaft auszuprobieren, dann anzupassen und bei Erfolg auszurollen. Viele sahen ein 
Spannungsfeld zwischen Institutionalisierung und Flexibilität und verwiesen auf die Gefahr, 
durch übertriebene Formalisierung die durch SV eröffneten Freiräume für experimentelle An-
sätze zu gefährden.36 Institutionalisierung von SV müsse somit mit äußerster Behutsamkeit vo-
rangetrieben werden. Nicht zuletzt müsste auch das vielfältige SV Ökosystems außerhalb der 
Regierung mit Think Tanks, Universitäten, Stiftungen, NGOs, Verbänden und Akteuren des Cor-
porate Foresight gestärkt werden sowie der Bundestag und die breite Öffentlichkeit einbezo-
gen werden. 

Im Folgenden diskutieren wir die Bewertungen der einzelnen Use Cases im Detail. Dabei wer-
den kursorisch Referenzen zu den internationalen Fallbeispielen eingefügt. Die Details zu die-
sen Fallbeispielen finden sich in Kapitel 4. 

 

6.2.2.2 Use Case A - SV Think Tank 

Zustimmung 

Dieser Use Case wurde im Verlauf 
der Interviews entwickelt, da er 
von drei Vertretern aus verschie-
denen Ressorts unabhängig von-
einander in ähnlicher Weise un-
terbreitet wurde. Von dort an 
wurde er von den anderen Inter-
viewten durchweg positiv beur-
teilt und unter verschiedenen Titeln diskutiert ("SV-Think Tank", "SV-Lab", "Zukunftsrat", "SV-
Arbeitsstab", "Strategierat", "Zukunftslaboratorium“). 

Kern des Vorschlags ist die Gründung eines regierungseigenen Think Tanks für Strategische 
Vorausschau.37 Dieser sollte aus 20-40 Personen bestehen. Diese sollten zur Hälfte aus den 
Ressorts stammen, die je 1-2 „Top-Leute“ dort für 2-4 Jahre abstellen; die andere Hälfte würde 
von Expert:innen aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft gebildet.38 Kenntnisse und Fä-
higkeiten dieses Teams umfassten u.a. spezifische Fachexpertise und SV Methodenkenntnis 
sowie Erfahrung mit Ergebniskommunikation an die Leitungsebene der Bundesregierung, ggf. 
darüber hinaus an Politik und Öffentlichkeit. 

Diese Gruppe sollte, dem Vorschlag der Interviewten folgend, gezielt Themen bearbeiten, die 
über eine Legislaturperiode hinausgehen, die weniger „politischen Zündstoff“ in sich bergen, 
da sie sonst automatisch in die Regierungsarbeit eingriffen und auf negative Reaktionen wegen 

                                                 
36 Vgl. hierzu die Überlegungen in 3.2.3 
37 Vgl. auch Government Innovation Lab Mayer-Ries 2018. 
38 Nach diesem Prinzip wurde auch die BMAS Denkfabrik Digitale Arbeitsgesellschaft aufgebaut. 

 Kanada: Policy Horizons Canada ist ein Think Tank mit einer 
ähnlichen wie der hier beschriebenen Struktur. Die MA bestreiten ein 
Horizon Scanning, Trainings und Workshops sowie regelmäßige In-
terventionen auf höchster Ebene und führen SV Projekte zu wichtigen 
Zukunftsthemen für Kanada durch. Die Agenda wird jährlich ge-
meinsam von allen Ministerien über ein Steering Board, festgelegt. 
Bei der Umsetzung besteht jedoch vollständige Freiheit.  
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Zuständigkeitsüberschreitungen stießen. Auf diese Weise würde die Ressortkonkurrenz zum 
Wohle aller genutzt. Langfristig sei die Einbeziehung des Bundestags in die Diskussionspro-
zesse wünschenswert. Der Think Tank würde SV Produkte erstellen, zu denen alle Ressorts bei-
tragen und die Themen (wenn nicht geheimhaltungsbedürftig) in den öffentlichen Diskurs brin-
gen. Als Beispiel wurden neben dem finnischen Zukunftsreport etwa der kürzlich von Spanien 
vorgelegte Bericht „España 2050“ genannt, aber auch die vom US amerikanischen National 
Intelligence Council alle vier Jahre vorgelegten Szenarien zur Weltlage „Global Trends 2040“39. 
Dieser Think Tank sollte neben einem solchen modifizierten Zukunfts-Reporting (Use Case C) 
auch das Horizon Scanning (Use Case D) durchführen sowie die ressortübergreifenden Pro-
zesse (Use Case B) begleiten. Der Think Tank für Strategische Vorausschau sollte regelmäßig 
im Kabinett vortragen und sein Input fester Bestandteil der Kabinettsklausuren sein (z.B. nach 
1,5 Tagen Standardprogramm ein offenerer und kreativer Zukunftsslot). Eine solche Einspei-
sung könne, so die Überlegung der Interviewten, 
in hoher Qualität nur durchgehalten werden, 
wenn es eine Einheit gäbe, die dahintersteht und 
das Recht auf den Input hat. Diese Slots führten 
dann automatisch zu vorbereitenden Aktivitäten 
in den Häusern, so dass SV Elemente organisch 
in die Arbeitsprozesse aufgenommen würden. 

Die Interviewpartner:innen schätzten diesen Use Case, da er die dringend benötigten Begeg-
nungsräume für Akteure aus den verschiedenen Bereichen der Regierungsarbeit, jenseits for-
maler Prozesse und offizieller Anlässe, bieten könnte. Laut einem Interviewpartner zeige die 
Pandemieerfahrung, dass man Fehler hätte vermeiden können, wenn es einen geeigneten, re-
gierungseigenen Raum zu Vorausschau und Reflektion unterschiedlicher Perspektiven gege-
ben hätte. Nicht nur die Wissenschaft, so sein Plädoyer, sondern auch die Bundesregierung 
müsse nachdenken dürfen. 

Zudem wurde argumentiert, dass es einem „neutralen“ Think Tank besser gelingen würde res-
sortübergreifende horizontale Perspektiven zu etablieren als dem Bundeskanzleramt, das oft 
aus parteipolitischen Gründen einer bestimmten „Seite“ zugeordnet würde und so auch bei 
bestem Willen nicht von allen gleichermaßen als Moderator anerkannt werden würde. 

Bedenken 

Bedenken wurden gegenüber einer direkten Überführung schon existierender Einheiten, wie 
der BMAS-Denkfabrik oder des Aufbaustabs Strategie-, Analyse- und Resilienz-Zentrum (SAR) 
des BMI, in diesen Think Tank geäußert. Das sei zwar theoretisch sinnvoll, würde aber in der 
Praxis zu einem Akzeptanzproblem bei den anderen Ressorts führen. Dennoch könne man von 
diesen Beispielen lernen und vieles übernehmen. Schließlich wurde die Problematik der Abord-
nungen aus den Ressorts angesprochen. Hier bestehe die Gefahr, dass gerade nicht „Top-
Leute" geschickt würden. Abordnungen würden oft mit Skepsis beäugt. Aus ähnlich struktu-
rierten Vorgängerprojekten (bspw. BMAS-Denkfabrik oder BMVg Cyber Innovation Unit) seien 
Lehren zu ziehen. Wichtig sei daher sehr hohes Backing und Prestige des Think Tanks. Die Zeit 
dort dürfe keinen Knick in der Beförderungsleiter verursachen – sondern im Gegenteil – karri-
ereförderlich sein, damit die entsprechenden Personen auch motiviert für diesen Einsatz seien. 

                                                 
39 https://www.dni.gov/index.php/global-trends-home 

 UK: Dort wurde schon in den 2000er-Jahren 
ein monatlicher Slot für freie zukunftsorientierte 
Debatten im Kabinett eingeführt. Da es aber keine 
feste Zuständigkeit für den Input gab, schlief das 
Format wieder ein. 
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Erfolgsbedingungen 

Der Think Tank wäre formal beim Kanzleramt angesiedelt, aber räumlich getrennt in einem 
modernen, kreativitätsfördernden, offenen Bürosetting, das auch Möglichkeiten für informelle 
Begegnungen und Austausch schafft. 

Die Einheit müsste nach Ansicht der Interviewten gemeinsam von allen Ressorts gesteuert wer-
den. So ließe sich etwa über einen Staatssekretärsausschuss das thematische Profil und Ar-
beitsprogramm gemeinsam aushandeln. Im Gegensatz zu anderen Ländern mit Mehrheits-
wahlrecht und Präsidialsystemen kann so etwas nach Meinung der Interviewten in Deutschland 
nur funktionieren, wenn der Think Tank als gemeinsame Bemühung verstanden wird (nicht nur 
der Ressorts, sondern auch der Regierungsparteien). Bei einer vollständigen Unabhängigkeit 
würde die Übersetzung in politische Entscheidungsprozesse nicht funktionieren. In der Durch-
führung der SV Projekte sollte die Gruppe jedoch freie Hand haben, wobei die Relevanz für 
politisches Handeln zu überprüfen und nachzuweisen sei. Die politische Ebene müsse über die 
Veröffentlichungen mitentscheiden können, damit auch rein interne Prozesse und die Behand-
lung sicherheitskritischer Themen möglich sind. Es müsse genau abgewogen werden, welche 
Prozesse intern durchgeführt werden (u.a. aus Geheimschutzgründen) und welche Prozesse der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Zusätzlich sei die internationale Vernetzung des 
Labs wichtig für den Erfolg. 

Neben der gemeinsam ausgehandelten Agenda von Aufgaben für die Ressorts müsse der 
Think Tank über ausreichend freie Ressourcen für grundlegende Arbeiten und experimentelle 
Projekte verfügen. 

6.2.2.3 Use Case B ressortübergreifende Prozesse der strategischen Vo-
rausschau 

Zustimmung 

Dieser Use Case fand quer über alle Ressorts große Zustimmung. Betont wurde als Nutzen die 
Möglichkeit, für besonders relevante Vorhaben des Koalitionsvertrages frühzeitig langfristige 
Strategien zu entwickeln, ohne dass sie unmittelbar in eine Zuständigkeitslogik geraten. Gleich-
zeitig wurde der Lernprozess insbesondere für die weniger SV erfahrenen Ressorts betont. Eine 
solche positive Lernerfahrung könnte auch die Basis für weitere Schritte wie das Zukunftsre-
porting (Use Case C) bilden. Die Vorgehensweise könnte als eine Form moderner Verwaltungs-
arbeit etabliert werden und die Möglichkeit bieten, eine größere Flexibilität in den dominanten 
Politikmodus der Abarbeitung des Koalitionsvertrags zu bringen. Entscheidend für den Erfolg 
ist jedoch aus Sicht der Interviewten die Auswahl und der Zuschnitt der Themen, der Modus 
ihrer Festlegung sowie der politische Wille (vgl. unten Umsetzungsbedingungen). 

Bedenken 

Grundsätzliche Bedenken wurden nicht ge-
äußert, aber immer wieder Herausforderun-
gen benannt. So wurde auf einen Zielkonflikt 
verwiesen, da ein solcher Vorausschau-Pro-
zess für die akut brennenden Themen am 
notwendigsten sei, aber gerade hier keine 

 Kanada: Der Think Tank Policy Horizons Canada 
war zunächst innerhalb der Regierung angesiedelt. 
Dort wurden die Mitarbeiter:innen jedoch immer wie-
der für andere Aufgaben herangezogen, so dass sich 
die SV-Arbeit nicht entfalten konnte. Die jetzige Auf-
hängung als unabhängiger Think Tank wird als deut-
lich zielführender gesehen. 
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Zeit und Ruhe sei, diese Prozesse durchzuführen. Daher würden viele Strategien eher „ad-hoc 
aus dem Boden gestampft“. Langfristig wäre allerdings zu hoffen, dass durch diese Vorgehens-
weise solche Themen rechtzeitig, "bevor sie brennen", angegangen werden. Schließlich wurde 
darauf hingewiesen, dass viele Akteure in der Verwaltung den mit SV Prozessen verbundenen 
Aufwand kritisch sehen.  

Erfolgsbedingungen 

Die Verankerung des Use Cases sollte nach einhelliger Meinung der Interviewten im Koaliti-
onsvertrag stattfinden. Unterschiedliche Auffassungen gab es, ob auch die ersten Themen dort 
schon festgezurrt werden sollten. Die Mehrheit sah eine genaue Festlegung als Überforderung 
der Verhandlungen. Gleichzeitig wäre die rein methodische Verankerung „zu nackt“. Ein gewis-
ses Framing, etwa die Charakterisierung der zu bearbeitenden Themen, sei wichtig. Ein konkre-
ter Vorschlag war, erste Themen auf der ersten Kabinettsklausur festzulegen, da dort der Ab-
stand zum Wahlkampf größer sei und auch schon klar sei, wie die Ministerien aussähen. Einig-
keit herrschte wiederum, dass Flexibilität gewahrt werden sollte: viele Personen schlugen vor, 
zunächst sehr wenige oder sogar nur ein Thema festzulegen und dann nachzusteuern. Sobald 
die ersten Themen feststehen, sollte man jedoch schnell anfangen. 

Wie oben schon angedeutet, schätzten die Interviewten Auswahl und Zuschnitt der Themen 
als kritischen Erfolgsfaktor ein. Betont wurde, dass der thematische und zeitliche Horizont weit 
über die aktuell laufenden Aktivitäten hinausgehen müsse. Freiheit, so die Argumentation, wäre 
gewonnen, wenn man außerhalb der Strukturen arbeite, die schon da sind. Kein Ressort dürfe 
schon vorab die eigene Position festgelegt haben, sonst lande man wieder bei der Ressortab-
stimmung im Sinne einer negativen Koordination. Gerade Themen mit zersplitterten und noch 
unklaren Zuständigkeiten böten die Chance, um miteinander informell zu arbeiten bevor die 
Themen in die Ressortlogik gehen (zum Beispiel in ressortübergreifenden Tandems). Dennoch 
wurde angemerkt, dass die Gefahr eines Zurückfallens in Partei- und Ressortlogiken über dem 
ganzen Prozess schweben würde. Daher sei die Rückführung in die Häuser vorab zu klären. Zu 
bedenkende Fragen wären dabei: Wer ist am Ende für die Umsetzung verantwortlich? Wer zei-
tigt Erfolge, wer schultert eventuelle Kritik? Wer stellt Mittel und Personen für den SV Prozess?  

Einerseits muss ein ausreichender Abstand zu laufenden Aktivitäten gewahrt sein, gleichzeitig 
müssen die Themen aus Sicht vieler konkrete Implikationen für die aktuell laufende Legislatur 
haben, sprich: relevante Themen adressieren und auch Ergebnisse für die Umsetzung liefern. 

Im Verlauf der Gespräche wurden einige Vorschläge für Themen gemacht, die sich für solche 
Prozesse eignen würden. Davon einige spontan, andere auf der Basis von Vorüberlegungen. 
Mit Abstand am häufigsten wurde das Thema Klimawandel genannt, von dem alle Ressorts 
massive Auswirkungen auf ihren Bereich erwarten. Weitere genannte Themen waren: One 
Health, Human Enhancement, Zukunft der Mobilität, Aufbau der Ladeinfrastuktur für Elektro-
mobilität, Zukunft der Verwaltung (mit Normenkontrollrat), Zukunft der Demokratie, Große 
Transformationsfragen, Lieferketten/Reshoring, außenpolitische Positionierung von Deutsch-
land in der Welt, Post Corona, planetare Kipppunkte. 

Thematisiert wurde auch die zielführendste Anzahl der Prozesse. 8-10 Prozesse pro Legislatur 
wurden von vielen als zu viel angesehen, die meisten favorisierten 2-4 Themen oder sogar 
zunächst einen Piloten, diese dann aber mit vollem Einsatz. Andernfalls bestehe das Risiko der 
Überforderung und damit der Diskreditierung des gesamten Prozesses. Man sollte, so der Te-
nor vieler, die Erwartungshaltung nicht zu hoch hängen, das Ganze zunächst als Lernprozess 
sehen und Flexibilität zum Nachsteuern bewahren. 
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Als wichtiger Erfolgsfaktor auch für den Lernprozess wurde betont, dass die SV Methode sorg-
fältig an das jeweilige Thema anzupassen sei und man keinesfalls einen Standardprozess für 
alle Themen vorsehen sollte. 

Ein Staatssekretärsausschuss allein wurde von der Mehrzahl der Befragten nicht als adäquater 
Weg gesehen um die ressortübergreifenden Prozesse zu begleiten, da sich hier zu schnell wie-
der das Zuständigkeitsdenken der Ressorts abbilde. Von einzelnen Interviewten wurde konsta-
tiert, dass der Ressortkreis in seiner jetzigen Form nicht die Legitimation habe, die Themen zu 
entwickeln. Präferiert war allgemein eine Einigung auf Kabinettsebene. Überhaupt wurde be-
tont, dass die Aktivität sehr hoch aufhängt sein und ein klares politisches Interesse aus der 
Koalition vorhanden sein müsse, damit die Ressorts den Prozess ernst nehmen, ihre „Top-
Leute“ schickten und eine Wirkung erzielt wird. 

Schließlich wurde davor gewarnt, dass zentrale Prozesse in Gefahr seien, sich von den Entschei-
dungsprozessen der Arbeitsebene abzukoppeln. Dies müsse durch Involvierung der Arbeits-
ebene auch in die Steuerung des Prozesses vermieden werden. 

6.2.2.4 Use Case C Zukunftsreporting 

Zustimmung 

Dieser am Beispiel des finnischen Govern-
ment Report on the Future entwickelte 
Use Case, fand nur bei sehr wenigen Inter-
viewten uneingeschränkte Zustimmung. 
Oft ergaben sich jedoch nach eingehende-
rer Überlegung Varianten, die auch für 
Deutschland sinnvoll erschienen (siehe 
unten Implementierungs-Bedingungen). 

Ein Aspekt, der breite Zustimmung fand, war die Idee einer regelmäßigen Einspeisung von Zu-
kunftsfragen auf Grundlage von Strategischer Vorausschau in die Kabinettsrunden und Kabi-
nettsklausuren. Mehrfach wurde die Erwartung geäußert, dass ein solcher Prozess politisch-
administrative Routinen schaffen würde. Denn die Minister:innen würden sich vorab über diese 
Themen durch ihre Ministerien unterrichten lassen. Insofern müsste sich jedes Ministerium mit 
den politisch relevanten Vorausschau-Fragen beschäftigen, so dass Strategische Vorausschau 
schließlich Teil eines politischen Prozesses würde. Hier wurde auch eine mögliche Verbindung 
mit den Überlegungen zur Sicherheitspolitischen Woche und zum Konzept eines Nationalen 
Sicherheitsrats gesehen. Eine weitere Parallele wurde auch zum Digitalkabinett gezogen, in 
dem die Ressorts ebenfalls zu bestimmten Themen informiert werden, was zu einer Bewusst-
seinsschärfung geführt habe.  

Darüberhinausgehend sahen einige Interviewte Use Case C mit der Frage nach Kommunikation 
mit dem Bundestag und der Öffentlichkeit verknüpft. So sei es wünschenswert, wenn ein Zu-
kunftsreporting, das relevante Zukunftsszenarien, zentrale Herausforderungen und Lösungs-
wege zusammenfasst, in einem Bericht der Bundesregierung an den Bundestag (einmalig pro 
Legislatur) bzw. eine öffentliche Rede der/s Bundespräsident:in fließe. So ließe sich dem Parla-
ment und der Bevölkerung gegenüber darstellen, dass und wie die Regierung vorausschauend 
handelt.  

 Finnland: Der finnische „Zukunftsbericht der Regie-
rung“ skizziert einmal in der Legislaturperiode wichtige 
Zukunftsthemen der Regierung. Er wird unter Mitarbeit al-
ler Ressorts erarbeitet und dem Parlament überreicht. 
Dessen „Zukunftsausschuss“ antwortet mit einem „Zu-
kunftsbericht des Parlamentes“ kurz vor Ende der Legisla-
tur. Dieser zeigt Zukunftsaufgaben auf, die auch von fol-
genden Regierungen adressiert werden müssen, bis sie der 
„Zukunftsausschuss“ als erledigt ansieht. 
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Bedenken 

Neben einigen Befürworter:innen gab es auch klar kritische Stimmen zu der Frage nach Kom-
munikation des Zukunftsreportings. So sei der Mehrwert für die Arbeit in den Ressorts zweifel-
haft, insbesondere, wenn auch noch auf Feedback aus der Öffentlichkeit reagiert werden 
müsse. Diese Einschätzung steht in Verbindung mit der von den Interviewten wahrgenomme-
nen Barriere beim Umgang der Öffentlichkeit mit unbequemen Ergebnissen (vgl. Barrieren Ka-
pitel 3).  

Das am häufigsten geäußerte Bedenken bezog sich auf eine mögliche Abschwächung des Be-
richts. Eine offizielle hoch aufgehängte Berichtsform würde zu einer Politisierung führen, die 
den Raum einer offenen Zukunftsdebatte einschränken würde. Unsicherheiten und unange-
nehme Fragen wie sie die SV typischerweise aufzeigt, würden keinen Platz darin finden. Jedes 
Ressort würde versuchen, seine Hauptbotschaften zu platzieren und die eigenen aktuellen Ak-
tivitäten herauszustellen. Damit, so einer der Interviewten, lande man bei einem eher unspezi-
fischen Regierungsbericht, bei dem „solange am Konsens geschliffen werde, bis nichts mehr 
drinstehe“. Auch wurde befürchtet, dass kein strategischer Mehrwert entstehen, sondern eher 
ein weiteres Sammelsurium von Einzelteilen, basierend auf zahlreichen Hausabfragen. Ein sol-
ches Reporting sei nur sinnvoll, wenn der Report auch gelesen würde und man bereit sei, da-
raufhin Änderungen vorzunehmen. So würden etwa die Risikoanalysen im Bevölkerungsschutz 
oft in der Hierarchie versacken (das 2020 in der Pandemie berühmt gewordene Beispiel ist die 
Risikoanalyse Pandemie von BBK und RKI aus dem Jahr 2012). Neben Ressortkonkurrenzen 
würden auch parteipolitische Konfliktlinien wirksam werden, die durch Strategische Voraus-
schau nicht verschwinden. Es bestehe die Gefahr, dass das Reporting zum Opfer politischer 
Prozesse werde und über eine Einmischung unterschiedlicher Interessengruppen, die um Auf-
merksamkeit kämpfen, politische Störgeräusche entstehen. Schließlich wurde befürchtet, dass 
sofort Instanzen auf den Plan treten würden, „die es besser wissen“. 

Erfolgsbedingungen 

Eine Reihe von Vorschlägen wurden gemacht, wie den Bedenken entgegengewirkt und wün-
schenswerte Aspekte des Zukunftsreportings sinnvoll umgesetzt werden könnten. 

Mehrfach wurde argumentiert, dass das Zukunftsreporting erst der zweite Schritt sein könne. 
Zunächst müsse ein gemeinsames Verständnis in der Regierung geschaffen werden und ein 
Kulturwandel vollzogen werden. Erst wenn man eine interministerielle Ebene etabliert habe, die 
mit den Ressorts interagiere, könne es gelingen, dass die Reflexion nicht auf einzelne Häuser, 
sondern auf die interministerielle Perspektive zielt. Um Teil eines politischen Prozesses zu wer-
den, müsse der Zukunftsreport allerdings im Koalitionsvertrag verankert werden. Wenn man 
sich regierungsseitig verständigt habe, dass das ein Thema sei, funktioniere auch die Einspei-
sung der Ergebnisse in die Häuser, so die Überlegung. Mehrere Interviewte äußerten, dass eine 
gemeinsame Risikolandkarte dringend erforderlich sei und ein solches Framing zielführender 
sein könnte als ein Reporting der Zukunftserwartungen. 

Ein weiterer öfters genannter Punkt ist die Involvierung externer Akteure in das Zukunftsrepor-
ting. Eine solche Außenperspektive könnte aus Sicht einiger eher sinnvoll sein als ein Selbstre-
porting der Bundesregierung. Argumentiert wurde zudem, dass sich die Schlagkraft erhöhe, 
wenn das Reporting nicht primär vom Bundeskanzleramt erstellt würde, so dass alle Ressorts 
es auch annehmen könnten. Das BKAmt könnte es anstoßen, externe Wissenschaftler:innen es 
durchführen und jedes Haus müsse sich dazu verhalten, z.B. in Jahr 3 der Legislatur. 
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Schließlich wurde von einer Reihe von Personen aus verschiedenen Ressorts, die eine Einrich-
tung des SV-Think Tanks (Use Case A) befürworteten, die Ausführung des Zukunftsreports über 
diese Einrichtung empfohlen. Dieser SV-Think Tank müsse dann mit dem Kabinett und dem 
Bundestag arbeiten. Es sei wichtig, dass der Prozess von höchster politischer Ebene mitgetra-
gen werde. Der Prozess müsse insofern gleichzeitig top-down und bottom-up herauswachsen. 

Schließlich wurde als erster Schritt für die unmittelbare Zukunft vorgeschlagen, zunächst zu 
beginnen, indem Elemente von Strategischer Vorausschau in der jährlichen Regierungsklausur 
platziert werden. Dies könnte den Boden bereiten für eine schrittweise Integration von struk-
turierten Auseinandersetzungen mit Zukünften in den politischen Prozess und einer Etablie-
rung eines sinnvollen Zukunftsreportings. Erfahrungen mit aktuellen SV Prozessen zeigten, 
dass auch Personen auf höchster Ebene solche kreativen Elemente positiv aufnähmen. Ein wei-
terer pragmatischer Vorschlag war es, einen übergreifenden Zukunftsreport zunächst aus den 
gemeinsamen Prozessen in Use Case C zu speisen und später dann, wenn alle Ressorts Kapa-
zitäten aufgebaut hätten, aus den einzelnen Ressortprozessen zu generieren. 

6.2.2.5 Use Case D Ressortübergreifendes Horizon Scanning 

Zustimmung 

Viele Interviewte mit Erfahrung in Strategischer Vo-
rausschau bewerteten das Horizon Scanning als 
den niedrigschwelligsten und einleuchtendsten 
Use Case. Innovative, technische Lösungen und gut 
bedienbare digitale Plattformen stünden zur Verfü-
gung, um auch automatisierte Scanning-Verfahren 
umzusetzen. So wurde in Interviews darauf hinge-
wiesen, dass beispielsweise Preview im AA bereits unter dem Label „Plain” technische Lösungen 
für andere Ressorts bereitstelle oder auch das Future Analysis Cooperation Tool (FACT) des 
BMVg genutzt werden könne. Auch BMU und UBA arbeiten an einer Horizon Scanning Infra-
struktur.  

Dem Horizon Scanning wurde das Potenzial zugeschrieben, ein Instrument für Transparenz- 
und Vertrauensbildung unter den Ressorts zu werden. Die Erfahrung, „dass wenn man selber 
mehr hineingibt, man auch mehr herausbekommt“, wurde als sehr wertvoll beschrieben. Auch 
wurde die Vermittlung der Ergebnisse an andere Referate im Haus („schaut mal hier drauf, ob 
wir das auf dem Schirm haben“) als einfacher als bei anderen „Vorausschau-Produkten“ wie 
etwa Szenarien beschrieben. Ein Horizon Scanning wurde auch als attraktives Produkt für die 
Leitung und Entscheidungsträger:innen gesehen, da diese oft großes Interesse daran hätten 
„nicht überrascht zu werden“ und für eine große Palette von Themen offen seien. Allerdings sei 
dies sehr abhängig von der persönlichen Affinität der jeweiligen Leitungsperson. 

Begrüßt wurde insbesondere auch die Auswertung von Quellen, die im politisch-administrati-
ven Alltag sonst eher wenig beachtetet würden wie Literatur, Kunst und Unterhaltung. Als po-
sitiver Effekt wurde zudem betont, dass durch die gemeinsame Reflektion der Vielfalt von Be-
obachtungen aus den verschiedenen Bereichen das Denken in horizontalen Ketten, die quer 
zu vertikalen Silos verlaufen, angeregt würde („Das BMG liest dann etwas über Versteppung“). 
Dies entspräche den realen Dynamiken eher als die Logik der Organigramme. Idealerweise, so 
eine geäußerte Hoffnung, könnte ein Horizon Scanning dazu führen, dass „schwelende“ bzw. 

 In Singapur werden auf der Basis des Ho-
rizon Scannings kontinuierlich „Emerging 
Issues“ mit Relevanz für Singapur identifiziert, 
aber auch „White Elephants“, also deutlich 
sichtbare aber verdrängte Themen. 
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an Relevanz gewinnende Themen nicht nur frühzeitiger identifiziert werden, so dass die Leitung 
von ihnen nicht überrascht wird, sondern man sich auch eher ein Herz fasst, diese anzugehen.  

Bedenken 

Einige Interviewte konnten diesem Use Case eher wenig abgewinnen. Insbesondere ist es für 
diese Ressortvertreter:innen schwer vorstellbar, wie ein Einspeisen über die Regierung hinweg 
praktisch organisiert werden solle. Befürchtet wird, dass hier ein hoher administrativer Aufwand 
entsteht und wenig kreative, bürokratische Routinen (Hausabfragen) entstünden. Auch wurde 
befürchtet, dass viele Ressorts zu sehr im Tagesgeschäft verhaftet seien und die Bereitschaft 
für ein kontinuierliches einpflegen von Signalen nicht immer gegeben sei. Schließlich wurde 
gewarnt, dass bei einer rein internen Umsetzung die Auswahl dessen, was das Horizon Scan-
ning umfassen soll, politisch getroffen wird. Für das Kanzleramt würde es schwierig sein, eine 
neutrale Position einzunehmen.  

Erfolgsbedingungen 

In den Interviews wurde betont, dass Gele-
genheiten das Horizon Scanning zu nutzen, 
geschaffen werden müssten. Der Nutzungs-
weg und die „Abholpunkte“ müssten sehr gut 
herausgearbeitet werden und das Verfahren 
auch ggf. sehr klar an die Öffentlichkeit kom-
muniziert werden, sonst hieße es am Ende: 
„Das war doch im Horizon Scanning, warum 
wurde nichts unternommen?“. Gerade bei der 
Beobachtung von schwachen Signalen und 
mit Blick auf unwahrscheinliche Ereignisse 
stelle sich die Frage der Handlungsimplikati-
onen. Nicht für jeden Extremfall können Res-

sourcen zur Vorbereitung oder Vorsorge eingesetzt werden, aber vielleicht sollten immerhin 
Pläne erstellt bzw. die fachlich zuständigen Stellen und Behörden frühzeitig über die Erkennt-
nisse informiert werden. Eine Einbeziehung externer Experten oder aber die konstante Zuarbeit 
an besonders hochrangige Personen, die viel Input erhalten, wurde vorgeschlagen. Auch in 
Hinblick auf die Interpretation der Signale wurde darauf hingewiesen, dass es eine besondere 
Fähigkeit brauche, um Korrelationen zu erkennen und Schlussfolgerungen zu ziehen. Es wurde 
geäußert, dass Einzelbeobachtungen weniger relevant seien, sondern eher Interesse an inte-
grierten Beobachtungen von schwelenden Themen besteht. 

Mehrfach wurde der Vorschlag gemacht, wegen der oben geschilderten Bedenken eher mit 
einem zentralen und ggf. auch extern erstellten Horizon Scanning zu beginnen und dieses 
dann gemeinsam auszuwerten. Dies müsse, so eine Anmerkung, durch Kuratierung und Dienst-
leistungen (z.B. komfortable Kommentarfunktionen) „veredelt“ werden, um für alle attraktiv zu 
sein. Auch die Möglichkeit, auf Anfrage vertiefende 
Analysen anzufertigen, wurde als akzeptanzfördernd 
berichtet. Bei Erfolg könne das Ganze ausgerollt wer-
den, und die Nachfrage zum Einspeisen würde in einer 
weiteren Phase automatisch steigen. Schließlich wurde 

 In Kanada wird Horizon Scanning 
nach einem anfänglich sehr breiten An-
satz jetzt in Themengruppen betrieben. 

 In Kanada wird das HS von dem Team Policy Ho-
rizons Kanada durchgeführt. Ministerialbeamte wer-
den regelmäßig in Workshops eingeladen, die Ergeb-
nisse gemeinsam zu diskutieren, und auch eigene Be-
obachtungen einzuspeisen. Die Befunde aus den Hori-
zon-Scans führen oft zu vertiefenden SV-Aktivitäten. 

 In Singapur finden sich vierteljährlich hohe Re-
gierungsbeamte zusammen, um über die Ergebnisse 
des Horizon Scannings zu diskutieren. 

 in UK ist man bestrebt eine ähnliche Routine ein-
zurichten („Heads of Horizon Scanning“). 
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der Vorschlag gemacht, das Horizon Scanning als Basis für andere SV Aktivitäten, z.B. das 
Zukunftsreporting (Use Case C), zu nutzen. Wichtig ist auch hier wieder, dass eine zentrale 
Stelle des Horizon Scannings keinen Anspruch erhebt, die identifizierten Felder auch automa-
tisch zu bearbeiten.  

Ein weiterer Vorschlag war, das Horizon Scanning thematisch einzugrenzen.  

6.2.2.6 Use Case E Forecasting Plattform 

Zustimmung 

Positiv wurde von den Interviewten vor allem die tech-
nische Infrastruktur (offene Plattform) und die Einbin-
dung von Schwarmintelligenz (tausende Beitragende) 
sowie das Aufdecken von blinden Flecken bewertet. 
Auch das spielerische Element des "Wettens" auf der 
Plattform wurde begrüßt. Schließlich wurde geäußert, 
dass der Prozess der Fragengenerierung hilfreich für ein Ressort sein könnte, um auch unan-
genehme Fragestellungen anzusprechen. Aus wissenschaftlicher Sicht wurde die empirische 
Evidenz der Funktion dieser Plattformen begrüßt. 

Bedenken 

Größtenteils ließen die Interviewten diesen Use Case jedoch unkommentiert oder standen der 
Idee skeptisch gegenüber, da ein solches System anfällig für Kritik und Manipulation sei und 
dem Missverständnis von SV als Vorhersagemethodik Tür und Tor öffne. Für den Bereich der 
Forschung wurde angemerkt, dass hier spezielles Wissen kleiner Forschungscommunities not-
wendig sei, um qualifizierte Aussagen zu treffen, sodass weder Schwarmintelligenz noch Su-
perforecasting-Eigenschaften hilfreich wären. Darüber hinaus hinterfragten einige der Inter-
viewten, ob Forecasting-Ansätze auch über Vorausschau-Horizonte von ein bis zwei Jahren 
hinaus für mittel- und langfristige Betrachtungszeiträume geeignet seien. 

Erfolgsbedingungen 

Superforecasting wurde von den Interviewten als innovativer Ansatz mit guter Berechtigung 
für spezifische Politikfelder (vor allem Außen- und Sicherheitspolitik) angesehen. Für den Ein-
satz in der gesamten Regierungsarbeit sprachen sich nur wenige Interviewte aus, wobei es von 
Interesse sein könnte, ressortübergreifend die Fragen und Ergebnisse zu diskutieren. Einige 
sprachen sich dafür aus, das Tool zumindest in kleinem Rahmen zu testen und dann ggf. weiter 
auszubauen. 

6.2.2.7 Use Case F Verankerung Zukunfts-Denken in der Arbeitskultur  

Zustimmung 

Aus der Analyse des Interviewmaterials geht hervor, dass sich viele Regierungsbeamte mehr 
offenen Austausch wünschen und SV Übungen als Möglichkeit sehen, diesen regelmäßig und 
abseits der Dringlichkeiten des Tagesgeschäfts zu organisieren.  

 Im UK wird die Superforecasting-
Plattform Cosmic Bazaar im Bereich der 
Außenpolitik genutzt um blinden Fle-
cken der eigenen Aufklärung entgegen-
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Die Notwendigkeit eines Wandels von Arbeitskultur und Führungskultur wurde von fast allen 
Interviewten geteilt. Allerdings sah die Mehrzahl dies als relativ unabhängig von der Strategi-
schen Vorausschau an. Dieser intendierte Wandel soll nach Ansicht der Interviewten vor allem 
durch weiterbildende Programme auf zwei Ebenen unterstützt werden: Leitende Beamte könn-
ten u.a. Nachwuchs ermutigen, die bestehende Kultur zu hinterfragen, SV Prozesse anzustoßen 
und agile Methoden einzubringen. Darüber hinaus könnten auf Leitungsebene SV Prozesse bei 
Leistungsmessung von Beamten berücksichtigt werden und auch Prozesse positiv gewertet 
werden, die nicht unmittelbar zu Erfolgen führen (Fehlerkultur). Auf operativer Ebene sollte die 
Kenntnis von SV durch Weiterbildungen gestärkt werden (bspw. durch verstärktes Angebot der 
BAKS-Schulungen). 

Als Anreiz für einen solchen Wandel in der Arbeitsweise der Bundesregierung wurde von In-
terviewten darauf hingewiesen, dass sich SV als glaubwürdiger, wissenschaftsbasierter Ansatz 
in Deutschland weiter entwickeln muss. Dementsprechend müssten Zukunftsforschung und 
strategische Vorausschau in der deutschen Wissenschaftslandschaft stärker gefördert werden.  

Auch die Bedeutung der öffentlichen Wahr-
nehmung von SV für deren Institutionalisie-
rung wurde von den Interviewten unterstri-
chen. So sollten SV Prozesse mit Öffentlich-
keitsarbeit und -beteiligung flankiert werden, 
woran auch Medien und die organisierte Zivil-
gesellschaft mitwirken könnten. So ließe sich 
politische Teilhabe, Transparenz und Vertrauen 
herstellen.  

Bedenken 

Als zentrale Barriere für Kulturwandel nannten die Interviewten die Überlastung mit dem Ta-
gesgeschäft und einen Politikstil, der auf Abarbeitung des Koalitionsvertrags beruht und keine 
Zeit und keinen Raum für (neue) Themen jenseits des Koalitionsvertrags lässt. Generell sei 
Skepsis geboten, da große Verwaltungsstrukturen gut darin seien, Verantwortlichkeiten zuzu-
ordnen und Zuständigkeiten zu definieren, und nicht darin, kreativ Ideen und Lösungen zu 
produzieren. Darüber hinaus wurde in einem Interview darauf hingewiesen, dass Begrifflichkei-
ten wie agiles Arbeiten oder Change-Management auf operativer Ebene als leere Worthülsen 
wahrgenommen werden könnten. 

Erfolgsbedingungen 

Die Auswertung der Interviews zeigt, dass die kulturelle Institutionalisierung von SV und dem 
damit verbundenen Kulturwandel nur dann gelingen kann, wenn ein sachlicher Umgang auch 
mit politisch problematischen SV Erkenntnissen, mit der Öffentlichkeit, mit Nicht-Wissen, Wi-
dersprüchen und Misserfolgen gefunden wird. In den Interviews wurde in diesem Zusammen-
hang wiederholt auf die Bedeutung von Weiterbildungen und Neueinstellung junger Mitarbei-
ter:innen hingewiesen. 

 In Finnland ist partizipative Vorausschau 
durch Bürgerkonsultationen ein zentraler Bestand-
teil des Zukunftsreportings und Impuls für das Re-
gierungshandeln. 

 In Kanada wurde durch intensive Medienarbeit 
in großen Teilen der Bevölkerung ein Verständnis für 
die Beschäftigung mit unsicheren, negativ besetzten 
und spekulativen Zukünften geweckt und damit die 
Barriere der Angst vor öffentlicher Kritik abgemil-
dert. 
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6.2.2.8 Use Case G Regulative Institutionalisierung 

Zustimmung 

Einige Interviewte äußerten die Erwartung, dass eine Formalisierung von SV mit Verankerung 
in der GGO oder den Gesetzgebungsprozess (in ähnlicher Weise wie Gesetzesfolgenabschät-
zung) dazu führen könnte, dass Kenntnis über SV zunimmt und die Legitimation, sich mit SV 
zu beschäftigen, steige. Dadurch könnten Freiräume entstehen, SV im Alltagsgeschäft stärker 
zu priorisieren. Andere wandten wiederum ein, dass solche Freiräume trotz Formalisierung nur 
dann entstünden, wenn die Leitung diese aktiv schaffe und SV nachfrage. 

Eine größere Offenheit herrschte jedoch für weniger strikte Formen der Einbettung in formale 
Prozesse. So wurde eine größere Varianz in Leitungsvorlagen und die Integration zukunftsori-
entierter Elemente wie etwa die explizite Nennung alternativer Annahmen begrüßt. Im Bereich 
des AA wurde eine Öffnung der Botschaftsberichte (DKOR) für „schwache Signale“ als Mög-
lichkeit genannt. 

Breite Zustimmung fand die Integration von SV in den Koalitionsvertrag als Form regulativer 
Institutionalisierung, die allerdings nicht Teil dieses Use Cases war. 

Schließlich wurde angemerkt, dass durch das Verfassungsgerichtsurteil zum Klimagesetz mit 
der Betonung der Pflicht zur intertemporalen Freiheitssicherung schon eine Form der regulati-
ven Institutionalisierung von SV stattgefunden habe. Dieses Urteil wurde auch international 
stark wahrgenommen und von unseren Interviewpartnern in UK ebenfalls als Stärkung voraus-
schauender Regierungsführung und SV Institutionalisierung interpretiert. 

Bedenken 

Die Auswertung zeigt, dass die große Mehrzahl der Interviewten regulative Institutionalisierung 
als Gefahr für den gewünschten Kulturwandel und agile Arbeitsweisen betrachtet. Es wird be-
fürchtet, dass die Verpflichtung zu SV Prozessen zu einer Verkümmerung zu einem bloßen 
Abhaken führt, zudem ein negatives Image der SV erzeugt. 

Erfolgsbedingungen 

Darüber hinaus wendet ein Interviewpartner 
ein, dass zunächst belastbare Erfahrungen 
vorliegen müssen, bevor SV regulativ insti-
tutionalisiert werden kann.  

 EU: In ihren 2021 aktualisierten Leitlinien und ih-
rem Instrumentarium zur Besseren Rechtsetzung sieht 
die Kommission vor, die formelle Einbeziehung der stra-
tegischen Vorausschau in die Politikgestaltung zu stär-
ken und dafür zu sorgen, dass bestehende und neue EU-
Rechtsvorschriften zukunftsfähig sind. 
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6.2.3 Organisatorische Verankerung in der Regierung 

6.2.3.1 Rolle Bundeskanzleramt 

Abbildung 20: Anzahl der Interviewten, die diese Rolle für das Bundeskanzleramt 
nannten (n=29) 

 
Abbildung 20 gibt einen Überblick über die Vorstellungen der Interviewten zur Rolle des Bun-
deskanzleramts in der Institutionalisierung von Strategischer Vorausschau. Abbildung 21 zeigt 
die Anzahl der kritischen Anmerkungen zu den einzelnen Funktionen. 

Abbildung 21: Anzahl der Interviewten die sich kritisch zu einigen Funktionen äußer-
ten (n=29) 

 
In den folgenden Abschnitten werden die Argumente für und wider die einzelnen Funktionen 
zusammengefasst. 

Aktive Koordination: Strukturierten integrierenden Austausch verstärken 

Unter den interviewten Regierungsbeamten bestand weitgehende Einigkeit darüber, dass die 
Rolle des aktiven Moderators, die das Referat 611 des Bundeskanzleramts jetzt ausübt, weiter-
geführt und sogar ausgebaut werden soll. Der informelle Austausch im Ressortkreis Strategi-
sche Vorausschau wurde als sehr wertvoll bezeichnet. Allein schon deshalb, weil kaum andere 
Austauschmöglichkeiten zwischen Ressortvertreter:innen jenseits formaler Abstimmungspro-
zesse existierten. Die Kolleg:innen wünschen sich eine Fortführung und eine verstärkte Unter-
stützung bei der Strukturierung des Austauschs. Dabei sollten immer auch die jeweiligen Ziele 
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klar kommuniziert werden. Ebenfalls begrüßt wird ein systematischer Austausch von Dokumen-
ten und Kontakten sowie ein Nachhalten und Aufzeigen von SV Aktivitäten im Ausland. Gleich-
zeitig wurde betont, dass der Ressortkreis SV in der aktuellen informellen Konfiguration kein 
Gremium für ressortübergreifende Strategieentwicklung oder Entscheidungen sein kann, weil 
die Mitglieder dort kein Mandat hätten, für das Ressort als Ganzes zu agieren. Was aber wie-
derum als Vorteil bezeichnet wurde, da ein viel offenerer Austausch möglich sei. 

Manche der anderen Funktionen könnten auch durch andere Stellen wie die BAKS geleistet 
werden. Aber der persönliche Austausch auf Ebene der Ressorts sei am besten beim BKAmt 
aufgehoben, da nur hier die Legitimation vorhanden sei. Mehrere Interviewte forderten, den 
Kreis auf weitere Regierungseinheiten, insbesondere die aktiven nachgeordneten Behörden 
auszuweiten und weitere Kreise zum Austausch mit anderen Akteuren anzuschließen. 

SV Nachfrage Erzeugen 

Sehr viele Interviewte unterstrichen, dass das Engagement des Bundeskanzleramts für Strate-
gische Vorausschau den SV-Einheiten in den Ressorts in ihrem Tun den Rücken stärkt und Le-
gitimation verleiht. Eine verstärkte Rolle als „Antreiber“ durch kontinuierliche Nachfrage nach 
SV Erkenntnissen wurde von vielen begrüßt. Manche äußerten, dass sie sich eine solche Nach-
frage auch von den fachlich zuständigen Bereichen des BKAmts wünschten. 

Unterstützung und Beratung von SV Aktivitäten 

Eine Reihe von Ressortvertreter:innen äußerten Bedarf nach einer Beratung und Unterstützung 
bei SV Aktivitäten. Dies umfasse praktische Aspekte wie Ausschreibungsmodalitäten und Iden-
tifikation geeigneter externer Partner, aber auch die gemeinsame Diskussion der Methoden-
designs und der Austausch von Ideen. Auch eine Handreichung zu der Anwendung der SV 
Methoden im Kontext von Regierungshandeln und Empfehlungen zur Gestaltung der Schnitt-
stelle zur Umsetzung von SV Ergebnissen wurde als hilfreich begrüßt.  

Es wurde jedoch auch betont, dass die Kolleg:innen nicht direkt in die Ressortprozesse einstei-
gen sollten, denn dies sei nicht Aufgabe des BKAmts. Auch müsse der Initiator immer das Res-
sort sein und die Motivation der eigene Nutzen. Dennoch würde auch hier das BKAmt auf die 
genannten politischen Grenzen stoßen. Entlastung biete hier jedoch die Methodenschulung 
der BAKS. Je mehr Methoden- und Prozesswissen die Ressorts selber aufbauen, desto weniger 
muss das BKAmt unterstützen 

SV Qualitätssicherung und Aufklärung 

Als eine wichtige Funktion einer zentralen Einheit wurde 
von einigen Interviewten die Sicherung der Qualität, 
Standards, Transparenz und Wissenschaftlichkeit der SV 
Methoden in der Regierung und eine kontinuierliche 
Methodenreflexion gesehen. 

Zudem wurde die konsequente Kommunikation der Po-
tenziale von SV in alle Teile der Regierung hinein befürwortet. SV, so die Einschätzung, sei noch 
immer zu sehr ein Nischenthema und zu wenig bekannt und anerkannt – insbesondere auch 
auf den Leitungsebenen. „Werbung“ für SV durch das BKAmt könne eine wichtige Hilfestellung 
beim Aufbau einer regierungsweiten SV Kultur sein. 

 Finnland: Hier wurde das gemein-
same Verständnis zentraler Foresight 
Konzepte als wichtige Grundlage des 
Foresight Systems betont. 
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SV Produkte und Prozesse 

Viele Interviewte standen SV Produkten vom BKAmt zwar prinzipiell offen gegenüber, in der 
Regel wurde jedoch kein ausdrücklicher Bedarf danach artikuliert. Überwiegend war die Mei-
nung, man habe ausreichend Input von Wissenschaft, Think Tanks und eigenen Einrichtungen. 
Es bestehe kein Erkenntnisdefizit, sondern ein Umsetzungsdefizit. Geäußert wurde auch, dass 
selbst bei faktischer Neutralität der Produkte die Anerkennung bei allen Ressorts schwer zu 
erreichen wäre, da Aktivitäten des Kanzleramtes immer der jeweiligen Partei zugeordnet wür-
den. Daher seien die knappen Ressourcen des BKAmts besser genutzt, wenn man sie für die 
Generierung eigener Produkte für die eigene Hausleitung (Kanzelr:in, ChefBK) und die Rollen 
als Koordinator und Impulsgeber fokussieren würde.   

Eine Ausnahme stellen hier methodenorientierte 
Produkte wie die oben erwähnten SV Handreichun-
gen dar, die von vielen positiv bewertet wurden. 
Auch ein vom BKAmt angestoßenes Horizon 
Scanning als Grundlage für ressortübergreifenden 
Austausch wurde von Einigen mit den in dem ent-
sprechenden Use Case geschilderten Rahmenbe-
dingungen begrüßt. Skepsis wurde von einigen Interviewten gegenüber vom BKAmt gesteuer-
ten, eigenen SV Prozessen geäußert. Hier würde man schnell in Ressortgefilde geraten, die SV 
am BKAmt sei ein „König ohne Reich“. In jedem Fall wurde die Erwartung geäußert, dass die 
jeweiligen Ressorts einbezogen werden, wenn die Thematik ihre Bereiche berührt, wenn das 
BKAmt mit einer guten Idee auf sie zukäme, würde man sich nicht verschließen. Einige Inter-
viewte begrüßten allerdings SV Prozesse des BKAmts, die sich auf die Zukunft Deutschlands 
insgesamt richteten. 

Begleitung der Use Cases B, C, D 

Die übergreifende SV Prozesse (Use Case B), das Zukunftsreporting (Use Case C) und das 
Horizon Scanning (Use Case D) könnten von dem SV Team des Kanzleramtes begleitet wer-

den. Alle Aktivitäten, so der Tenor, hätten jedoch mehr Gewicht und Schlagkraft, wenn man 
sich in der Koalition darüber einige und nicht eine Idee vom BKAmt dahinter stehe, da hier 
immer die politische Problematik aufkomme. Darüber hinaus befürchteten die Inter-
viewpartner:innen, dass das Engagement einer zentralen SV-Einheit eine erhöhte Abkopp-
lungswahrscheinlichkeit von den operativen Einheiten in den Ressorts zur Folge hätte. 

Allerdings wäre es noch weniger denkbar einem einzelnen Ressort die Federführung zu über-
geben (z.B. BMU für Horizon Scanning oder BMAS oder BMI für den SV-Think Tank). Dies 
würde erst recht eine Schieflage erzeugen. Ein (allerdings als wenig realistisch eingeschätzter) 
Vorschlag war, dass das BKAmt einen SV Haushaltstitel verwaltet, an die Ressorts ausgibt, diese 
bei der Umsetzung unterstützt und dann in Jahr 2 gemeinsam ein erstes Zukunftsreporting aus 
den Prozessen entwickelt wird.  

Randbedingungen 

Wie die Ausführungen oben zeigen, wurde stark für eine weniger steuernde und mehr vermit-
telnde Rolle des BKAmts in Sachen Strategische Vorausschau argumentiert. 

Mehrere Interviewpartner:innen merkten jedoch an, dass die Aussagen zu dieser Thematik un-
ter dem Vorbehalt wechselnder Randbedingungen unter einer neuen Kanzler:in und Kanzler-
amtsminister:in stehen. Sollte es dazu kommen, dass das BKAmt unter neuer Führung eine 

      Ähnliche Handreichun-
gen, die speziell auf die Bedarfe der Verwaltung 
zugeschnitten sind bieten Policy Horizons Ca-
nada, CSF Singapur, UK GOS Team und EC JRC 
CC Foresight. 
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stärker steuernde Funktion einnähme, könnten auch die Voraussetzungen für strategische Ak-
tivitäten und die SV im Kanzleramt völlig andere sein. Dann würde in der Tat eine stärkere 
Kapazität zur Durchführung eigener Prozesse mit breiten Kompetenzen benötigt. Auch in die-
ser Kanzlerschaft habe es, insbesondere in Krisen und bei großen Transformationsprozessen, 
Beispiele für eine starke strategische Rolle des BKAmts gegeben. Letztere könnte einen Refe-
renzrahmen für die SV bilden. Wenn man allerdings die Prozesse stärker in das Kanzleramt 
hineinzöge, läge dort auch die Verantwortung und damit ein Risiko für Kanzler:in, das Ressort-
prinzip schaffe Distanz. Das Grundgesetz ließe eine solche stärker steuernde Funktion durchaus 
zu, wobei es eine Frage der politischen Präferenzen sei, dies auch umzusetzen. 

6.2.3.2 Regierungsübergreifende Verankerung der SV 
Folgende Bedarfe an die Verankerung von SV wurden geäußert: 

1) Stärkung der dezentralen Kapazitäten in den Ressorts 

Es besteht weitgehende Einigkeit, dass jedes Ressort selbst seine SV Kapazitäten stärken muss 
und dazu die passende Vorgehensweise finden sollte. Allein schon von der Thematik her erge-
ben sich unterschiedliche Bedarfe. So ist etwa für Außen- und Sicherheitspolitik die Umfeldbe-
obachtung sehr wichtig, während für andere stärker konkrete Vorhabenplanung im Vorder-
grund steht. Andere wieder sind stark durch die Verfolgung normativer Langfristziele (SDGs) 
geprägt. Schließlich wurde betont, dass jedes Ressort auch mit seinen eigenen Stakeholdern 
arbeiten müsse. Auch die optimale Ansiedlung der SV (Stab oder Linie) unterscheidet sich je 
nach Ausrichtung der Stäbe und Charakter der Grundsatzabteilungen. Nach Einschätzungen 
der Interviewpartner:innen könnte jede einzelne SV-Einheit drei Stoßrichtungen verfolgen: (1) 
nach Innen im eigenen Haus Erkenntnisse und Prozesse in operative Einheiten hineintragen, 
(2) Interaktion mit seinen Stakeholdern und (3) Vernetzung unter den Ressorts und einer zent-
ralen Stelle. Eine solche Stärkung der Kapazität schaffe erst die Aufnahmefähigkeit für über-
greifende Prozesse (Absorption Capacity). Der Kapazitätsaufbau in den Ressorts erfordere Per-
sonalaufwuchs für die Strategische Vorausschau (bspw. auch über interne Priorisierung) und 
Weiterbildung der Mitarbeiter:innen im Bereich der Methoden Strategischer Vorausschau. 
Kurzfristig könnte dieser Bedarf durch Bereitstellung von externen SV Dienstleistungen über-
brückt werden (z.B. Pool externer Dienstleister mit Rahmenvertrag). 

Eine Strategische Vorausschau der Bundesregierung sollte möglichst wenig zentralisiert sein, 
um einer Abkopplung zu operativen Einheiten in den Ressorts entgegenzuwirken. Vorausschau 
sei am wertvollsten, wenn sie sich eng an den operativen Einheiten, die die Ergebnisse umset-
zen müssten, orientiere. Nutzer:innen müssten aber mitsteuern und gestalten können. Daher 
muss SV an der niedrigst-möglichen Ebene angesiedelt sein. Um Wirkung im Haus zu entfalten, 
müssen SV Themen dicht an Gestaltungsmacht sein und die richtige Granularität haben, so 
dass sie relevant für die Akteure in der Umsetzung sind. 

2) Etablierung von Integrationsmechanismen 

Es bestand Einigkeit, dass eine Koordination der SV Aktivitäten der Ressorts wünschenswert 
sei. Folgende Koordinationsstrukturen wurden diskutiert: 

• Einrichtung eines von allen Ressorts getragenen Regierungs-Think Tanks Strategische Vo-
rausschau mit explizitem Auftrag aus Koalitionsvertrag (vgl. Use Case A). Dieser Use Case 
traf auf breite Zustimmung. 

• SV-Einheit als Teil eines nationalen Sicherheitsrates im BKAmt angesiedelt, mit Staatssek-
retär:in, der/die mit den Ressorts umgeht (vielleicht 20-25 Dienstposten, vielleicht aus 
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Ressorts oder direkt BKAmt). Mehrfach wurde hier die Sorge geäußert, dass nicht alle 
Ressorts gleichermaßen angesprochen würden. 

• Verankerung auf Staatssekretärsebene, die den operativen follow-up gewährleisten kön-
nen. Hier wurden mehrfach Bedenken geäußert, dass eine zu rigide Formalisierung Flexi-
bilität und Freiheit einschränken könnte. Eine Alternative wäre die Einrichtung eines Ar-
beitskreises auf UAL-Ebene unter Federführung des Bundeskanzleramtes oder aber eine 
Stärkung der Rolle des vom BKAmt koordinierten „Ressortkreis Strategische Voraus-
schau“. 

• Direkte Koordination durch das BKAmt. Hier wurde wiederholt auf die Schwierigkeit ver-
wiesen, dass das BKAmt in Koalitionsregierungen aufgrund der Parteizuordnung immer 
nur begrenzten Einfluss habe.  

3) Schaffung eines SV Ökosystems über die Ressorts hinaus 

• Stärkung der freien Landschaft von SV Akteuren (Think Tanks, Wissenschaft), Schaffung 
von Freiraum für diese Akteure. Als Vorteil wurde hier der Wegfall der Restriktionen von 
Auftrags-SV genannt, die immer politisch eingehegt werden müsse. 

• Ausweitung des Ressortkreises auf mehr Regierungsakteure. Beispiel: Ressortkreis der Kri-
senplaner, hier sind immer wieder wechselnde Personen. 

6.3 Fazit 
Die Auswertung der Interviews zeichnet ein differenziertes Bild von einem möglichen Aufga-
ben- und Funktionsspektrum Strategischer Vorausschau in Deutschland und dem Verände-
rungsprozess auf dem Weg dorthin. Als wichtigster Beitrag der SV zu erfolgreichem Regie-
rungshandeln wird die Schaffung innovativer Formen von Zusammenarbeit an ganzheitli-
chen, langfristigen Lösungsansätzen quer zu existierenden Silos gesehen. Daneben steht 
das Training mentaler Modelle für einen besseren Umgang mit Unsicherheit, Wandel und 
Komplexität. Beides dient der besseren Erreichung ehrgeiziger Langfristziele (z.B. im Kon-
text der Nachhaltigkeitsstrategie) und der Unterstützung vorausschauender und vorsorgender 
Politik. 

Vielversprechende Ansätze zur Institutionalisierung von SV sind insbesondere das breite Aus-
rollen von Weiterbildung für SV Ansätze und innovative Arbeitsmethoden, die Einrichtung ei-
nes gemeinschaftlich, von den Ressorts gesteuerten, Regierungs-Think Tanks, der SV Prozesse 
und -Projekte in hoher Qualität bereitstellt und regelmäßig in Kabinettssitzungen und -klausu-
ren einspeist sowie die Verankerung der Nutzung Strategischer Vorausschau im Koalitionsver-
trag und die Vereinbarung erster konkreter Themen für ressortübergreifende SV Prozesse im 
Rahmen der ersten Kabinettsklausur. Das BKAmt kann in diesem Prozess vor allem als Koordi-
nator und Katalysator beitragen. Für einen gelingenden, regierungsweiten Prozess Strategi-
scher Vorausschau in Deutschland bedarf es schließlich eines grundsätzlichen politischen Wil-
lens, SV auf- und auszubauen und die Ergebnisse operativ zu nutzen sowie einer klaren Kom-
munikation – sowohl nach innen als auch in die Öffentlichkeit.  

In den Interviews wurde deutlich, dass die in der Literatur als „Standardkoordinationsform“ 
beschriebene „negative Koordination“ in der Ministerialverwaltung regelmäßig stattfindet und 
dass die involvierten Akteure deren Nachteile und Grenzen deutlich wahrnehmen. Da der Mo-
dus einer „negativen Koordination“ Politikergebnisse begünstigt, die aus einer Problemlö-
sungsperspektive suboptimal sind („Einigung auf den kleinsten gemeinsamen Nenner“), wer-
den andere Koordinationsansätze als eine Chance gesehen, komplexe Zukunftsfragen adäquat 
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anzugehen. Strategische Vorausschau wird deshalb von vielen Interviewpartner:innen mit der 
Erwartung verknüpft, eine „positive Koordination“ zwischen den Ressorts für ausgewählte, we-
sentliche Politikprobleme zu ermöglichen. Dass „positive Koordination“ nur für selektive Vor-
haben umsetzbar ist und nicht als Vision einer neuen Standardkoordination innerhalb der Bun-
desregierung taugt, ist breiter Konsens. 

In der Frage, wie eine „positive Koordination“ für ausgewählte Themen konkret erreicht und 
ausgestaltet werden könnte, gehen die Vorstellungen der Interviewpartner:innen auseinander. 
Dabei zeigen sich einige grundsätzliche Spannungslinien, die im Kapitel wissenschaftliche 
Grundlagen bereits angerissen wurden. Sehr deutlich wird das Spannungsfeld zwischen dem 
Wunsch nach einer stärkeren Institutionalisierung und Integration von SV in das Handeln der 
Bundesregierung einerseits und der vielfachen Ablehnung von Maßnahmen, welche die Auto-
nomie der Ressorts einschränken könnten (z. B. stärker steuernde Rolle des Bundeskanzleram-
tes beim Thema SV), andererseits. Ein weiteres Spannungsfeld besteht zwischen Formalisierung 
als einem Element der Institutionalisierung von SV und der Wahrnehmung, dass eine Formali-
sierung quasi-automatisch Kreativität und ergebnisoffenes Arbeiten einschränke, die Arbeits-
belastung in den Referaten unnötig erhöhe und das Denken entlang von Ressort- und Partei-
interessen fördere. 

Ein Ausweg aus diesem Dilemma scheint das Herauslösen von SV Strukturen aus den Struktu-
ren der Ministerialverwaltung und dem ministeriellen Tagesgeschäft zu sein, etwa durch die 
Etablierung eines SV-Think Tanks, der mit Mitarbeiter:innen der Ressorts und externen Ex-
pert:innen besetzt ist und organisatorisch unabhängig vom Bundeskanzleramt ist. Es ist des-
halb wenig verwunderlich, dass dieser Use Case auf eine hohe Zustimmung stößt. Der Vor-
schlag erscheint auch deshalb attraktiv, weil eine neue Arena der Zusammenarbeit geschaffen 
wird, wo die beteiligten Akteure außerhalb der ihnen in formalen Prozessen der Ressortabstim-
mung oder in etablierten Gremien zugewiesenen Rollen agieren können. Ressortkonflikte wer-
den damit nicht aufgelöst, aber zeitlich nach hinten verlagert. Ähnlich wie im Kommissionswe-
sen in Schweden oder Norwegen wird zunächst offen und unter Berücksichtigung unterschied-
licher Perspektiven mit Hilfe etablierter SV Methoden systematisch an einem Thema gearbeitet, 
bevor der stärker durch politische Verhandlungen und die Suche nach Kompromissen geprägte 
Prozess der Ressortabstimmung stattfindet. Eine Übersetzung von SV Erkenntnissen in kon-
krete Politik ist so für komplexe Zukunftsthemen, die immer einen ressortübergreifenden Cha-
rakter haben, wahrscheinlicher als bei ähnlich arbeitenden ressortinternen Einrichtungen. 

Insgesamt bestätigen die Interviews, dass eine Institutionalisierung von SV eine Berücksichti-
gung der Rahmenbedingungen im deutschen Regierungssystem erfordert. Aufgrund des star-
ken Ressortprinzips sind internationale Ansätze, die eine zentrale Steuerung durch die Regie-
rungszentrale erfordern, nicht eins zu eins übertragbar. Berücksichtigt werden muss auch, dass 
Regierungen in Deutschland Koalitionsregierungen sind – die Rolle des Koalitionsvertrages für 
das politische Handeln der Regierung und die Bedeutung der Gremien zur Abstimmung der 
Zusammenarbeit zwischen den Koalitionspartnern sind zu beachten. Beide Faktoren – starkes 
Ressortprinzip und Koalitionsregierungen – legen Institutionalisierungsansätze nahe, die den 
etablierten Politikstil inkrementell und über einen längeren Zeitraum verändern. Flankierend zu 
den Maßnahmen einer organisatorischen und regulativen Verankerung von SV sind Maßnah-
men, die auf persönliche Kompetenzen und einen schrittweisen Kulturwandel abzielen, von 
großer Bedeutung. Fortbildungen zu SV Methoden und zu Verhandlungs-, Konfliktmanage-
menttechniken und Führungsfragen sind dabei ein notwendiger, aber nicht hinreichender Bau-
stein. Wesentlich ist darüber hinaus, dass entsprechende Kompetenzen bei der Besetzung von 



 

Fraunhofer ISI  |  85 

 

Führungspositionen und Beförderungsentscheidungen Berücksichtigung finden und dass eine 
Arbeitskultur gefördert wird, in der die Auseinandersetzung mit strategisch wichtigen Fragen, 
mit komplexen und teils auch „unbequemen“ und stark konfliktbehafteten Themen hinreichend 
priorisiert wird. Hierzu gehört auch, dass nicht nur auf der Arbeitsebene, sondern auch auf den 
ministeriellen Leitungsebenen Kapazitäten und Freiräume sowie Strukturen für die Beschäfti-
gung mit diesen Themen geschaffen werden und keine dauerhafte Priorisierung des Tagesge-
schäfts stattfindet. 
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7 Institutionalisierung Strategischer Vorausschau in das Regie-
rungshandeln: Ziele, Wege und Optionen 

7.1 Vorgehen 
Die Ergebnisse beruhen auf einer Integration der theoretischen Grundlagen und Literaturauf-
arbeitung und den in den Interviews mit den Akteuren aus den Ressorts geäußerten Barrieren, 
Bedarfen und Vorschlägen, die in den vorangegangenen Kapiteln 3, 5 und 6 erläutert wurden. 
Eine besondere Rolle spielen dabei, die von den Interviewpartner:innen aus den Ressorts vor-
genommenen Bewertungen der sieben „Use Cases“. Diese Ergebnisse werden flankiert mit den 
in Kapitel 4 vorgestellten internationalen Erfahrungen.  

Im Folgenden stellen wir erst die Ziele der Institutionalisierung sowie einige grundlegende 
Überlegungen zu dem Vorgehen bei der Institutionalisierung vor und skizzieren dann mögliche 
Optionen für die Institutionalisierung Strategischer Vorausschau in einem Gesamtsystem. Ab-
schließend werden die Optionen vergleichend dargestellt und bewertet.  

Abbildung 22: Skizze des Studiendesigns (AP 5) 

 

7.2 Ziele und Funktionen einer Institutionalisierung von SV im Re-
gierungshandeln 

Als oberstes übergeordnetes Ziel der Institutionalisierung von SV im Regierungshandeln ergibt 
sich die Etablierung einer vorausschauenden und vorsorgenden Politik, die schwelende 
Themen frühzeitig erkennt und proaktiv aufgreift und komplexe Zukunftsherausforde-
rungen kompetent adressiert und damit der Forderung des Bundesverfassungsgerichts nach 
Freiheitssicherung auch für zukünftige Generationen überzeugend nachkommt. 

Dazu kann die Institutionalisierung von SV in der Regierung vier wesentliche Beiträge leisten: 

• Schaffung innovativer Formen von Zusammenarbeit an ganzheitlichen, langfristigen Lö-
sungsansätzen quer zu existierenden Silos, 

• Breite Stärkung der Kompetenz im Umgang mit Unsicherheit, Wandel und Komplexi-
tät/Risikokultur von Einzelnen und Verwaltungseinheiten (Training mentaler Modelle), 

• Öffnen von Denkräumen für neue (auch experimentelle) Politikansätze, 
• Breite Bereitstellung von Zukunftsperspektiven (SV Produkte). 

Um diesem Aufgabenspektrum gerecht zu werden, übernimmt eine institutionalisierte SV fol-
gende Funktionen:  

Institutionalisierte SV schafft Freiräume für innovative Zusammenarbeit über die Grenzen 
von Politikbereichen hinweg. Dabei entsteht Wissen, das über die Summe aller einzelnen 
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Erkenntnisse in den Ressorts hinauswächst. Synergieeffekte werden aufgedeckt und horizon-
tale Perspektiven gestärkt. Konkret initiiert und begleitet eine institutionalisierte SV ress-
ortübergreifende Vorausschau-Prozesse. Besonders langfristige und transformative Poli-
tikansätze werden frühzeitig über SV Prozesse koordiniert (selektive positive Koordination). 

Institutionalisierte SV generiert zukunftsorientierte Perspektiven, speist diese „SV Produkte“ 
kontinuierlich in die Regierungsarbeit ein und unterstützt die Verwaltungsmitarbei-
ter:innen dabei, solche Erkenntnisse selbst zu gewinnen. Ein solches „Denken auf Vorrat“ 
umfasst eine breite Palette von Elementen. Ein wichtiger Bestandteil ist die Früherkennung. 
Diese liefert Hinweise auf beginnende Entwicklungen, „schwelende Themen“, aufkommende 
Chancen und Risiken sowie disruptive Potenziale ( Wild Cards) und spricht dabei vor allem 
auch unbequeme und tabuisierte Themen an. Ein wichtiger Aspekt ist auch die Erarbeitung 
geeigneter Darstellungsformen wie Chancen- und Risikolandkarten oder Zukunftsradare, die 
die gemeinsame bereichsübergreifende Interpretation unterstützen. Andere Elemente sind 
Skizzen alternativer Zukunftspfade ( Szenarien), geteilte Zielvorstellungen ( Visionen), neue 
Narrative und robuste Langfriststrategien mit Beobachtungssystemen. 

Damit die eingespeisten Zukunftsperspektiven Wirkung entfalten können, muss eine instituti-
onalisierte SV die Überführung in Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse im politisch-
administrativen System absichern. Sie verfügt über Kanäle und Ressourcen, um die Anschluss-
fähigkeit zu administrativen und politischen Prozessen zu gewährleisten. Dazu gehört die ziel-
gruppen- und bedarfsspezifische Aufbereitung der zukunftsorientierten Einsichten aus dem 
„Denken auf Vorrat“ und die Pflege der Schnittstellen in die operativen sowie strategischen 
Ebenen der Regierung sowie in die Öffentlichkeit. 

Eine institutionalisierte SV stärkt durch gezielte Interventionen die Verwaltungsakteure in ei-
nen kompetenten Umgang mit Wandel, Komplexität und Unsicherheit. Dazu gehören auf 
der Wahrnehmungsseite eine Sensibilisierung für die Möglichkeit disruptiver und unerwarteter 
Entwicklungen, eine Schärfung des Bewusstseins für blinde Flecken und Wahrnehmungsfilter 
sowie das kontinuierliche Hinterfragen von Annahmen. Zum anderen beinhaltet es im Bereich 
der Lösungsentwicklung die Förderung einer reflektierten Risikokultur sowie die Ermutigung 
zu experimentellen Politikansätzen. Zentral für die Wahrung dieser Funktion sind verstetigte 
SV Interventionen auf allen Ebenen der Ministerialverwaltung zum Training der „mentalen Mo-
delle“ sowie die Integration geeigneter Elemente in Verwaltungsroutinen. 

Eng verknüpft damit ist die Funktion der breiten Kompetenzentwicklung in SV Methoden und 
Ansätzen in der Verwaltung. Dazu gehört auch die Etablierung von Standards zur Qualitäts-
sicherung von SV Ansätzen und deren konsequente Kommunikation in die Regierung, um die 
Transparenz und Anerkennung von SV zu stärken. 

Eine institutionalisierte SV in der Regierung muss in Interaktion mit dem erweiterten SV 
Ökosystem in Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft treten und zwar sowohl um deren 
Impulse aufzunehmen als auch um Fragen und Befunde einzuspeisen. Zudem fördert sie aktiv 
ein geteiltes Verständnis wesentlicher Grundkonzepte der Strategischen Vorausschau 
über die verschiedenen Akteure hinweg. Diese Funktion umfasst auch die Etablierung von Bür-
gerbeteiligung und Öffentlichkeitsarbeit. Zudem steht die Regierungs-SV in einem engen 
Austausch mit internationalen SV Netzwerken. 

Schließlich leistet eine institutionalisierte SV im deutschen Regierungshandeln die Koordina-
tion von SV Aktivitäten innerhalb der Bundesregierung und widmet sich der kontinuierli-
chen Weiterentwicklung der Institutionalisierungsprozesse, darunter dem Aufbau einer 
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gemeinsamen SV Infrastruktur, dem Testen neuer SV Ansätze und der Einbeziehung weiterer 
Organe wie dem Bundestag. 

7.3 Vorgehen bei der Institutionalisierung von SV im Regierungs-
handeln 

Um SV zu institutionalisieren, also zu einer regelmäßigen Anwendung von SV Methoden und 
politischen Auseinandersetzung mit SV Ergebnissen zu gelangen, wurde eine angemessene 
regulative und organisatorische Institutionalisierung als wesentlicher Erfolgsfaktor herausge-
arbeitet, da die damit verbundene politische Legitimation als wesentlich für die Überführung 
von SV Erkenntnissen in politisches Handeln betrachtet wird. Die Aufnahme von SV in eine 
regierungsübergreifende Verabredung wird dabei – unabhängig von dem präferierten Insti-
tutionalisierungsmodell – als realistischster Weg gesehen, um über die vorhandenen ressort-
spezifischen SV Aktivitäten hinauszugehen und insbesondere ressortübergreifende SV Aktivi-
täten zu fördern. 

Organisatorische Maßnahmen, also die Festlegung von Zuständigkeiten und Kompetenzen 
im Zusammenhang mit SV, sind ebenso elementar und eng mit Entscheidungen über perso-
nelle Ressourcen und Budgetfragen verknüpft. Gleichzeitig ist bei der Einordnung und Bewer-
tung der unterschiedlichen Institutionalisierungsoptionen zu berücksichtigen, dass eine orga-
nisatorische Institutionalisierung nicht zwingend dazu führt, dass SV auch Wirksamkeit entfal-
tet, da diese Frage eng an Prioritäten der politischen Leitung geknüpft ist. Organisatorische 
Maßnahmen, die vor allem einen Symbolcharakter haben, sind zu vermeiden. Formal-organi-
satorisch sind im Zusammenhang mit der Institutionalisierung von SV in der Bundesregierung 
die oben genannten Funktionen abzubilden, wobei für die konkrete Umsetzung jeweils ver-
schiedene Varianten denkbar sind. 

Während eine weiterführende Institutionalisierung von SV innerhalb der Bundesregierung die 
Voraussetzung dafür darstellt, über eine punktuelle Nutzung von SV Methoden und SV Ergeb-
nissen im Rahmen von Einzelinitiativen hinauszukommen, besteht gleichzeitig die Gefahr, dass 
insbesondere Ansätze einer regulativen Institutionalisierung eine rein formale Erfüllung von SV 
Anforderungen ohne inhaltlichen Mehrheit mit sich bringen könnten. Die Erfahrungen mit der 
Institutionalisierung der Gesetzesfolgenabschätzung, deren in der GGO verankerte Anforde-
rungen vielfach durch eine rein formale Erfüllung ohne systematische Alternativenprüfung und 
Folgenanalyse formal-bürokratisch abgearbeitet werden, dienen hier als Negativbeispiel.  

Es gilt also, eine Institutionalisierungsform zu finden, die zu einer regelmäßigen Nutzung 
von SV in der Politikentwicklung führt, ohne dass SV zu stark formalisiert und inhaltlich 
ausgehöhlt wird. Da SV Denkfreiheit erfordert, bieten Institutionalisierungsansätze, die (in ei-
nem ersten Schritt) eine ergebnisoffene Analyse außerhalb des Korsetts des bürokratischen 
Zuständigkeitsdenkens und der Ressortkonflikte ermöglichen, in dieser Hinsicht große Vorteile. 
Gleichzeitig ist (in einem zweiten Schritt) eine Verknüpfung mit politischen Entscheidungspro-
zessen innerhalb der Bundesregierung (ergo: mit der Spitze der Ministerialhierarchie) unerläss-
lich, um Wirksamkeit zu erzielen. 

Diese Anbindung an regierungsinterne Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse bringt 
notwendigerweise mit sich, dass Interessen und Machtfragen relevant werden. Ein Grund-
hemmnis hierbei ist, dass die politische Profilierung mit SV Themen schwierig ist, da diese zu-
kunftsgerichtet sind, während politische Entscheidungsträger auf aktuelle Herausforderungen 
reagieren (müssen) und deshalb stark von der Tagespolitik vereinnahmt sind. 
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Für die Bewertung der verschiedenen Institutionalisierungsoptionen spielen institutionelle 
Rahmenbedingungen und Restriktionen eine Rolle. Im deutschen Regierungssystem stellen 
insbesondere das Ressortprinzip, das Kanzlerprinzip (Richtlinienkompetenz) und das Ka-
binettsprinzip wesentlichen Rahmenbedingungen für die Arbeit innerhalb der Bundesregie-
rung dar. Das Ressortprinzip ist in Deutschland stark ausgeprägt und schlägt sich in der Praxis 
häufig in einem Silodenken nieder. Diese prägt nicht nur die inhaltliche Arbeit, sondern vieler-
orts auch Karrierestrukturen und -anreize. Ein SV Kulturwandel kann daher nicht allein über 
Weiterbildung vorangetrieben werden, sondern sollte auch Veränderungen in den Karrierest-
rukturen und –anreizen umfassen. 

Aus den bisherigen Überlegungen kristallisieren sich Elemente heraus, die eine Institutionali-
sierung Strategischer Vorausschau in jedem Fall umfassen sollte, um die Zukunftsorientierung 
des Regierungshandelns zu stärken. Um ihre Wirkung jedoch voll und dauerhaft entfalten zu 
können, müssen diese Elemente in ein Gesamtkonzept eingebunden sein. Im Folgenden skiz-
zieren wir auf der Basis der Ergebnisse unserer Untersuchung zunächst die einzelnen Elemente 
und dann drei Optionen für ein solches Gesamtkonzept der Institutionalisierung Strategischer 
Vorausschau im Regierungshandeln.  

7.4 Kernelemente einer Institutionalisierung Strategischer Voraus-
schau im Regierungshandeln 

Aus den Erkenntnissen ergeben sich folgende Kernelemente einer Institutionalisierung Strate-
gischer Vorausschau im Regierungshandeln. Diese Maßnahmen werden von der Theorie und 
den Interviews national und international breit gestützt. 

Ausbau und Verstetigung bisheriger Ansätze 

• Koordination und Zusammenführung der SV Aktivitäten der Ressorts durch Weiterfüh-
rung und punktuelle Ausweitung der Treffen des Ressortkreises Strategische Vorausschau 

• Ausbau der SV Kapazitäten in allen Ressorts und im BKAmt 
• Weiteres Ausrollen der von der BAKS durchgeführten Weiterbildung (Methodenseminar 

Strategische Vorausschau) und Ergänzung um Transformations- und Kooperationskom-
petenzen 

• SV Qualitätssicherung, d.h. Vorantreiben eines gemeinsamen Verständnisses zentraler 
Konzepte der SV in der Regierung, Entwicklung und Kommunikation von transparenten 
Standards und Qualitätskriterien sowie Leitlinien für Methodenauswahl  

• Interaktion mit Medien und Öffentlichkeit zum Thema Vorausschau. 
• Weiterentwicklung des SV Methodenportfolios und Experimentieren mit neuen Ansätze. 
• Unterstützung der SV Aktivitäten der Ressorts insbesondere bei der Methodenauswahl. 
• Bereitstellung von flankierenden Materialien zur Durchführung von SV Prozessen. 
• Verstärkte Vernetzung mit der SV Landschaft Wissenschaft und Praxis im In- und Ausland.  
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Etablierung neuer Strukturen für regierungsübergreifende Zukunftsauseinandersetzun-
gen 

• Ressortübergreifende Vorausschauprozesse zu herausragenden Zukunftsthemen40 
• Einige wenige ausgewählte zukunftsrelevante Querschnittsthemen werden von mehreren 

oder allen Ressorts in strukturierten SV Prozessen bearbeitet. Dort wird ein gemeinsames 
Verständnis von Systemdynamik41 und Handlungsoptionen sowie ggf. eine gemeinsame 
Langfrist-Strategie entwickelt. Dabei kommen je nach Themengebiet verschiedene SV 
Methoden zum Einsatz, von Multi-Stakeholder Szenarioprozessen über Zukunftskonfe-
renzen mit Bürger:innen bis hin zu Strategieprozessen in kleinen ressortübergreifenden 
Gruppen.  

Ein Bestandteil der übergreifenden Vorausschauprozesse kann die partizipative Entwick-
lung von ehrgeizigen Zielen („Missionen“) im Sinne missionsorientierter Politikansätze 
sein (Mazzucato 2021). Umgekehrt schließen missionsorientierte Politikansätze in der Regel 
partizipative Vorausschauprozesse als Zwischenschritt ein. Die Auswahl der Themen und die 
Einspeisung in die Umsetzung erfolgt je nach Option unterschiedlich, wird jedoch stets auf 
hoher politischer Ebene begleitet. 

Die Ausarbeitung konkreter Maßnahmen erfolgt in direkter Interaktion mit den jeweiligen ope-
rativen Einheiten. Ein Thema, das in mehreren Interviews genannt wurde, war der Klimawandel. 
Weitere beispielhaft genannte Themen waren Verwaltung der Zukunft, Deutschlands Rolle in 
der Welt, planetare Gesundheit, Human Enhancement, Künstliche Intelligenz, planetare Kipp-
unkte, Zukunft der Mobilität, Aufbau der Ladeinfrastuktur für Elektromobilität, Zukunft der De-
mokratie, Lieferketten der Zukunft. 

• Regierungsübergreifender Horizon Scanning 
Prozesses 

Den in den Interviews geäußerten Bedarfen und Be-
denken folgend sehen alle drei Optionen vor, dass 
eine eigene Einheit die Generierung der Inhalte des 
Horizon Scannings übernimmt, die Interpretation 
(„Sense Making“) aber regierungsübergreifend 
stattfindet. Dies dient insbesondere zu Identifizie-
rung „schwelender Themen“ und „blinder Flecken“, 
etwa durch Erstellung einer gemeinsamen Risiko-
landkarte. 

                                                 
40 Vgl. Use Case B in Kapitel 6 
41 Einflussfaktoren, Chancen, Risiken, mögliche Disruptionen, Spannungen, zu beobachtende Indikatoren ... 

Regierungsübergreifendes Horizon Scanning 
aktiv oder im Aufbau in: 

 UK: Steuerbehörde HMRC 

 Kanada: Policy Horizons Canada (PHC) 

 Singapur: Centre for Strategic Futures 

 EU: JRC Competence Centre Foresight 

 Finnland: Verteiltes SV Netzwerk 

  Spanien: An der Erarbeitung der Zukunftsstrategie España 2050 waren 100 Forscher:innen verschiedener 
Disziplinen aus 30 Universitäten und Forschungseinrichtungen, 170 Institutionen aus Gesellschaft, Politik und Wirt-
schaft, 18 Autonome Regionen an 40 Tagen /September/November 2021) beteiligt. 

 Finnland: Das SV Ökosystem bestehend aus Akteuren in Wissenschaft, Gesellschaft und Wirtschaft und deren 
kontinuierlicher Austausch speist die SV Prozesse der Regierung. 

 Singapur: intensiver Austausch mit SV-Akteuren weltweit über Konferenzen und gezielte Programme. 
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Langfristig ist die Einbeziehung von Verwaltungsmitarbeiter:innen aus allen Bereichen auch in 
das „Scouting“, also die Erfassung der Anzeichen, denkbar. Wichtig ist es, die erheblichen Vor-
arbeiten in mehreren Ressorts (UBA/BMU, AA, BMVg, BMAS, BMBF, BKAmt) zu verknüpfen und 
den Austausch der Beobachtungen und Interpretationen quer über die Ressorts anzuregen. 

Dauerhafte organisatorische, regulative und kulturelle Institutionalisierung 

• Etablierung einer Schnittstelle zur Überführung von SV Erkenntnissen in Entscheidungen 
• Integration von SV Ansätzen in organisatorische Routinen 
• Kulturwandel durch regelmäßige SV Interventionen und Modifikation von Karrierestruktu-

ren und Anreizen 
• Ausweitung der Institutionalisierung auf immer weitere Elemente des politischen Systems 

wie etwa den Deutschen Bundestag und Stärkung der partizipativen Elemente 

  

 Finnland: Hier wird pro Legislaturperiode ein Zukunftsreporting zwischen Regierung und dem am Parlament 
fest verankerten Zukunftsausschuss (Committee for the Future) verhandelt. Dadurch bleiben langfristige Aufgaben 
auch über die Legislaturperiode hinweg für die nächste Regierung erhalten. Vor allem aber wird kontinuierlich ein 
landesweiter Diskurs über die Zukunft des Landes genährt, in dem zunehmend auch Bürgerinnen und Bürger in-
volviert sind. 
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7.5 Optionen: Gesamtkonzepte für eine Institutionalisierung Stra-
tegischer Vorausschau im Regierungshandeln 

Im Folgenden beschreiben wir drei Optionen für ein Gesamtkonzept der Institutionalisierung 
Strategischer Vorausschau im Regierungshandeln. Alle drei Optionen adressieren die heraus-
gearbeiteten Anforderungen, umfassen die einzelnen Elemente jedoch auf verschiedene Weise. 

7.5.1 Option 1 Verteilte Strategische Vorausschau 

Dezentrales Modell mit breitem Kompetenzaufbau in den Ressorts und koordinieren-
dem Referat im Bundeskanzleramt 

Option 1 ist eine inkrementelle Fortführung des bisherigen Institutionalisierungsansatzes mit 
einer überwiegend dezentralen Steuerung der SV Aktivitäten der Bundesregierung. Der Kapa-
zitäts- und Kompetenzaufbau in den Ressorts wird fortgesetzt und gleichzeitig die koordinie-
rende Rolle der SV-Einheit im Bundeskanzleramt weiterentwickelt. 

In dieser Option wird in einer regierungsübergreifenden Vereinbarung, etwa einem Kabinett-
beschluss, der Wille zum Ausbau vorausschauender Ansätze als Arbeitsweise der Regierung 
betont. Zudem wird festgelegt, dass die Ressorts – soweit nicht schon vorhanden – interne 
Zuständigkeiten für SV definieren und ihre diesbezüglichen Kapazitäten in der laufenden Le-
gislaturperiode weiter ausbauen. Weiterhin werden ein oder zwei konkrete ressortübergrei-
fende SV Projekte zu zukunftsrelevanten Themen festgelegt, die innerhalb der Legislaturperi-
ode von mehreren (oder allen) Ressorts gemeinsam wie oben beschrieben über SV Prozesse 
bearbeitet werden. 

Organisatorische Institutionalisierung 

Die Ressorts bauen bestehende Kapazitäten für SV weiter auf und aus. Ziel ist, dass in allen 
Ressorts ein Kapazitätsaufbau stattfindet, sodass eine von außen klar erkennbare Zuständigkeit 
für das Thema besteht (Abbildung von SV im Organigramm), das Thema ressortintern gut an 
die Hausleitung angebunden ist und personelle Kapazitäten und Kompetenzen zur Durchfüh-
rung von SV Prozessen – ggf. in Kooperation mit anderen Ressorts – vorhanden sind. Ob die 
Zuständigkeit für SV ressortintern in Form einer Stabsstelle organisiert wird oder die Zustän-
digkeit in der Linie (z. B. in Grundsatz- oder Planungsabteilungen) verankert wird, liegt auf-
grund des Ressortprinzips in der Entscheidungskompetenz der jeweiligen Minister:in und kann 
sich deshalb ressortspezifisch unterscheiden.  

Wichtig ist in jedem Fall eine gute Anbindung der zu-
ständigen Einheit in den Ressorts an die Ressortlei-
tung. Diese politische Anbindung wäre für eine Stabs-
stelle formal-organisatorisch unmittelbar gegeben, 
kann aber auch in der Linie erreicht werden, beispiels-
weise indem die ressortinterne Einheit regelmäßig an 
die Ressortleitung berichtet. Die Leitungsanbindung 

ist nicht nur wichtig, um ressortinterne SV Interventionen anzustoßen und umzusetzen, son-
dern auch, um die Ergebnisse dieser SV Interventionen in politische Entscheidungsprozesse 
einzuspeisen. Auch für die Planung ressortübergreifender SV Projekte ist ein guter Informati-
onsfluss der ressortinternen zuständigen SV-Einheit zur Ressortleitung wichtig.  

 In Finnland verfügen alle Ministerien 
über eigenen SV Kapazitäten. Eine sehr 
kleine Gruppe bei der Premierministerin ko-
ordiniert die regierungsübergreifende Stra-
tegische Vorausschau in enger Interaktion 
mit Vertreter:innen aller Ministerien. 
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Die Durchführung von SV Projekten in den Ressorts erfolgt in enger Kooperation mit den Fach-
referaten im Ministerium. Ggf. werden nachgeordnete Behörden in diese Arbeit eingebunden. 
Die Unterstützung durch nachgeordnete Behörden ist ressortspezifisch unterschiedlich ausge-
prägt. Die in einigen Bundesministerien (etwa im BMU und im BMVg) bereits etablierten SV 
Arbeitsbeziehungen mit einer nachgeordneten Behörde werden fortgeführt und weiter ausge-
baut. 

Die ressortinterne Verankerung von SV wird ergänzt durch eine leichte personelle Stärkung 
der bereits vorhandenen SV-Einheit im Bundeskanzleramt als dezidiertes Referat für 
Strategische Vorausschau mit 4-5 Mitarbeiter:innen des höheren Dienstes. Die Einheit 
könnte in einer Abteilung oder in dem Stab angesiedelt sein. 

Aufgabenverteilung 

In dieser Option nutzen die Ressorts die zunehmend gestärkten SV Kapazitäten, um in ihrem 
Zuständigkeitsbereich SV Prozesse durchzuführen und SV Infrastrukturen aufzubauen, darun-
ter etwa fachspezifische Horizon Scanning Systeme, wie sie u.a. in AA und UBA schon exis-
tieren. Zudem führen sie die übergreifenden SV Prozesse, die ihren Zuständigkeitsbereich be-
treffen, gemeinsam durch und bringen sich aktiv mit eigenen Beiträgen in den Ressortkreis des 
Bundeskanzleramtes Strategische Vorausschau ein. 

Das Referat Strategische Vorausschau im Bundeskanzleramt übernimmt SV bezogene Koordi-
nations- und Beratungsaufgaben innerhalb der Bundesregierung. Es organisiert den Austausch 
zwischen den Ressorts und berät die Ressorts bei Bedarf in SV Fragen. Aufgabe des Referats 
ist es außerdem, ressortübergreifende SV Aktivitäten voranzutreiben. Diese können „Bottom-
Up“ aus dem ressortübergreifenden Austausch über die geplanten SV Aktivitäten im Rahmen 
des Ressortkreises Strategische Vorausschau erwachsen. 

Ein festes Element der Arbeit des Referats ist ein kontinuierliches Horizon Scanning und die 
Organisation eines strukturierten Austauschs im Ressortkreis Strategische Vorausschau zur Be-
wertung des Horizon Scannings und ihrer Implikationen. Insbesondere werden systematisch 
schwelende Themen identifiziert. Langfristziel ist es, dass auch die Ressorts Signale einspeisen 
und aus diesem Austausch neue übergreifende Prozesse organisch hervorgehen. 

Weiterhin initiiert das SV Referat Pilotprojekte zum Testen weiterer SV Ansätze (z.B. Forecas-
tingplattform, KI-basiertes bzw. teilautomatisiertes Horizon Scanning), ggf. in Kooperation mit 
Einheiten, die in dieser Richtung schon aktiv sind (u. a. im AA, BMVg). 

Eine SV bezogene Dienstleistungsfunktion für den Kanzler/die Kanzlerin gehört ebenfalls zu 
den zentralen Aufgaben der SV-Einheit im Bundeskanzleramt. Die Einheit kümmert sich daher 
darum, dass der Kanzler/die Kanzlerin zwecks Wahrnehmung seiner/ihrer Richtlinienkompe-
tenz über wesentliche SV Vorhaben und Ergebnisse informiert ist. Insbesondere die Ergebnisse 
des Horizon Scannings wie etwa die Liste der „schwelenden Themen“ und die gemeinsame 
Risiko- und Chancenlandkarte werden kontinuierlich 
an die Hausleitung kommuniziert. Dabei arbeitet die 
Einheit nicht nur angebots-, sondern auch bedarfsori-
entiert, d. h. sie führt auf Wunsch des Kanzlers/der 
Kanzlerin vorausschauende Analysen und Prozesse 
durch. Dies kann auch SV Prozesse zu fachübergreifen-
den gesamtdeutschen Themen umfassen, die dann 

 Singapur: Über das Strategic Futures 
Network (SFN) kommen hohe Regierungs-
beamt:innen vierteljährlich zusammen, um 
über wichtige Trends für Singapur zu disku-
tieren, die vom Centre for Strategic Futures 
der Regierung identifiziert wurden. 
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mithilfe eines externen Dienstleisters durchgeführt werden. Hierfür verfügt das Referat über 
ein eigenes Budget.  

Das Referat für Strategische Vorausschau im Bundeskanzleramt vernetzt sich aktiv in das SV 
Ökosystem etwa über Teilnahme an Konferenzen und internationalen Netzwerktreffen. 

Serviceaufgaben für die SV-Einheiten in den Ressorts, aber auch für das Referat im Bundes-
kanzleramt, werden von einem internen Dienstleister wahrgenommen. Hierbei geht es einer-
seits um die Konzipierung und Durchführung entsprechender Fortbildungsangebote, anderer-
seits um Serviceangebote für die Ressorts im methodischen Bereich (z. B. Unterstützung bei 
der Datenauswertung und Workshops) sowie die Organisation von Netzwerktreffen über den 
Ressortkreis hinaus. Zudem informiert der Dienstleister die SV Akteure in der Regierung regel-
mäßig über SV Aktivitäten im In- und Ausland, z. B. über einen Newsletter. Begleitend zu den 
Fortbildungen werden SV Schulungsmaterialien erarbeitet und zur Verfügung gestellt. Es liegt 
nahe, diese Aufgabe in der Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS) an dem dort neu 
gegründeten Kompetenzzentrum „Strategische Vorausschau“ zu verankern, in den Interviews 
wurden hier deutliche Schnittmengen gesehen. Die BAKS, welche bisher hauptsächlich mit den 
im Bundessicherheitsrat vertretenen Ressorts verknüpft ist, würde hierfür ihren Adressatenkreis 
aktiv ausweiten. 

Steuerung 

Der schon bestehende Ressortkreis Strategische Vorausschau bleibt als administratives Gre-
mium zum Austausch zwischen den Ressorts über die operative Arbeit bestehen, erhält aber 
eine stärkere Rolle und Sichtbarkeit, insbesondere mit Blick auf die Initiierung ressortüber-
greifender SV Projekte. Eine Variante wäre zudem, dass der Ressortkreis Strategische Voraus-
schau stärker formalisiert und in eine „Interministerielle Arbeitsgruppe Strategische Voraus-
schau“ umgewandelt würde. Die Treffen des Ressortkreises SV finden mindestens vierteljährlich 
statt und werden von dem SV-Referat im Bundeskanzleramt organisiert. Dazwischen finden 
Treffen mit spezifischen Fokusthemen statt, fallweise werden auch höhere Regierungsbeamte 
hinzugezogen. 

Wie in den Interviews vorgeschlagen, wird der Ressortkreis bedarfsbezogen geöffnet, insbe-
sondere für relevante nachgeordnete Behörden. SV Expert:innen aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und Gesellschaft werden regelmäßig als Vortragende und Diskussionspartner:innen in den Res-
sortkreis eingeladen, um die regierungsinterne Perspektive durch externe Perspektiven und 
Impulse zu ergänzen. Grundsätzlich bleibt der Ressortkreis allerdings den Ressorts und dem 
Bundeskanzleramt vorbehalten, um strategische Fragestellungen regierungsintern erörtern zu 
können. 

Kulturell-Kognitive Institutionalisierung 

Mit Blick auf die Notwendigkeit einer normativen und kulturell-kognitiven Institutionalisierung 
wird die Strategie verfolgt, dass die Zuständigen in den Ressorts als „SV Botschafter:innen“ in 
die Fachabteilungen hineinwirken und dort u. a. für das ressortübergreifende SV Fortbildungs-
angebot werben und ggf. zusätzlich ressortspezifische Maßnahmen entwickeln, um SV Kom-
petenzen und ein Verständnis für die Notwendigkeit und Ziele von SV in der Breite zu stärken.  

Grundsätzlich ist bei der Konzipierung des SV Fortbildungsangebotes zu beachten, dass – so 
die Ergebnisse der Literaturanalyse (siehe 3.4.2) – nicht nur SV Methodenkompetenzen vermit-
telt werden sollten, sondern insbesondere für das Ziel einer politischen Einspeisung von SV 
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Erkenntnissen und für komplexe ressortübergreifende Projekte auch Verhandlungskompeten-
zen und Konfliktmanagementtechniken sowie Kommunikations- und Dialogfähigkeit eine 
hohe Bedeutung haben. Dies gilt in besonderem Maße für die hier skizzierte dezentrale Um-
setzung von SV.  

Gute Ansätze existieren hierzu bereits, etwa das von BMU und Umweltbundesamt (UBA) jüngst 
entwickelte Fortbildungsmodul zu Transformationskompetenzen. Denkbar wäre auch, die Fort-
bildungsaufgaben auf verschiedene Akteure zu verteilen und diese anteilig an der Bundesaka-
demie für Öffentliche Verwaltung (BAKÖV) anzusiedeln. 

Regulative Institutionalisierung 

Option 1 fokussiert insgesamt stark auf eine organisatorische Institutionalisierung, d. h. die 
strukturelle Verankerung von SV in der Regierungsorganisation. Gleichzeitig wird die prozessu-
ale Verankerung eher offengehalten und davon ausgegangen, dass sich sinnvolle und zielfüh-
rende Prozesse nach der Etablierung entsprechender organisationaler Zuständigkeiten und Ka-
pazitäten und der Durchführung erster (Pilot-)Projekte entwickeln werden. 

 

Vorteile und Chancen 
→ Keine großen politischen Konflikte und Ressortkonflikte zu erwarten, politisch relativ 

leicht durchsetzbar 
→ Kein „Bruch“ mit etablierten Strukturen und Rollen, Berücksichtigung des starken Res-

sortprinzips und dementsprechend hohe Akzeptanz durch die Ressorts 
→ Geeignet zur Berücksichtigung unterschiedlicher SV Bedarfe in den Ressorts 
→ Freiräume für Arbeiten jenseits der dominanten Logiken können geschaffen werden 
→ Pilotprojekte sind ohne große formale Einschränkungen realisierbar 
→ Flexible Arbeitsteilung zwischen SV-Referat im Bundeskanzleramt und BAKS Kompe-

tenzzentrum 

Nachteile und Risiken 
→ Grundlegender Kulturwandel ist mit dieser Strategie kurz- und mittelfristig nicht zu er-

warten 
→ Die Institutionalisierung wird in den Ressorts in sehr unterschiedlichem Maße fort-

schreiten 
→ Ressortübergreifende SV Prozesse werden tendenziell nur für konsensfähige (d. h. nicht 

unbedingt für die relevantesten) Themen durchgeführt 
→ Das Horizon Scanning wird wegen der vielen Aufgaben des SV-Referats im BKAmt 

nicht sehr intensiv durchgeführt werden können 
→ Das SV-Referat im BKAmt könnte Schwierigkeiten haben, den sehr verschiedenen an-

spruchsvollen Aufgaben gerecht zu werden 
→ Keine Einbettung in politischen Auftrag, daher direkter Einfluss auf Entscheidungen er-

schwert 
→ Entwicklung in den Ressorts könnte stark auseinanderklaffen, je nach Affinität der je-

weiligen Leitungen 
→ Emergenz eines gemeinsamen Grundverständnisses von SV ist unwahrscheinlich, da 

verschiedene SV Ökosysteme erhalten bleiben  
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Abbildung 23: Darstellung der regierungsinternen SV Akteure und deren Aufgaben in 
Option1 
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7.5.2 Option 2 Zentralisierte Strategische Vorausschau 

Zentralmodell mit SV-Arbeitseinheit im Bundeskanzleramt 
Option 2 beschreibt eine starke zentrale Steuerung Strategischer Vorausschau durch das Bun-
deskanzleramt. Der Fokus der SV liegt hier auf herausragenden Zukunftsherausforderungen 
und der Entwicklung ganzheitlicher, ehrgeiziger Missionen. 

Ein regierungsinterner Beschluss legt hier neben der Stärkung von SV als Arbeitsmethode der 
Bundesregierung fest, dass ressortübergreifende SV Prozesse aufgesetzt werden, um heraus-
ragende transformative Langfristvorhaben zu bearbeiten. Dabei wird explizit auf die durch das 
„Klimaurteil“ des Bundesverfassungsgerichts gestärkten Prinzipien der intergenerationalen Ge-
rechtigkeit und intertemporalen Freiheitssicherung Bezug genommen und die Verankerung 
der Federführung für SV im Bundeskanzleramt über den Querschnittscharakter von SV, die 
hohe Zukunftsrelevanz der Nutzung von SV und die verfassungsmäßig verankerte Richtlinien-
kompetenz der Bundeskanzler:in begründet. 

Diese Option betont die Notwendigkeit der Etablierung einer regierungsinternen Federführung 
für eine starke transformative Strategische Vorausschau. Ausgehend von internationalen Er-
fahrungen mit der Institutionalisierung von Querschnittsthemen bietet sich die Regierungs-
zentrale für eine solche Federführung an. SV ist ein Thema, welches für alle Fachressorts Rele-
vanz besitzt. Obwohl das Bundeskanzleramt in Deutschland traditionell ressortfrei ist, d. h. 
keine Zuständigkeit für inhaltliche Themen besitzt, wurden in der Vergangenheit bereits Quer-
schnittsthemen (Nachhaltige Entwicklung, Bürokratieabbau) federführend im Bundeskanzler-
amt verankert, um die entsprechenden Politikthemen voranzubringen. Auch die Zuständigkeit 
für SV könnte federführend im Bundeskanzleramt verankert werden und von der/dem Bundes-
kanzler:in im Zuge der Richtlinienkompetenz aktiv vorangetrieben werden. Parallel bauen auch 
in dieser Option die Ressorts eigene SV Kapazitäten auf. 

Organisatorische Institutionalisierung 

Das Bundeskanzleramt nimmt in Option 2 in Abgrenzung zu Option 1 nicht nur eine primär 
koordinierende, sondern auch eine politisch steuernde Rolle für das Thema SV innerhalb der 

Bundesregierung ein. Dies gilt insbe-
sondere für herausragende transfor-
mative Langfristthemen mit Quer-
schnittscharakter. 

Die SV-Arbeitseinheit im Bundeskanz-
leramt ist in diesem Modell aufgrund 
der umfangreicheren Aufgaben mit 
mehr personellen Ressourcen ausge-
stattet als bei Option 1 (10-15 Mitar-
beiter:innen) und kann über ein eige-

nes Budget (substanziell größer als in Option 1) auch externe Studien vergeben. 

Einige der Mitarbeiter:innen stammen aus verschiedenen Bundesressorts. Diese Mitarbeiter:in-
nen sollten das Methodenseminar der BAKS bereits durchlaufen haben und erhalten zu Beginn 
ihrer Tätigkeit weiterführende Zusatzschulungen im Bereich SV. An der Weiterentwicklung und 
Anwendung der SV Methoden beteiligen sich alle Teammitglieder gleichermaßen. 

 Singapur: Das Centre for Strategic Futures CSF mit ca. 12 
Personen ist Bestandteil des Stabs (Strategiebüro) des Premier-
ministers. 

 Spanien: Die Oficina Nacional de Prospectiva y Estrategia, 
ist direkt dem Kabinettsdirektor im Rang einer Generaldirektion 
unterstellt und am Kabinettsbüro angesiedelt und besteht aus 
einer Forschungseinheit sowie einem Sachverständigenrat. Der 
Generalsekretär des Regierungspräsidiums beteiligt sich an der 
Entwicklung der Einheit. 
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Inhaltlich wird abhängig von den konkret geplanten ressortübergreifenden SV Projekten eine 
themenbezogene Arbeitsteilung etabliert, d. h. die Mitarbeiter:innen der SV-Einheit fokussieren 
sich jeweils auf bestimmte transformative SV Themen. 

Aufgabenverteilung 

Die SV-Arbeitseinheit im Bundeskanzleramt übernimmt wie in Option 1 Koordinations- und 
Beratungsaufgaben sowie die Organisation des Ressortaustausches über den Ressortkreis. Dar-
über hinaus übernimmt sie – abweichend von Option 1 – auch stärker steuernde und inhaltlich-
ausgestaltende Aufgaben. Sie ist für die Durchführung der regierungsübergreifenden SV Pro-
jekte verantwortlich und bindet die Ressorts hierbei ein.  

Zudem widmet sich die SV Arbeitseinheit dem Aufbau einer ressortübergreifenden SV Infra-
struktur. Dabei werden die bereits genutzten Systeme im Auswärtigen Amt, Verteidigungsmi-
nisterium und Planungsamt der Bundeswehr sowie im Umweltministerium/Umweltbundesamt 
einbezogen. 

Ein zentrales Element ist ein koordiniertes Horizon Scanning. Dieses wird in verschiedenen 
Kontexten interpretiert und zusammen mit anderen Regierungseinheiten weiterverarbeitet. So 
entsteht etwa durch die Arbeit im Ressortkreis eine kontinuierliche Liste schwelender Themen 
(emerging issues) und eine gemeinsame Risiko- und Chancenlandkarte. Diese wird bei 
Bedarf durch ergänzende Studien unterfüttert.  

Das Horizon Scanning wird von der SV-Einheit im BKAmt selbst durchgeführt, mindestens 
zwei Personen widmen sich schwerpunktmäßig dieser Aufgabe, den transformativen Themen-
feldern gilt besondere Aufmerksamkeit. Die Befunde werden im Ressortkreis regelmäßig dis-
kutiert, aber auch auf hoher Ebene u. a. im Kabinett präsentiert. Akteure der Nachhaltigkeits-
strategie und Digitalisierungsstrategie erhalten gesonderte Auswertungen des Horizon 
Scannings. Die Risikolandkarte wird im Bundessicherheitsrat eingespeist. 

Eine weitere wichtige Funktion der SV-Einheit im Bundeskanzleramt ist die Absicherung der 
Methodenqualität und Transparenz sowie der Kriterien für die Methodenauswahl innerhalb der 
Bundesregierung. Weiterhin fördert die SV-Einheit im Bundeskanzleramt die Entwicklung eines 
gemeinsamen Verständnisses zentraler SV Konzepte und informiert dazu innerhalb der gesam-
ten Bundesministerialverwaltung. Dazu steht die Einheit in engem Austausch mit SV Akteuren 
im Ausland. 

Es werden entsprechende Handreichungen 
und zielgruppengerechtes Material zur Unter-
stützung von SV Prozessen (z. B. Templates, 
Methodensteckbriefe) entwickelt. Ein Schwer-
punkt liegt auf Methoden zur Begleitung von 
Systemtransformationen.  

Weiterhin arbeitet die SV-Einheit an einer wei-
teren Institutionalisierung von SV in zukünfti-
gen Legislaturperioden. Dazu werden eine an das deutsche System angepasste Form des Zu-
kunftsreportings sowie ein Modus der Zusammenarbeit mit dem Bundestag entwickelt. 

Schließlich beteiligt sich die SV-Einheit im Bundeskanzleramt intensiv an der Entwicklung der 
SV Landschaft in Deutschland, unterstützt die Netzwerkbildung und bringt sich in Debatten 
ein. Es wird kontinuierlich daran gearbeitet die Vielfalt der Perspektiven und neusten Erkennt-
nisse zu SV einzubeziehen. 

SV Supporttools für die Verwaltung 

 

UK: Futures Toolkit mit SV Methodenset 

 

Kanada: Foresight Learning Resources 

 

Singapur: Driving Forces of Change 

 

EU: Megatrends, Szenario Strategiespiel 
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Wie in Option 1 bauen auch hier die Ressorts ihre SV Kapazitäten aus und führen eigene SV 
Prozesse durch. Diese werden jedoch wesentlich stärker vom Bundeskanzleramt heraus koor-
diniert. Insbesondere für die transformativen übergreifenden SV Prozesse übernimmt das 
BKAmt die Federführung. Die Ressorts bringen sich intensiv ein und entsenden Mitarbeiter:in-
nen in die jeweiligen Projektteams. Das SV Kompetenzzentrum der Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik übernimmt hier ähnlich wie in Option 1 die verstärkte Weiterbildung und 
Durchführung des erweiterten Ressortkreises. Bei der Entwicklung der SV Materialien bringt 
sich jedoch die SV Einheit des BKAmts sehr viel stärker ein als in Option 1. Auch in das Metho-
denseminar werden Aspekte aus den zentralen Prozessen eingespeist. Transformationskom-
petenzen werden in das Weiterbildungsprogramm integriert. 

Steuerung 

In der politischen Steuerung kommt der Spitze der Regierung eine prominentere Rolle zu als 
in den anderen Modellen. Alle wichtigen Entscheidungen zur SV Politik werden jedoch im Ka-
binett getroffen und im Rahmen der üblichen Abstimmungsverfahren zwischen den Ressorts 
und mit dem Bundeskanzleramt vorbereitet. Im Vergleich zu Option 1 nimmt das Bundeskanz-
leramt hier eine stärkere politisch steuernde Rolle für alle ressortübergreifenden SV Prozesse 
ein. Der Ressortkreis bleibt als administratives Gremium zum Austausch über die Entwicklun-
gen in den Ressorts und zur Sicherstellung des Informationsflusses zwischen der SV-Einheit im 
Bundeskanzleramt und den Ressorts bestehen. Es wird darauf Wert gelegt, dass die Struktur 
den nötigen Freiraum für offenen Austausch und neue Perspektiven jenseits der großen Trans-
formationsthemen bietet. 

Die SV-Einheit im Bundeskanzleramt arbeitet in engem Kontakt mit anderen Regierungsein-
heiten, insbesondere den Akteuren zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie und den Insti-
tutionen im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik (Bundessicherheitsrat, ggf. Nationaler 
Sicherheitsrat). 

Die Förderung der internen Zusammenarbeit mit den für diese Themen zuständigen Einheiten 
ist ein wichtiges Element, um SV regierungsintern mit verwandten Themen zu verknüpfen, Sy-
nergieeffekte zu heben und Doppelarbeit zu vermeiden. Es besteht ein fester Modus zur Ein-
speisung von Erkenntnissen in die Arbeit des Kabinetts, insbesondere in Kabinettsklausuren. 

Kulturelle Institutionalisierung 

Um die kulturelle Institutionalisierung auch in den Ressorts zu fördern, werden durch die BAKS, 
die BAKÖV oder externe Anbieter ressortübergreifende Fortbildungen angeboten. Für die Ein-
steiger auf Referent:innenebene gehört ein SV Modul zum Standardprogramm. Auch die SV-
Einheit beim Bundeskanzleramt bietet bei Bedarf Intensivschulungen oder „Briefings“, insbe-
sondere für die Leitungsebene, an. Das von BMU und Umweltbundesamt (UBA) jüngst entwi-
ckelte Fortbildungsmodul zu Transformationskompetenzen wird in dieser Option mit den SV 
Schulungen verknüpft. Sinnvoll ist, wie bei Option 1, die Benennung von Ansprechpersonen für 
SV in den Ressorts („SV Botschafter:innen“). 

Regulative Institutionalisierung 

Initiiert durch die SV-Einheit des Bundeskanzleramtes wird mit neuen Formen regulativer Insti-
tutionalisierung experimentiert. Ein denkbarer ressortübergreifender regulativer Ansatz wäre 
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die Verpflichtung, bei der Vorbereitung strategischer Richtungsentscheidungen der Bundesre-
gierung (etwa in Weiß/Grünbücher, Regierungsprogrammen, Leitlinien, Strategien) zu prüfen, 
ob ein SV Prozess einbezogen werden sollte. 

 

Vorteile und Chancen 
→ Gesamtgesellschaftliche Perspektive kann hier stärker zur Geltung kommen 
→ SV kann als Motor für transformative Vorhaben wirken (z. B. Nachhaltigkeit, Digitalisie-

rung) 
→ Emergenz eines gemeinsamen Grundverständnisses von SV ist möglich 
→ Regierungsübergreifende und konsistente SV Strategie hat bessere Umsetzungschan-

cen, wenn es eine starke zentrale Zuständigkeit gibt 
→ Weitere regulative und organisatorische Institutionalisierung kann mit dem nötigen 

Prozesswissen „von innen“ vorangetrieben werden 
Nachteile und Risiken 

→ Gefahr einer erhöhten Abkopplung von den operativen Einheiten in den Ressorts we-
gen der zentralen Orientierung („not invented here Syndrom“) 

→ Zuständigkeitskonflikte mit einzelnen Ressorts wahrscheinlich 
→ Initiativen und Ideen aus dem Bundeskanzleramt laufen Gefahr, einer Partei zugeschrie-

ben zu werden, ergo: mögliche Parteipolitisierung des Diskurses, ggf. ziehen sich Res-
sorts der Parteien zurück, die nicht den Kanzler/die Kanzlerin stellen 

→ Direkte Anbindung an das BKAmt erschwert Abkopplung von „Tagespolitik“, Gefahr der 
„Zweckentfremdung“ der SV Gruppe für kurzfristiges Troubleshooting (Bsp. Kanada, EU) 

→ Durch Einbindung in die Hierarchie und offizielle Wege eventuell weniger Freiraum für 
Hinterfragen von Annahmen, unkonventionelle Ideen und Ansprechen von Tabuthemen 
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Abbildung 24: Darstellung der regierungsinternen SV Akteure und deren Aufgaben in 
Option 2 
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7.5.3 Option 3 Transformative, integrierte Strategische Vorausschau 

Zukunftslabor der Bundesregierung 

In dieser Option wird regierungsübergreifende strategische Vorausschau über die Einrichtung 
einer regierungsinternen SV Think Tanks (Arbeitstitel „Zukunftslabor“) institutionalisiert.42 Das 
Zukunftslabor bildet den Kern eines kreativen Denk- und Experimentierraums zur Stärkung ko-
operativer zukunftsorientierter Problemlösungsansätze in der gesamten Bundesregierung. 

Die Einrichtung des SV Zukunftslabors ist ein gemeinsames Projekt der gesamten Bundesre-
gierung und ließe sich als solches zum Beispiel in einem Kabinettsbeschluss vereinbaren. Im 
Zukunftslabor arbeiten Mitarbeiter:innen aller Ressort gemeinsam an der Identifizierung und 
Einordnung zukünftiger Herausforderungen und der Erarbeitung strategischer Schritte im Um-
gang mit komplexen Herausforderungen. Dabei nutzen sie das volle SV Methodenspektrum 
und unterstützen den Kompetenzaufbau SV in der gesamten Bundesregierung. 

Diese Option beinhaltet eine radikale Verwal-
tungsinnovation, indem innerhalb der Regie-
rung Kapazität für die Verarbeitung von 
Komplexität aufgebaut wird, die dann allen 
Einheiten/Ressorts zur Verfügung steht. Die-
ses Modell integriert die Elemente einer de-
zentralen Steuerung (wie im Modell 1 vor-
herrschend) und einer zentralen Steuerung 
(wie im Modell 2 vorherrschend), um so die 
Vorteile beider Ansätze, sprich Akzeptanz in 
Ressorts einerseits, gemeinsame übergrei-
fende Ziel und Agenda andererseits, zu ver-
binden. 

Organisatorische Institutionalisierung 

Der SV Zukunftslabor gehört formal zum Bundeskanzleramt, ist aber räumlich getrennt in ei-
nem modernen kreativitätsfördernden offenen Bürosetting untergebracht und in seiner Arbeit 
weitgehend unabhängig (vgl. unten Steuerung). 

Die 20-40 Mitarbeiter:innen des Zukunftslabors stammen mehrheitlich aus den Ressorts, die 
jeweils ein bis zwei geeignete Mitarbeiter:innen des höheren Dienstes für 1-3 Jahre hierhin 
abordnen43. Die Abordnung gilt als karriereförderlich, in etwa analog zu einer Abordnung an 
ein Spiegelreferat des Bundeskanzleramtes. Weitere interessierte Kolleg:innen können zeit-
weise und projektspezifisch eingebunden werden. Insbesondere die von einem behandelten 
Thema betroffenen operativen Ebenen werden von den Ressortvertreter:innen im Zukunftsla-
bor intensiv einbezogen. Zusammen mit ihnen arbeiten Mitarbeiter:innen mit ausgewiesenen 
SV Methodenkenntnissen, Kompetenz in Verwaltungsinnovation sowie Expertise in Kommuni-
kation und Digitalen Plattformen, die aus Wissenschaft und Praxis rekrutiert wurden. Diese sind 

                                                 
42 Diese Option basiert auf Use Case A in Kapitel 6, der von mehreren Interviewpartnern vorgeschlagen und von vielen positiv bewertet wurde. 

Wesentliche Aspekte finden sich in Mayer-Ries, Jörg (2018): Government Innovation Lab: Ein Vorschlag zur Stärkung der ministerienübergreifen-
den Erschließung von Zukunftsthemen. IASS Discussion Paper, (Mai 2018) 

43 Z.B. aus Strategie, Grundsatz und Planungsabteilungen, Koordinator:innen interministerieller Ausschüsse etc. viele Zugänge sind denkbar, wichtig 
ist hohe Motivation und guter Zugang in das Haus sowohl zur Leitung als auch zur operativen Ebene.  

 Kanada: Policy Horizons Canada (PHC) ist ein re-
gierungseigener Think Tank mit ca. 40 Personen, der 
ausschließlich SV Projekte für die Regierung bearbeitet. 
PHC ist organisatorisch am Kabinettsbüro1 aufgehängt 
und wird kooperativ von allen Ressorts gesteuert und 
genutzt. Daneben haben einige Ministerien in Kanada 
eigene Foresight Kapazitäten. PHC koordiniert den Auf-
bau eines Netzwerks dieser Akteure. 

 EU: Das JRC Competence Centre Foresight arbeitet 
mit 17 Personen Foresight Projekte für die Ministerien 
(DGs) (einzeln und gemeinsam) und stellt übergreifende 
Produkte wie einen kuratierten Satz von Megatrends mit 
Anleitung zur Nutzung Verfügung. Im Auftrag der zent-
ralen Ebene (Generaldirektorat) unterstützt es das Zu-
kunftsreporting. 
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zum Teil dauerhaft beschäftigt, zum Teil auch im Rahmen eines neuen Fellowships „Fore-
sight4Germany“ (in Anlehnung an die bestehenden Fellowship-Programme der Bundesregie-
rung Work4Germany und Tech4Gemany). Projektweise werden weitere externe Wissensträ-
ger:innen einbezogen. 

Neben dem Zukunftslabor gibt es weiterhin ressortspezifische SV Aktivitäten in den Res-
sorts und wie bisher eine kleine Einheit für SV im Bundeskanzleramt. Im Zukunftslabor 
wird eine ganz neue Form der konstruktiven vertrauensvollen Zusammenarbeit über Ressort-
grenzen hinweg realisiert. Zudem wird eine neue Form der wissenschaftsbasierten Politikbera-
tung etabliert, indem die Verwaltung selbst Kapazität zur Verarbeitung komplexer systemischer 
Fragestellungen aufbaut. 

Aufgabenverteilung 

Die Einheit im Bundeskanzleramt ist vorrangig für Zuarbeiten an den Kanzler/die Kanzlerin so-
wie den Austausch zwischen den SV Verantwortlichen der Ressorts zuständig und steht in en-
gem Kontakt mit dem Zukunftslabor. 

Das Zukunftslabor entwickelt spezifische SV Formate zur gemeinsamen Identifizierung, Einord-
nung und Adressierung zukünftiger Entwicklungen, insbesondere langfristiger komplexer Her-
ausforderungen, und setzt diese Formate gemeinsam mit den Fachexpert:innen aus den jewei-
ligen Ressorts um. Dabei greift es zum einen Themen in sehr frühem Stadium auf, die noch 
keinem Ressort zuzuordnen sind, sodass eine Reflexion vor einer Überführung in die Ressort-
logik ermöglicht wird. Zum anderen widmet es sich Themen, bei denen man bewusst entschei-
det, sie aufgrund ihrer Zukunftsrelevanz und ihres Querschnittscharakters zunächst außerhalb 
der Ressortlogik zu bearbeiten, damit Alternativen offen durchdacht werden können. 

Das Zukunftslabor bietet Praktiker:innen im politisch-administrativen Raum einen geschützten 
Freiraum zur vertrauensvollen, konstruktiven und ergebnisoffenen Zusammenarbeit jenseits 
formaler Mitzeichnungsrunden und alltäglicher „Dringlichkeitstyrannei“ und erlaubt damit die 
„bessere Nutzung und Neubildung sozialen Kapitals in der Verwaltung“.44 Zudem bildet das 
Zukunftslabor auch eine Schnittstelle für querliegende externe Impulse zu komplexen gesell-
schaftlichen Problemlagen, die die Verwaltung ansonsten wegen der Silostruktur nur schwer 
verarbeiten kann.  

Der Schwerpunkt der Arbeit des Zukunftslabors liegt auf kooperativer Strategieentwicklung zur 
Vorbereitung von Entscheidungen und Maßnahmen. Damit untrennbar verknüpft ist jedoch 
die Weiterentwicklung der Formate, in denen eine solche kooperative Strategiearbeit stattfin-
den kann. Hier soll die schon existierende Erfahrung der Ressorts zusammengetragen und da-
ran angeknüpft werden, um neue Verfahrensimpulse einzuspeisen. Dazu gehören auch Vor-
schläge für Weiterentwicklung von Verwaltungsroutinen (z. B. Öffnung von Vorlagen). 

Das Zukunftslabor übernimmt eine Reihe konkreter SV Aktivitäten, die im Rahmen dieser Stu-
die umrissen und in den Interviews gefordert wurden. Insbesondere führt das Zukunftslabor, 

                                                 
44 Mayer-Ries, Jörg (2018): Government Innovation Lab: Ein Vorschlag zur Stärkung der ministerienübergreifenden Erschließung von Zukunftsthe-

men. IASS Discussion Paper, (Mai 2018) S. 19 
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begleitet durch eine Steuerungsgruppe (s. u.), die 
oben beschriebenen regierungsübergreifenden SV 
Prozesse durch. Zur Diskussion der strategischen 
Implikationen arbeitet das Zukunftslaborator di-
rekt mit den jeweiligen Gruppen in den Ressorts. 

Zudem führt es das regierungsübergreifende „Ho-
rizon Scanning“ durch, speist die Befunde in eine 
ressortübergreifende Diskussion ein und entwi-
ckelt eine gemeinsame Aufbereitung, z. B. als 
Chancen- und Risikolandkarte. Dies geschieht ei-
nerseits in enger Zusammenarbeit mit dem BKAmt 
über den Ressortkreis SV aber auch über zusätzli-
che themenspezifische „Sense Making Work-
shops“ zu denen jeweils mehrere Ressorts einge-
laden werden. 

Das Horizon Scanning wird im Zukunftslabor mit 
hoher Intensität betrieben. Neben einer festen 
Kerngruppe von Kolleg:innen, die sich dem the-
menübergreifenden „Scouting“ widmen, fokussie-

ren einige Personen auf die Beobachtung bestimmter Themengebiete. 

Langfristig werden in zunehmenden Maße auch Personen aus verschiedenen Bereichen der 
Verwaltung außerhalb des Zukunftslabors dazu eingeladen, ihre Beobachtungen in das Ho-
rizon Scanning einzuspeisen. 

Auch ein für das deutsche System geeignetes Format des Zukunftsreportings wird vom Zu-
kunftslabor geprüft und gegebenenfalls schrittweise umgesetzt. 

Das Zukunftslabor entwickelt SV Unterstützungs-Material, das spezifisch an die Bedarfe der 
Ressorts angepasst ist. Es baut zudem eine SV Infrastruktur auf (z. B. Website, Datenbank, 
Templates, Formate), die der gesamten Verwaltung zur Verfügung steht. Zudem werden Ma-
terialien entwickelt, die zusätzlich zu dem Horizon Scanning einen Rahmen für Auseinander-
setzung mit Zukunftsperspektiven in der gesamten Regierung sichtbar machen. Denkbar ist 
etwa ein Satz von Megatrends oder Rahmenszenarien die regelmäßig gemeinsam reflektiert 
werden. 

Weiterhin treibt das Zukunftslabor die Herausbildung von Qualitätsstandards und einem breit 
geteilten Verständnis wesentlicher SV Konzepte in der Verwaltung und dem SV Ökosystem 
voran. 

Die Mitarbeitenden des Zukunftslabors stehen in engem Austausch mit Wissensträger:innen 
der SV im In- und Ausland. Sie sichten kontinuierlich relevante SV Aktivitäten im In- und Aus-
land, stellen diese zur Verfügung und weisen mögliche Interessenten darauf hin. Schließlich 
bietet das Zukunftslabor den Ressorts bei Bedarf die Unterstützung von SV Prozessen an und 
ergänzt die Weiterbildung der BAKS bei Bedarf durch maßgeschneiderte Trainings-Angebote, 
etwa für Führungskräfte. 

Darüber hinaus fördern die Mitarbeiter:innen des Zukunftslabors zukunftsorientierte Denkwei-
sen in der Verwaltung, indem sie auf Anfrage zielgerichtete Interventionen in die Verwaltungs-
routinen vornehmen, wie etwa Moderation kurzer Zukunftsmodule in Strategiesitzungen. 

 Kanada: Alle großen SV Projekte von PHC 
werden von einer ressortübergreifenden Steue-
rungsgruppe begleitet. Diese mehrjährigen SV 
Projekte werden nur dann durchgeführt, wenn 
explizit Bedarf von mehreren Ressorts artikuliert 
wird. 

 Kanada: PHC bietet unter den zahlreichen 
Weiterbildungsformaten auch ein 3,5h Intensiv-
briefing für ranghohe Beamte an. 

 In Kanada führt der SV Think Tank PHC 
Interventionen wie etwa Szenario-Diskussionen, 
System Mapping, Futures Wheel und Annah-
men-Hinterfragung mit Beamt:innen auf sehr 
hoher Ebene durch. Diese finden nach anfängli-
chen Vorbehalten inzwischen insbesondere auf 
hoher Ebene großen Zuspruch. 
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Steuerung 

Das Zukunftslabor ist in seiner Arbeit weitgehend unabhängig und verfügt über ein eigenes 
Budget. Die Steuerung des Arbeitsprogramms erfolgt kooperativ über einen Staatssekretärs-
ausschuss. Dort werden die 
Themen für die ressortüber-
greifenden SV Prozesse ge-
meinsam beschlossen.45 Je-
des größere SV Projekt wird 
durch eine ressortübergrei-
fende Steuerungsgruppe auf 
hoher Ebene begleitet. Da-
mit ist abgesichert, dass für 
jedes größere SV Projekt ein 
expliziter Bedarf bei mehre-
ren Ressorts vorliegt. 

Großer Wert wird auch auf 
die Einbeziehung der operativen Ebene schon in der Konzeption der Projekte gelegt. Ein erstes 
Pilotthema (z. B. wie häufig vorgeschlagen der Klimawandel) wird frühestmöglich ausgewählt. 
Mit zunehmender Etablierung speist das Zukunftslabor auch eigene Themenvorschläge ein, die 
sich etwa aus dem Horizon Scanning ergeben.  

Mitglieder des Zukunftslabors tragen regelmäßig im Kabinett vor, sein Input ist fester Bestand-
teil der Kabinettsklausuren (z. B. nach 1,5 Tagen Standardprogramm für zwei Stunden ein of-
fenerer und kreativer Zukunftsslot). Dadurch, dass mit dem Zukunftslabor eine feste organisa-

torische Einheit diesen Slot verlässlich und in 
hoher Qualität ausfüllt, wird verhindert, dass 
er im Tagesgeschäft untergeht. Die Slots im 
Kabinett führen zu vorbereitende Aktivitäten 
in den Ministerien. Auf diese Weise werden 
SV Elemente organisch in die Arbeitspro-
zesse der Häuser aufgenommen werden. 

In der Durchführung der SV Projekte und der SV Grundlagenarbeit hat das Zukunftslabor freie 
Hand. Jenseits der großen SV Projekte besteht eine Vielzahl experimenteller Aktivitäten (z. B. 
neue Formen des Horizon Scannings, innovative Kreativmethoden, attraktive Reporting For-
mate, Einsatz automatisierter und KI gestützter SV Ansätze, Simulationen, testweise Nutzung 
einer Superforecasting Plattform). 

Perspektivisch weitet das Zukunftslabor die kooperative SV Struktur auf weitere Organe insbe-
sondere zum Bundestag aus. Auch die Interaktion mit nichtstaatlichen Akteuren und der Öf-
fentlichkeit in partizipativen Formaten wird in kommenden Legislaturperioden nach und nach 
in die kooperativen SV Prozesse integriert. Innovative Formate wie etwa ein „Zukunftstag“ oder 
eine „Zukunftswoche“ werden geprüft und ggf. umgesetzt. 

                                                 
45  Pro Legislaturperiode 2-3 Themen. Es könnte auch als Zwischenstufe ein Staatssekretärskreis eingerichtet werden, in vielen Interviews wurde 

dies aber skeptisch gesehen. 

 Kanada: PHC organisiert in Kanada jährlich eine Zukunftswoche, in der 
Stakeholder aus Regierung, Gesellschaft und Wirtschaft im ganzen Land Bei-
träge zu einer Zukunftsdebatte leisten. 

 Finnland: Das aktuelle Zukunftsreporting der Regierung, an dem auch 
alle 12 Ministerien beteiligt sind, umfasst einen Szenarioprozess „Finnland 
für zukünftige Generationen“ mit 50 Bürgerdialogen. 

 Spanien: An der Erarbeitung der spanischen Zukunftsstrategie España 
2050 waren 100 Forscher:innen verschiedener Disziplinen aus 30 Universitä-
ten und Forschungseinrichtungen, 170 Institutionen aus Gesellschaft, Politik 
und Wirtschaft, 18 Autonome Regionen an 40 Tagen /September/November 
2021) beteiligt. 

 Unter Premierminister Tony Blair wurden im UK 
Routinen zur Auseinandersetzung mit Zukunftsthemen 
eingeführt, da es aber keine feste Zuständigkeit für den 
Input gab, schliefen viele der Ansätze wieder ein. 
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Die Berichte des Zukunftslabors werden veröffentlicht und durch intensive Öffentlichkeitsarbeit 
begleitet, sofern keine wichtigen Gründe dagegensprechen. Strategische Implikationen für ein-
zelne Politikbereiche werden im Anschluss an den Gesamtprozess direkt mit den entsprechen-
den Akteuren gemeinsam erarbeitet. Die Entscheidung über die Veröffentlichung der Ergeb-
nisse einzelner SV Projekte wird in Abstimmung mit der Steuerungsgruppe gefällt. Teile der 
Arbeit des Zukunftslabors sind nicht öffentlich, um Freiraum für offenen Austausch auch über 
konfliktbehaftete Themen zu gewährleisten. 

Kulturell kognitive Institutionalisierung 

Wichtige Ansatzpunkte für die kulturell kognitive Institutionalisierung sind in diesem Modell 
die verschiedenen Fortbildungen, die SV Kompetenzen in der Breite vermitteln. Dabei wird ein 
weites Verständnis von SV Kompetenzen angelegt: Neben der Vermittlung von SV Methoden 
sind auch Maßnahmen zur Entwicklung von Transformationskompetenzen wichtig. 

Fortbildungsangebote werden so gestaltet, dass ein schrittweiser Kompetenzaufbau über Ba-
sis- und Vertiefungsmodule möglich ist. Diese Form der Kompetenzentwicklung wird als Per-
sonalentwicklungsmaßnahme gesehen und insbesondere von zukünftigen Führungskräften er-
wartet. Für erfahrene Führungskräfte werden speziell auf diese Zielgruppe zugeschnittene Fort-
bildungen angeboten, die mit Coachings kombiniert werden. Ziel ist hier vor allem, eine zu-
kunftsorientierte Denkkultur, eine andere Fehlerkultur und eine Kultur des offenen Umgangs 
mit Nichtwissen zu fördern.  

Neben der Fortbildungsoffensive sind veränderte Karrierestrukturen ein wichtiger Hebel für 
den Kulturwandel. Hierzu gehört die Förderung von Karrierepfaden, die nicht nur innerhalb 
einer Abteilung und innerhalb eines Ressorts stattfinden. Da dies Anstrengungen zur Etablie-
rung einer ressortübergreifenden Personalpolitik erfordert, die in Deutschland institutionell 
nicht verankert ist, muss hier viel Überzeugungsarbeit geleistet werden. Eine politische Priori-
sierung dieser Fragen durch die Minister:innen ist unabdingbar. 

Eine wichtige Führungsaufgabe besteht weiterhin darin, auch über das Zukunftslabor hinaus 
jenseits der Dominanz des Tagesgeschäfts (Dringlichkeitstyrannei) Zeit und Raum für den Aus-
tausch und die Auseinandersetzung mit zukünftigen Herausforderungen zu schaffen. Im Er-
gebnis wird SV Denken von einem Nischenprodukt zu einem unabdingbaren Bestandteil der 
Arbeit in allen Ressorts. 

 

Vorteile und Chancen 
→ Zukunftslabor könnte Vorbild und Treiber für Kulturwandel in Ministerialverwaltung 

sein 
→ Anders als BKAmt kann das Zukunftslabor nicht einer Partei zugeordnet werden, daher 

bessere Voraussetzung für Kooperation, auch für Häuser mit unterschiedlicher politi-
scher Leitung 

→ Einige ressortübergreifende SV Projekte werden mit hoher Wahrscheinlichkeit realisiert 
und haben eine hohe Sichtbarkeit 

→ Emergenz eines gemeinsamen Grundverständnisses von SV möglich  
→ Hohe Qualität und Eignung für Ressortbedarfe des generierten Materials ( Horizon 

Scanning, Risikolandkarte, Megatrends, Handreichungen) sehr wahrscheinlich 
→ Konsistentes Methodendesign und durchgehend hohe Qualität der Unterstützung der 

übergreifenden SV Prozesse 
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→ Größere Offenheit auch für unbequeme Ergebnisse, da dem Zukunftslabor möglicher-
weise eher als der Regierung von der Öffentlichkeit Freiräume für unbequeme Wahr-
heiten zugestanden werden (Beispiel PHC in Kanada) 

→ Hohe Ownership der Ressorts über die gemeinsame Steuerung und eigenes Personal 
im Zukunftslabor 

→ Zukunftslabor kann als ein „Melting Pot“ die in der Bundesregierung seltene, aber sehr 
produktive Durchmischung von eigenen Mitarbeiter:innen der Bundesregierung und 
Externen ermöglichen. 

→ Stabilität über Regierungen hinweg. Vergleichendes Beispiel: Im UK wurde ein ausdiffe-
renziertes SV Institutionensystem bei Regierungswechseln immer wieder zerrieben. Der 
unabhängige Regierungs-Think-Tank in Kanada hat schon seit mehreren Jahrzehnten 
über viele Regierungen hinweg Bestand. 

Nachteile und Risiken 
→ Je nach Thema sind Konflikte mit zuständigen Ressorts möglich 
→ Aufbau des Labors mit Zeit- und Koordinierungsaufwand verbunden 
→ Herausforderung für das Zukunftslabor, die Vielfalt der Fachthemen abzudecken? 
→ Überforderung und Instrumentalisierung des Zukunftslabors möglich, wenn Fachres-

sorts diesen als Kanal in die Kabinettsklausur nutzen 
→ Abordnung könnte als Karrierebremse gesehen werden. Dies würde dazu führen, dass 

kein erstklassig geeignetes Personal abgeordnet wird. 
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Abbildung 25: Darstellung der regierungsinternen SV Akteure und deren Aufgaben in 
Option 3 
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7.6 Vergleichende Übersicht der Optionen 
Die Tabelle unten zeigt im Überblick, auf welche Weise die verschiedenen Optionen die unter 
I.2 genannten Funktionen erfüllen. Die Grafik gibt eine erste Einschätzung darüber, wie stark 
der Zugewinn im Vergleich zum Status Quo in jeder Funktion im optimalen Fall sein könnte. 
Sie wurde vom Studienteam auf der Basis der gewonnenen Erkenntnisse aus Interviews und 
Literaturanalyse getroffen. Insbesondere bei der Beurteilung der „Überführung von SV Erkennt-
nisse in Entscheidungen“ bestehen hohe Unsicherheiten, da dies von vielen zusätzlichen Fak-
toren abhängt. 

Dabei wird deutlich, dass alle drei Optionen einen erheblichen Fortschritt in der Erfüllung der 
Funktionen und damit der Zukunftsfähigkeit des Regierungshandelns bedeuten. Die Bewer-
tung zeigt zunächst, dass das Zukunftslabor die größten Fortschritte verspricht, während Op-
tion 1 eher eine inkrementelle Weiterentwicklung bedeutet. Option 2 zeigt ebenfalls größere 
Verbesserungen, allerdings sind diese in einigen Themenschwerpunkten konzentriert und er-
strecken sich weniger über die ganze Regierung. Schließlich muss dieser Bewertung eine Be-
trachtung der Risiken und des Aufwandes gegenübergestellt werden. Insbesondere Option 3 
bedeutet eine erhebliche Verwaltungsinnovation, deren Erfolg an eine Reihe von Bedingungen 
geknüpft ist und die auch hohe Transaktionskosten mit sich bringt. Option 2 bedeutet eine 
veränderte Rolle des Kanzleramts und birgt das Risiko, dass einige Ressorts sich aus parteipo-
litischen oder fachlichen Gründen nicht angesprochen fühlen. Zudem kann in dieser Option die 
starke Top-Down Orientierung den oft betonten Freiraum und die Flexibilität von Vorausschau 
einschränken. Hier wiederum bietet Option 1 die größte Offenheit. Option 1 birgt auch wegen 
der inkrementellen Natur die geringsten Aufwände und Risiken in der Umsetzung, da kein gro-
ßer Widerstand zu erwarten ist. Allerdings bleibt der Aufwand zur Koordination hier hoch, da 
keine horizontale Komponente in die Struktur eingezogen wird. Option 3 verbindet hier die 
Vorteile von 1 und 2: Wegen der gemeinsamen Steuerung des Zukunftslabors und der Mitar-
beit aus allen Häusern kann hier eine ähnlich hohe Ownership wie bei Option 1 erreicht werden. 
Gleichzeitig bestehen gute Chancen auf eine deutliche Stärkung der gemeinsamen Agenda. 

 
 

Ressortübergreifende SV

SV Produkte

Überführung in
Entscheidungen

SV
Fortbildung/KulturwandelSV Qualitätssicherung

Unterstützung Ressort SV

Interaktion SV Landschaft
1 Verteilte SV

2 Zentralisierte SV

3 Integrierte SV

Abbildung 26: Bewertung des relativen Fortschritts der durch die Institutionalisie-
rungsoptionen erreicht werden kann (Status Quo = Mittelpunkt) 
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Tabelle 3: Funktionserfüllung in den drei Optionen 

Funktionen Verteilte SV Zentralisierte SV Integrierte SV 

Ressortübergreifende 
SV Aktivitäten 

Durchführung gemeinsa-
mer Prozesse und Zu-
sammenführung der Ein-
zelprozesse 

Durch Ressorts (bottom-
up), lockere Zusammen-
führung über SV Ressort-
kreis 

Stark von BKAmt gesteu-
ert, vor allem in herausra-
genden Zukunftsthemen 

Durch Zukunftslabor ko-
operativ durchgeführt 

SV Produkte 

Horizon Scanning und 
weitere (z.B. Trendradar, 

Umfeldszenarien, 
Megatrends, Wild 

Cards, Black Swans 
etc.) 

Durch Ressorts und 
BKAmt je für Eigenbedarf, 
Horizon Scanning in ge-
ringem Maße durch 
BKAmt 

Durch Ressorts und 
BKAmt für Eigenbedarf, in 
herausragenden Zu-
kunftsthemen durch 
BKAmt SV-Arbeitseinheit, 
intensiv betriebenes 
übergreifendes Horizon 
Scanning durch BKAmt 
SV-Arbeitseinheit 

Durch Ressorts und 
BKAmt für Eigenbedarf, 
Für alle Ressorts und Ge-
samtregierung durch Zu-
kunftslabor, Intensiv be-
triebenes Horizon Scan-
ning durch Zukunftslabor 

Erstellung gemeinsamer 
Rahmenmaterialien durch 
Zukunftslabor 

Überführung in Ent-
scheidungen 

Individuell in Ressorts 
über verstärkte Kapazitä-
ten 

Politisch gesteuert durch 
BKAmt für die transfor-
mativen Themen, darüber 
hinaus durch Ressorts 

Durch direkte Arbeit des 
Zukunftslabors mit ope-
rativer Ebene, über Kabi-
nettsslots 

SV Fortbildung/Kultur-
wandel 

SV und Kooperations-
kompetenzen 

Fortbildung durch BAKS 
ev. unterstützt von 
BAKÖV 

Fortbildung durch BAKS 
unterstützt durch BKAmt 
SV-Arbeitseinheit und 
BAKÖV 

BAKS unterstützt durch 
BKAmt und Zukunftsla-
bor, gezielte Interventio-
nen durch Zukunftslabor 

SV Qualitätssicherung 

Entwicklung eines ge-
meinsamen Verständnis-
ses zentraler SV Konzepte 
und Standards 

BKAmt Referat unter-
stützt von BAKS 

Kontinuierliche Weiter-
entwicklung durch BKAmt 
SV-Arbeitseinheit, unter-
stützt von BAKS 

Kontinuierliche Weiter-
entwicklung in Zukunfts-
labor in Abstimmung mit 
BAKS 

Unterstützung Ressort 
SV Methodenberatung, 
Materialien, Hilfe bei 
Durchführung 

Sporadisch durch BKAmt 
Referat 

BAKS 

Durch BKAmt SV-Arbeits-
einheit insbesondere für 
transformative Themen 

Durch Zukunftslabor sehr 
intensiv nach Bedarf 

Interaktion SV Land-
schaft 

Austausch SV Forschung 
und Praxis im In- und 
Ausland 

 

Erweiterter Ressortkreis 
durch BAKS, Einzelaktivi-
täten durch BKAmt und 
Ressorts 

Durch BKAmt SV-Arbeits-
einheit und Ressorts 

Erweiterter Ressortkreis 
durch Zukunftslabor, 
BKAmt und Ressorts stark 
moderiert durch Zu-
kunftslabor 
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7.7 Schlussfolgerungen zur Institutionalisierung Strategischer Vo-
rausschau in das Regierungshandeln 

Um strategische Vorausschau zu institutionalisieren, also zu einer regelmäßigen Anwendung 
von SV Methoden und politischen Auseinandersetzung mit SV Ergebnissen zu gelangen, ist 
eine angemessene Einbettung der Strategischen Vorausschau in Routinen, Strukturen und die 
Kultur der Verwaltung notwendig. Dabei muss aber mit großer Behutsamkeit vorgegangen 
werden, um nicht durch zu starre Formalisierung die für SV so wichtige Offenheit und Flexibi-
lität für neue Perspektiven zu verbauen. Die Studie verweist auf einige Elemente, die in jedem 
Fall umgesetzt werden sollten, um die Zukunftsfähigkeit der Regierungsarbeit zu stärken. Dazu 
gehört: 

• die verstärkte Koordination der SV Aktivitäten der Bundesregierung (Ausweitung des Res-
sortkreises), 

• die Durchführung von ressortübergreifenden Prozessen für herausragende Zukunftsthe-
men wie insbesondere dem Klimawandel, 

• die Einrichtung eines regierungsübergreifenden Horizon Scannings, 
• der Ausbau der SV Kapazitäten in allen Ressorts und im Bundeskanzleramt, 
• eine breite Kompetenzentwicklung in SV Methoden und Kooperationstechniken, 
• die Qualitätssicherung von SV Ansätzen in der Regierung, 
• eine verstärkte Interaktion mit der nationalen und internationalen SV Landschaft, 

Diese Elemente sind jedes für sich sinnvoll, müssen jedoch, um nachhaltig Wirksamkeit zu ent-
falten, in ein Gesamtkonzept für SV Institutionalisierung eingebunden werden. 

Die Studie skizziert drei Optionen für eine ganzheitliche Institutionalisierung Strategischer 
Vorausschau, die die genannten Anforderungen in verschiedenem Maße und auf verschieden 
Weise adressieren:  

Eine vergleichende Bewertung der Optionen ergibt für alle drei eine deutliche Verbesserung 
im Vergleich zum Status Quo. Das höchste Potenzial für eine Adressierung der identifizier-
ten Anforderungen besteht jedoch bei Option 3 dem gemeinschaftlich von den Ressorts 
getragenen Zukunftslabor, das SV Prozesse und -Projekte in hoher Qualität bereitstellt und 
regelmäßig in Kabinettssitzungen und -klausuren einspeist. Indem dieses Modell die Vorteile 
der beiden anderen Optionen breite Akzeptanz bei den Ressorts (Option 1) und eine starke 
Integration fragmentierter Perspektiven (Option 2) kombiniert, hat es das größte Potential vo-
rausschauende Regierungsführung deutlich voranzubringen. Es handelt sich jedoch um eine 
mutige Verwaltungsinnovation, die mit einem gewissen Risiko einhergeht und einigen Auf-
wand erfordert. Auf der anderen Seite wird diese Innovation im Erfolgsfall erheblich dazu 
beitragen, die Kosten zu senken, die durch Reibungsverluste in den jetzigen fragmen-
tierten Strukturen entstehen. 

Um den beschriebenen Veränderungsprozess erfolgreich anzustoßen, bedarf es schließlich ei-
nes grundsätzlichen politischen Willens von der Spitze der Bundesregierung. Diese muss eine 
klare Vision einer vorausschauenden Regierungsführung verfolgen und sie immer wieder 
kommunizieren, sowohl nach Innen als auch in die Öffentlichkeit. Die Aufnahme von SV 
in eine regierungsweite Vereinbarung wird dabei – unabhängig von dem präferierten 
Institutionalisierungsmodell – als realistischster Weg gesehen, um über die vorhandenen 
ressortspezifischen SV Aktivitäten hinauszugehen und insbesondere ressortübergreifende SV 
Aktivitäten zu fördern. Auf diese Weise könnten etwa die Themen für erste gemeinsame SV 
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Prozesse festgelegt werden. Zur Umsetzung der übergreifenden SV Projekte und für die kon-
tinuierliche Weiterentwicklung der Institutionalisierung Strategischer Vorausschau ist eine 
breite Führungskoalition unerlässlich. Dabei wird es auch darauf ankommen die SV Struktur 
effektiv mit anderen verwandten Governance-Strukturen insbesondere der Nachhaltigkeits-
strategie zu verknüpfen. 

Langfristig ist zur Verankerung von vorausschauendem Regierungshandeln ein Wandel 
der Arbeits- und Denkkultur in der Verwaltung notwendig. Der dazu notwendige Kultur-
wandel kann nicht allein über Weiterbildung vorangetrieben werden, sondern muss auch Ver-
änderungen in den Karrierestrukturen und –anreizen sowie des Führungsstils umfassen, da 
diese aktuell stark von dem Silodenken und der Gegenwartsfixierung geprägt sind. 

Schließlich sollte der Institutionalisierungsprozess ständig weitergeführt werden. Entschei-
dend ist dabei eine breite Führungskoalition sowie ein offener lernender Prozess mit beglei-
tender Beobachtung der Auswirkungen (Impact Assessment). Insbesondere diejenigen Ele-
mente, die in unseren Interviews kontrovers beurteilt wurden wie etwa die „Superforecasting 
Plattform“ oder das „Zukunftsreporting“ sollten zunächst im kleinen Rahmen pilotiert und 
Schritt für Schritt angepasst werden. Aber auch die weithin begrüßten ressortübergreifenden 
SV Prozesse sollten sorgfältig beobachtet und basierend auf den Lehren aus dem ersten Pro-
zess angepasst werden. 

Entscheidend wird auch sein, dass die Vereinbarung erster konkreter Themen für ressort-
übergreifende SV Prozesse zeitnah geschieht. Konkrete Vorschläge für solche Themen 
könnten entsprechend der politischen Agenda des Koalitionsvertrages im Ressortkreis Strate-
gische Vorausschau gemeinsam erarbeitet und in der ersten Kabinettklausur vereinbart wer-
den. 
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11  Kurzes Glossar der verwendeten Begriffe aus der Strategi-
schen Vorausschau 

Futures Literacy bezeichnet die Fähigkeit das Denken über die Zukunft bewusst zu nutzen, 
um besser mit der Unsicherheit komplexer Systeme umgehen zu können. Dazu gehört insbe-
sondere ein Verständnis davon, wie die Erwartungen an Zukunft den Blick auf Gegenwart prä-
gen aber auch die Fähigkeit diese Annahmen über Zukunft (anticipatory assumptions) syste-
matisch zu reflektieren und sich andere Zukünfte vorzustellen. Eine von der UNESCO entwi-
ckelte Herangehensweis,e um diese Fähigkeit auszubilden, ist das Futures Literacy Lab.46 

Futures Wheel ist eine graphische Methode, um direkte und indirekte Auswirkungen einer 
Entwicklung, also Fragen vom Typ „Was wäre wenn?“, zu durchdenken. Ausgehend von einem 
einzelnen möglichen Ereignis in der Zukunft werden zunächst die unmittelbaren und dann die 
weiteren Auswirkungen in einem Kreis aufgetragen. Die Methode wird oft eingesetzt, um erste 
Zukunftsüberlegungen in Gruppen zu strukturieren, z.B. als Auftakt einer Szenarioentwick-
lung. 

Horizon Scanning bezeichnet eine systematische Erfassung von Anzeichen für Wandel. Dies 
kann sowohl etablierte Trends als auch erste frühe, noch unsichere Entwicklungen Weak Sig-
nals umfassen. Die Ansätze zum Horizon Scanning reichen von manueller Auswertung wenig 
beachteter „Randquellen“47 bis zu automatisiertem KI gestützten Data Mining. In der Regel 
wird großer Wert auf die Diversität der Perspektiven von Quellen und einspeisenden Personen 
(Scouts) gelegt. Oft werden die „Signale“ nach verschiedenen Kriterien bewertet (z.B. Reich-
weite, Dynamik) und visuell aufbereitet (z.B. in Dashboards oder Trendradaren). Einige Regie-
rungen (z.B. Kanada, UK, Singapur) führen solche Horizon Scans kontinuierlich durch und stel-
len sie breit in der Regierung zur Verfügung. In Deutschland betreibt z.B. das BMU ein intensi-
ves Horizon Scanning, um Entwicklungen mit Umweltauswirkungen frühzeitig zu identifizieren. 
Auch manche Unternehmen betreiben interne Horizon Scanning Netzwerke, in denen Be-
obachtungen ausgetauscht und diskutiert werden. 

Prospektive Modellierung umfasst als Oberbegriff verschiedene datengestützte Modellie-
rungsansätze, wie bspw. systemdynamische oder agentenbasierte Modellierung, die das Ziel 
verfolgen, zukünftige Entwicklungen von ausgewählten Faktoren innerhalb klar definierter Sys-
temgrenzen zu simulieren. 

Superforecasting Plattform, Forecasting Turniere oder Prediction Markets sind Plattfor-
men, auf denen Einschätzungen über das Eintreffen bestimmter Ereignisse abgegeben werden. 
Studien (bspw. Tetlock und Gardner 2015) zeigen, dass sich aus dem Mittelwert sehr vieler 
Einschätzungen eine gute Genauigkeit ergibt. Gleichzeitig konnte in den Studien belegt wer-
den, dass manche Personen („Superforecaster“) besonders hohe Trefferquoten erzielen. Einige 
Regierungen (USA, UK, Tschechien, Niederlande) nutzen solche „Superforecasting Netzwerke“ 
als Informationsquelle, z.B. als Ergänzung zur geheimdienstlichen Aufklärung und um blinde 
Flecken der Inhouse-Expertise zu vermeiden, aber auch um „Superforecaster“ zu identifizieren. 

 

                                                 
46 https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000372349 
47 z.B. aus Kunst und Literatur 
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Szenarioprozesse entwickeln denkbare Zukunftsbilder durch Bündelung und Strukturierung 
der Perspektiven von Akteuren mit möglichst unterschiedlichen Hintergründen. Dies können 
z.B. Situationen sein, auf die sich eine Gruppe einstellen sollte (Umfeldszenarien) oder ganze 
Veränderungsprozesse (Transformationsszenarien). Die Szenarioentwicklung ist ein sehr etab-
lierter Ansatz der Strategischen Vorausschau. Entsprechend vielfältig sind die Vorgehenswei-
sen. Dabei fließen häufig vorbereitende SV Analysen (z.B. Horizon Scanning) ein. Ein in 
Deutschland gängiges Verfahren ist die Zerlegung eines Themas in einzelne Aspekte (Schlüs-
selfaktoren), die zunächst getrennt behandelt und am Schluss wieder zu konsistenten Zu-
kunftsbildern zusammengesetzt werden. 

Trends sind beobachtete Veränderungen im Zeitverlauf, von denen erwartet wird, dass sie sich 
eine Zeit lang fortsetzen werden. Ein Megatrend ist ein Trend, der sowohl robust in seinem 
Verlauf als auch tiefgreifend und weitreichend in seiner Wirkung ist. Verschiedene Zusammen-
stellungen von Megatrends (z.B. JRC Megatrend Hub umfassen Aspekte wie Urbanisierung und 
Klimawandel). 

Visioning (oder Leitbild) Prozesse ermöglichen die Auseinandersetzung mit wünschenswer-
ten Zukünften. Eine Vision soll einer Gruppe Orientierung und Motivation in der alltäglichen 
Arbeit bieten und den Zusammenhalt stärken. Sie beschreibt klar und inspirierend eine für alle 
Gruppenmitglieder wünschenswerte Zukunft. Dies umfasst - je nach Ausrichtung - innere As-
pekte z.B. Formen der Zusammenarbeit oder aber nach außen gerichtete ehrgeizige Ziele, die 
die Gruppe erreichen möchte. Entsprechend reichen auch die Zielgruppen von dem engeren 
Kreis der Teammitglieder bis zu Akteuren der Außenwelt z.B. Kooperationspartner:innen. Me-
thodisch kommt es bei Visioning Prozessen vor allem darauf an, einen Raum zu schaffen, in 
dem der offene Austausch über Wertvorstellungen angeregt wird, da Werte Diskurse in der 
alltäglichen Arbeit oft wenig präsent sind. 

Weak Signals sind Beobachtungen, die Irritation auslösen und als Hinweis auf mögliche Ver-
änderung interpretiert werden, ohne dass eine Aussage über die Wahrscheinlichkeit getroffen 
werden kann. Welche Weak Signals wahr-  und ernstgenommen werden, hängt stark von den 
Filtern der beobachtenden Person/Organisation ab. Ein Weak Signal Horizon Scanning zielt 
oft darauf ab, diese Filter zu erweitern und eine breitere Palette von Weak Signals in die Inter-
pretation der Gegenwart einzubeziehen. 

Wildcards sind vorstellbare aber zeitlich nicht einschätzbare Ereignis, deren Auswirkungen das 
komplette betrachtete System erschüttern würden. Eine Wildcard widerspricht allgemeinen Er-
wartung und wird von den beteiligten Akteuren als nicht planungsrelevant erachtet und erfor-
dert daher einen spezifischen Umgang in Foresight Prozessen. 

Ähnlich gelagert ist das Konzept des Schwarzen Schwans/Black Swans, nur wird hier stärker 
der Aspekt betont, dass man sich diese Ereignisse aufgrund eines unzureichenden Verständ-
nisses des Systems („Schwäne sind immer weiß“) nicht vorstellen kann, sie aber nach ihrem 
Eintreten in den Erwartungshorizont eingebaut werden. 

Zukunfts-Biases sind Wahrnehmungsverzerrungen, die sich besonders in unserem Blick auf 
Zukunft bemerkbar machen, der durch Erfahrungen aus der Vergangenheit geprägt ist. Bei-
spiele sind die weit verbreitete „End of History Illusion“ d.h. die Annahme, dass eine Entwick-
lung (z.B. der eigenen Persönlichkeit oder einer Technologie) weitgehend abgeschlossen ist 
sowie der Halo/Horns Effekt d.h. die Tendenz einzelne positive/negative Aspekte auf die Be-
wertung eines ganzen Systems zu übertragen. 
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12 Annex 

Internationale Fallstudien Quellen und Interviewpartner:innen 

Tabelle 4: Internationale Interviewpartner:innen 

Finnland Professor Toni Ahlqvist: Senior Mitglied der Government Foresight Group (GFG),  
Finland Futures Research Centre, University of Turku 

Olli Hietanen: Counseler des Committee for the Future des Finnischen Parlaments 

Jaana Tapanainen-Thiess: Chief Senior Specialist , Prime Minister's Office (PMO),  
Secretary General GFG (im Rahmen von OECD GFC Meeting) 

Vereinigtes Königreich Ruth Marshall, Head of Futures Capability, Government Office for Science 

Cat Tully, School of International Futures 

Sue Evans, Head of Futures HMRC (Her Majesty's Revenue and Customs)  

Kanada Kristel Van der Elst, Director General 

Peter Padbury, Chief Futurist 

Europäische  
Kommission 

Fabiana Scapolo, Leiterin Competence Centre Foresight, Joint Research Centre (JRC) 
(Kurzinterview) 

Tabelle 5 Quellen und Sekundärliteratur aus AP2 

Übergreifend Finnland,  
Vereinigtes Königreich, 
Singapur, Kanada 

Heo, Kyungmoo; Seo, Yongseok (2021): Anticipatory governance for newcomers: les-
sons learned from the UK, the Netherlands, Finland, and Korea. In: Eur J Futures Res 9 
(1), S. 1–14. DOI: 10.1186/s40309-021-00179-y. 

School of Internation Futures (2021): Features of effective systemic foresight in gov-
ernments around the world. Unter Mitarbeit von Anne Bowers, Cat Tully, Iman Jamall, 
Mary Carenbauer, Peter Glenday and Ruth Beveridge 

Boston, Jonathan (Hg.) (2016): Governing for the future. Designing democratic insti-
tutions for a better tomorrow. First edition 2017. Bingley: Emerald Group Publishing 
Limited (Public Policy and Governance, volume 25). 

Finnland Koskimaa, Vesa; Raunio, Tapio (2020): Encouraging a longer time horizon: the Com-
mittee for the Future in the Finnish Eduskunta. In: The Journal of Legislative Studies 
26 (2), S. 159–179. DOI: 10.1080/13572334.2020.1738670. 
 
Hietanen, Olli (2018): Science and political decision-making – the Parliament of Fin-
land’s Committee for the Future. Online verfügbar unter https://vastuullinen-
tiede.fi/en/reuse/science-and-political-decision-making-parliament-finlands-com-
mittee-future. 
https://vnk.fi/en/foresight 
 
Committee for the Future (2021): Statement of the Committee TuVL 3/2021 vp─ E 
130/2020 vp. Government report: Strategic foresight report from the Commission 
2020 “Strategic Foresight – Charting the course towards a more resilient Europe”. 
Helsinki.  

Singapur https://www.csf.gov.sg/ 
Centre for Strategic Futures (2019): Foresight. Tenth Anniversary Issue. Online ver-
fügbar unter https://www.csf.gov.sg/files/media-centre/publications/CSF_Fore-
sight_2019.pdf 

Spanien https://www.espana2050.com/ 

https://vnk.fi/en/foresight
https://www.csf.gov.sg/
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Kanada https://horizons.gc.ca/en/home/ 
 
Padbury, Peter (2020): An Overview of the Horizons Foresight Method: Using the „In-
ner Game” of Foresight to Build System-Based Scenarios. In: World Futures Review 
12 (2), S. 249–258. DOI: 10.1177/1946756719896007. 
 

Spanien https://www.espana2050.com/espana2050 

https://second.wiki/wiki/oficina_nacional_de_prospectiva_y_estrategia#cite_note-2 

Europäische  
Kommission 

(European Commission 2020, 2021; Störmer et al. 2020; van Woensel 2021)   

 

Leitfaden nationale Interviews (komprimiert) 

Institutionalisierung von Strategischer Vorausschau als Prozess und Methode in der deutschen 
Bundesregierung. Interviewleitfaden48 

Modul 1. Status Quo Strategische Vorausschau (SV) 

• Was ist Ihre Perspektive auf SV? 
• Wie sehen Sie den Stand SV in Ihrem Bereich? 
• Was sind mögliche zukünftige Einsatzfelder in Ihrem Bereich? 

Modul 2. Bedarfe, Optionen, Barrieren von SV Institutionalisierung 

• Aus Ihrer Sicht: Was sind die Haupthemmnisse vorausschauenden Handelns in der poli-
tisch-administrativen Realität und wie könnte diesen begegnet werden? 

• Welche Rollenverteilung zwischen zentralen (außerhalb des eigenen Ressorts) und de-
zentralen Einheiten (im eigenen Haus) wäre aus Ihrer Sicht am sinnvollsten, um Strategi-
sche Vorausschau in der Bundesregierung organisatorisch zu verankern? 

• Was würden Sie von de/zentralen Unterstützungseinheiten erwarten? 
• Wie müsste aus Ihrer Sicht die Schnittstelle von SV zur Umsetzung gestaltet sein? 
• Mit welchen anderen Prozessen müsste die SV koordiniert sein? 
• Wie könnte eine Institutionalisierung SV erreicht werden? Wer wären Treiber/Verbün-

dete? Wer müsste überzeugt werden? Welche Barrieren könnte es geben? 

Modul 3. Use Cases (Auswahl von 2-3 Fällen nach Interesse) 

Wie beurteilen Sie folgende möglichen Elemente einer institutionalisierten SV („Use Cases“)? 

a. Ein ressortübergreifendes „Horizon Scanning“ (vgl. Kasten 1) 
b. Regelmäßiges Zukunftsreporting der Regierung gespeist von allen Ressorts 
c. Ressortübergreifende SV Prozesse für strategisch besonders relevante Vorhaben 
d. Verankerung Zukunfts-Denken in der Arbeitskultur der Verwaltung 
e. Regulative Institutionalisierung (z.B. in GGO) 
f. Ressortübergreifende Nutzung von Forecasting Plattformen/Prediction Markets (siehe 

Kasten 2) 

                                                 
48 Der Leitfaden wurde jeweils angepasst an Ebene und Fachgebiet der Interviewpartner:innen 

https://horizons.gc.ca/en/home/
https://www.espana2050.com/espana2050
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Kasten 1: Horizon Scanning 

Unter „Horizon Scanning“ versteht man in der SV eine systematische Erfassung von Anzei-
chen für Wandel. Diese kann sowohl etablierte Trends als auch „schwache Signale“ für 
neue Entwicklungen umfassen. Die Erfassung kann durch verschiedene Ansätze erfolgen 
von manuellem scouting bis zum automatisierten Data Mining. Die Ergebnisse können 
bspw. in Berichtsform, in einer Datenbank oder auf einer digitalen Plattform dargestellt wer-
den. In der Regel wird großer Wert auf die Diversität der Perspektiven von Quellen und 
einspeisenden Personen (Scouts) gelegt. Oft werden die „Signale“ nach verschiedenen Kri-
terien bewertet (z.B. Reichweite, Dynamik) und visuell aufbereitet (z.B. in Dashboards oder 
Trendradar). Einige Regierungen (z.B. Kanada, UK) führen solche Horizon Scans kontinuier-
lich durch und stellen sie breit in der Regierung zur Verfügung. In Deutschland betreibt z.B. 
das BMU ein intensives HS um Entwicklungen mit Umweltauswirkungen frühzeitig zu iden-
tifizieren. 

Kasten 2: Forecasting Plattformen 

 

Forecasting Turniere oder Prediction Markets sind Plattformen, auf denen Einschätzungen 
über das Eintreffen bestimmter Ereignisse abgegeben werden. Die Erfahrung zeigt, dass sich 
aus dem Mittelwert sehr vieler Einschätzungen eine gute Genauigkeit ergibt. Gleichzeitig 
erzielen manche Personen („Superforecaster“) besonders hohe Trefferquoten. Manche Re-
gierungen (US, UK, Tschechien, Niederlande) nutzen solche „Superforecasting Netzwerke“ 
als Informationsquelle z.B. als Ergänzung zur geheimdienstlichen Aufklärung, um blinde Fle-
cken der inhouse Expertise zu adressieren oder „Superforecaster“ zu identifizieren. Ein Bei-
spiel ist die Cosmic Bazaar Plattform in Großbritannien. Seit dem Start der Website im April 
2020 wurden mehr als 10.000 Prognosen von 1.300 Personen aus 41 Regierungsstellen und 
mehreren verbündeten Ländern abgegeben. Etwa 200 Personen bearbeiten regelmäßig die 
30-40 Fragen die zu jeder Zeit live sind49. 

 

                                                 
49 https://www.economist.com/science-and-technology/2021/04/15/how-spooks-are-turning-to-superforecasting-in-the-cosmic-bazaar 

https://www.economist.com/science-and-technology/2021/04/15/how-spooks-are-turning-to-superforecasting-in-the-cosmic-bazaar
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